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Abschluss im 
öffentlichen Dienst 

Mit einer deutlich spürbaren 
sozialen Komponente wurde 
eine Tarifeinigung erkämpft. 
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Gespräche blockiert 

Netanjahu provoziert: Die 
Verhandlungen zwischen Israel 
und Palästina über eine Frie¬ 
densregelung stehen höchst¬ 
wahrscheinlich vor dem Aus. 
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Ratenrevolution 

„Wir sind die Generation, 
die das Vaterland zurück¬ 
erobert hat“, behauptet ein 
Slogan der ecuadoriani- 
schen Regierung. 

Seite 13 


11. April 2014 - Nr. 15- 46. Jahrgang 


PVSt K 4956 D - Entgelt bezahlt 




Ausnahmeregelungen 
weg, io Euro her! 


M ehr als zehn Jahre gingen 
Gewerkschaften, Arbeits¬ 
losen- und Sozialverbände 
sowie linke Parteien auf die Straßen 
und forderten: „Wer Vollzeit arbeitet, 
muss davon leben können!“ Die For¬ 
derung nach einem einheitlichen ge¬ 
setzlichen Mindestlohn wird von drei 
Vierteln der Menschen im Land un¬ 
terstützt. Diesem politischen Druck 
konnten sich auf Dauer weder die SPD 
noch die CDU entziehen. Nun wird 
versucht, diesen Erfolg langjähriger 
Kämpfe auch durch Übergangsfristen 
und Ausnahmeregelungen zu verwäs¬ 
sern. Dagegen regt sich Widerstand. 
Zudem fordert nicht nur Frank Bsirske 
von ver.di, den Mindestlohn bald von 
8,50 auf zehn Euro zu erhöhen. Zehn 
Euro pro Stunde fordert auch die DKP 
und unterstrich das in den letzten Jah¬ 
ren bei vielen Aktionen. 

Die langjährigen Versuche von Unter¬ 
nehmern und CDU, einen Flickentep¬ 
pich von branchenspezifischen Min¬ 
destlöhnen zu basteln, sind geschei¬ 
tert. Nun versuchen sie, Gruppen von 
Beschäftigten auszuschließen. Ausnah¬ 
meregelungen u.a. für Langzeitarbeits¬ 
lose, Jugendliche, Saisonarbeiter und 
Erntehelfer sowie Zeitungsausträger 
sind entweder schon beschlossen oder 
stehen noch auf dem Wunschzettel der 
Unternehmer. Millionen Arbeitende 
wären betroffen. 

Bezüglich der Langzeitarbeitslosen 
spricht auch die AfA (Arbeitsge¬ 
meinschaft für Arbeitnehmerfragen) 
der SPD von einer weiteren Stigma¬ 
tisierung der Betroffenen. Wer z.B. 
nach über 30 Jahren Arbeit durch 
Betriebspleite oder Verlagerung sei¬ 
nen Arbeitsplatz verliert, als 50-jäh¬ 
riger dem Streben der Manager nach 
olympiareifen Mannschaften nicht 
mehr genügt, landet nach 365 Tagen 
im Verarmungsprogramm Hartz IV. 
Jetzt soll er oder sie bei einer Jobauf¬ 
nahme zusätzlich diskriminiert werden 
durch ein halbes Jahr Bezahlung unter 
Mindestlohn. Als Aufstocker blieben 
Betroffene im Hartz-IV-System, für 
die Unternehmer wäre das eine wei¬ 
tere Lohnsubvention, neben sonsti¬ 


gen Fördermitteln zur Beschäftigung 
Langzeitarbeitsloser. 

Als besonders perfide empfinden viele 
die Begründung von Ausnahmen für 
Jugendliche unter 18 Jahren. Die wür¬ 


den von 8,50 Euro Mindestlohn davon 
abgehalten werden, einen Beruf zu er¬ 
lernen. Das verbreiten die Verantwort¬ 
lichen dafür, dass jährlich Zehntausen¬ 
de qualifizierter Ausbildungsplätze 
fehlen und viele junge Menschen zum 
Jobben gezwungen sind. Sie bekämen 
sogar noch einen Anreiz, verstärkt Ju¬ 
gendliche für Arbeiten wie Regale auf¬ 
füllen etc. zu beschäftigen. Auch hier 
wird die Ausnahme zur Subvention für 
die Unternehmer, bezahlt von Jugend¬ 
lichen und ihren Familien. 
Saisonarbeiten in der Landwirtschaft 
werden zumeist von Menschen aus 
Südosteuropa erledigt. Ihnen soll der 
Mindestlohn bis 2017 vorenthalten 


werden. Bauernverbände malen Hor¬ 
rorgemälde vom Ende der deutschen 
Landwirtschaft an die Wand, wenn 
Spargelstecher 8,50 Euro bekämen 
statt wie bisher 6,40 Euro. Ob Spargel 


oder Äpfel, zwei Euro mehr wären für 
die Erntehelfer über 100 Euro plus pro 
Woche, die am Endverkaufspreis aber 
wenig ändern würden. 

Sehr rührig waren die Zeitungsver¬ 
leger. Sie sehen die Pressefreiheit in 
Gefahr, wenn Zeitungszusteller den 
Mindestlohn bekämen. Manche Län¬ 
der wie z.B. Luxemburg, haben Re¬ 
gelungen zur Subventionierung der 
Tagespresse, die dann zu Lasten der 
Staatskasse gehen. Hier sollen aber 
die Hungerlöhne derer subventioniert 
werden, die bei jedem Wetter mitten in 
der Nacht losziehen müssen, damit um 
sechs Uhr die Zeitungen in den Käs¬ 
ten sind. 


Ein gesetzlicher Mindestlohn wird 
Lohnsubventionierung einschränken, 
somit öffentliche Haushalte entlasten. 
Er wird der Schwächung der Gewerk¬ 
schaften durch Lohndumping entge¬ 


genwirken. Was das Wichtigste ist, er 
wird Millionen Menschen ein würdi¬ 
geres Leben ermöglichen, ohne teils 
erdrückende materielle Not, auch mit 
etwas mehr Teilhabe am gesellschaftli¬ 
chen Leben. Der jahrelange erfolgrei¬ 
che Kampf um den Mindestlohn geht 
weiter, jetzt gegen Übergangsregelun¬ 
gen, gegen Ausnahmen und für zehn 
Euro als nächste Stufe. Und es geht um 
Kontroll- und Sanktionsmechanismen. 
Jene, die über Jahrzehnte auch man¬ 
gels Kontrolle Steuern hinterzogen 
haben, werden wenig Hemmungen ha¬ 
ben, sich um den Mindestlohn herum 
umogeln, schaute man ihnen nicht auf 
die Finger. Volker Metzroth 



Nein zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr! 

Friedensbewegung warnt Linkspartei vor Türöffner-Effekt 


Diese Zeitung ist noch nicht ge¬ 
druckt, da hat der Bundestag den 
nächsten Auslandseinsatz der Bun¬ 
deswehr beschlossen. Ein deutsches 
Kriegsschiff, bemannt mit 300 Solda¬ 
ten soll auf Anforderung der USA ins 
Mittelmeer entsandt werden, um die 
Vernichtung syrischer Chemiewaffen 
abzusichern. Union, SPD und Grüne 
hatten keinerlei Zweifel daran gelas¬ 
sen, dass sie diesem Einsatz zustim¬ 
men. Einem Einsatz, der sich ange¬ 
sichts der unverhohlenen Kriegsdro¬ 
hungen gegen Syrien aus der Türkei 
und der dort stationierten deutschen 
„Patriot“-Raketen auch ausweiten 
könnte. 

Neu ist, dass auch Abgeordnete der 
Linkspartei, darunter der Berliner 
Stefan Liebich, ihre Zustimmung zu 
der Entsendung deutscher Soldaten 
angekündigt hatten. Zuvor waren 


sie von Fraktionschef Gregor Gysi 
aufgefordert worden, sich dem Aus¬ 
landeinsatz nicht zu verweigern. Der 
frühere verteidigungspolitische Spre¬ 
cher der Fraktion Paul Schäfer hatte 
den Abgeordneten sogar „dringend“ 
geraten, den Antrag der Bundesregie¬ 
rung auf keinen Fall abzulehnen und 
ein „Ja“ zu prüfen. Es gehe hier nicht 
darum, den Antimilitarismus aufzu¬ 
weichen, sondern die abrüstungs- 
und friedenspolitische Glaubwürdig¬ 
keit zu unterstreichen, so Schäfer. Ein 
„Nein“ sei „überhaupt nicht nach¬ 
vollziehbar“. 

Ja-Stimmen zu einem Auslandsein¬ 
satz der Bundeswehr von Abgeord¬ 
neten der Linkspartei sind ein No¬ 
vum. Nur bei der Entsendung einer 
Beratermission in den Sudan gab es 
eine Reihe von Enthaltungen. Das 
„Neue Deutschland“ (7. April 2014) 


mag zwar Recht haben, dass es das 
Weltgeschehen kurzfristig nicht we¬ 
sentlich beeinflussen wird, ob die 
Linksfraktion für oder gegen diesen 
Einsatz stimmt. Sehr wahrscheinlich 
ist aber, dass sich die Partei „Die Lin¬ 
ke“ dadurch verändern wird. 

Mehr als 260 Persönlichkeiten der 
Friedens- und demokratischen Be¬ 
wegung, darunter Konstantin We¬ 
cker, Eckart Spoo, Heinrich Fink, 
Renate Richter und Laura von Wim- 
mersperg hatten in einem Offenen 
Brief vor einem Türöffner-Effekt ge¬ 
warnt. Sie erinnerten an den Einsatz 
von deutschen Minenabwehrkräften 
im Kontext mit dem Zweiten Golf¬ 
krieg und die Entsendung von Bun¬ 
deswehrsanitätern 1992 nach Kambo¬ 
dscha - „natürlich aus rein humanitä¬ 
ren Gründen“. Es seien diese Einsätze 
gewesen, die Türöffner für spätere 


Kriegsentscheidungen gewesen sei¬ 
en. Erst bei der SPD, dann bei den 
Grünen. Nun werde „Die Linke“ auf¬ 
gefordert, auch endlich mitzumachen 
und ihre Außen- und Sicherheitspoli¬ 
tik zu ändern. 

„Enthaltungen und Ja-Stimmen zu 
diesem Bundeswehreinsatz sind der 
Anfang vom Ende einer konsequen¬ 
ten Position der Partei ,Die Linke 4 
zu militärischen Interventionen des 
deutschen Imperialismus. Daran rum¬ 
definieren zu wollen ist Unsinn“, er¬ 
klärte der Vorsitzende der DKP, Pa- 
trik Köbele, am Tag vor der Abstim¬ 
mung. Köbele weiter: „Wer bei der 
EU-Wahl seine Stimme für ein Ende 
aller Auslandseinsätze der Bundes¬ 
wehr und für den Stopp der Rüs¬ 
tungsexporte abgeben will, der muss 
DKP wählen. Auch als klares Signal 
an die Partei ,Die Linke? 4 Wera Richter 


Thema der Woche 


Fracking: Neue Anläufe 

Offen bekämpfen sich zur Zeit zwei 
Kapitalfraktionen in Deutschland: 
Der Deutsche Brauer-Bund (DBB) 
und die „Fracking-Fraktion“. 

Doch nicht nur die Bierbrauer fürch¬ 
ten um einwandfreies Wasser. Auch 
Wasserversorger und Bürgerinnen 
und Bürger wehren sich ... 
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Mit der UZ auf 
die Straße! 

Die gesamte Erstauflage mit 115 000 Ex¬ 
emplaren der UZ-Extra zur EU-Wahl ist 
schon ausgeliefert - Rekord! Es liegen 
weitere Bestellungen vor, daher dru¬ 
cken wir nach. Es kann also noch be¬ 
stellt werden. 

In diesem Jahr finden 66 Ostermärsche 
statt. Die UZ vom 17.4.2014 hat die The¬ 
men Frieden und Abrüstung zum Inhalt 
und eignet sich besonders, den Demo- 
Teilnehmerinnen unsere Zeitung vorzu¬ 
stellen. Diese Gelegenheiten sollten wir 
unbedingt nutzen. Es liegen erst sechs 
Bestellungen vor - da geht doch noch 
ein bisschen mehr!! Bis Montag vormit¬ 
tag (14.4.) können noch Bestellungen 
angenommen werden. 

Der 1. Mai soll zum Aktionstag für die 
UZ und das Pressefest (Button-Ver¬ 
kauf!) werden. Zehntausende Kollegin¬ 
nen und Kollegen werden auf der Stra¬ 
ße sein - die UZ darf auf keiner Demo 
oder Kundgebung fehlen! Wir sollten 
die Chance nutzen, um möglichst viele 
Buttons zur Finanzierung unseres Pres¬ 
sefestes zu verkaufen. Die UZ-Redaktion 
wird dafür eine ganz besondere Ausga¬ 
be zur Verfügung stellen. Mit interes¬ 
santen Beiträgen zu den Kernthemen 
unserer Politik und mit einer neu gestal¬ 
teten UZ-Titelseite! Die Seiten 1 und 16 
werden wir vierfarbig drucken mit einer 
ganzseitigen Werbung für unser Pres¬ 
sefest! 

Es liegen für die UZ zum 1. Mai schon 
über 7 000 Bestellungen vor, z.B. wer¬ 
den in Nürnberg auf dem DGB-Fest und 
auf dem „Revolutionären 1. Mai-Fest“ 
i 260 und in Bremen 1120 UZ-Exemplare 
verteilt. Mit dem Versand der UZ erhal¬ 
tet ihr auch einige Flyer zum UZ-Pres- 
sefest in türkischer Sprache, da wir auf 
den Maikundgebungen zahlreiche tür¬ 
kische Kolleginnen erreichen können. 
Zusätzliches Werbematerial (und die 
Soli-Buttons!) könnt ihr direkt mitbe¬ 
stellen. Wir leiten die Bestellung dann 
an den PV weiter. 

Bestellungen für die UZ zum 1. Mai bit¬ 
te bis spätestens 20. April an vertrieb® 
unsere-zeit.de, Tel.: 020117788 923 oder 
bei Gustl Ballin 0911 8019991 


Nur noch 
11 Wochen 


bis zum 

18. UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 

Zum Stand der Vorbereitungen und 
weitere Informationen 
siehe Seite 11 und 15 


UZ-PRESSEFEST 

VOLKSFEST der DKP 


27.-29. Juni 2014; Dortmund 



Antikriegsinfo der DKP 

Kein Ostermarsch ohne das 
Antikriegsinfo der DKP! Kopiervorlagen 
als PDF-Download unter 

news.dkp.de 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Das Kämpfen hat 
sich gelohnt! 

Zum Ergebnis des Tarifkampfes 
beim öffentlicher Dienst 


Streikbereitschaft nicht genutzt 


Tarifabschluss im öffentlichen Dienst 
ist auch der großen Koalition geschuldet 



Es gibt Kritiker des Tarifabschlusses 
für die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes des Bundes und der Kommu¬ 
nen, die der Auffassung sind, dass es 
mal wieder einen Verrat der Gewerk¬ 
schaftsspitze gegeben hat und die Fra¬ 
ge stellen: „Und dafür haben die Be¬ 
schäftigten gestreikt?“ (Kommentar 
auf RedGlobe, ab gedruckt auf news. 
dkp.de). Die Darstellung des Ergeb¬ 
nisses zeugt dann allerdings davon, 
dass mal wieder ein Beißreflex die Fe¬ 
der beim Kommentieren geführt hat. 
Olaf Harms meint auf der gleichen 
Onlineseite, dass in dieser Runde mehr 
drin gewesen sei. Immerhin stellt er 
fest, dass der Abschluss im Prinzip ein 
ganz guter sei. 

Der Meinung, dass es eigentlich ein 
guter Abschluss ist, waren auch die 
ehrenamtlichen Mitglieder der ver. 
di-Bundestarifkommission und de¬ 
ren Verhandlungskommission. Mit ei¬ 
ner Einschränkung: Die Komponente 
der Nahverkehrszulage konnte nicht 
durchgesetzt werden, weshalb die we¬ 
nigen Gegenstimmen zur Annahme¬ 
empfehlung auch im Wesentlichen aus 
diesem Bereich kamen. 

Aber was konnte denn nun eigentlich 
wirklich durchgesetzt werden? 

Die Beschäftigten bekommen rückwir¬ 
kend zum 1. März drei Prozent mehr 
Gehalt. Mindestens aber 90 Euro. Die¬ 
ser Mindestbetrag bedeutet, dass die 
Steigerung in der untersten Entgelt¬ 
gruppe 5,7 Prozent beträgt. Und vom 
Volumen der Steigerung insgesamt 3,3 
Prozent ausmacht. 

Ab 1. März 2015 steigen die Gehälter 
dann um 2,4 Prozent. Während 2014 
damit neben dem verteilungsneutralen 
Spielraum (Inflation plus Produktivi¬ 
tätssteigerung: geschätzt auf 2,4 Pro¬ 
zent) auch ein leichter Umverteilungs¬ 
faktor durchgesetzt werden konnte, 
wird die Steigerung 2015 wahrschein¬ 
lich maximal verteilungsneutral sein. 
Durch die soziale Komponente erhö¬ 
hen sich die Entgelte für die Beschäf¬ 
tigten von der EG 1 bis zur EG 8 (und 
das ist die Masse der Beschäftigten) 
insgesamt zwischen 8,4 Prozent und 
sechs Prozent. 

Beschäftigte, die nach 2005 eingestellt 
wurden und durch die fehlende Ent¬ 
geltordnung keine Aufstiege in eine 
höhere Entgeltgruppe erreicht haben, 
bekommen eine Einmalzahlung von 
360 Euro. 

Für die Auszubildenden steigen die 
Vergütungen 2014 um 40 Euro und 
2015 um 20 Euro. Das sind insgesamt 
prozentual ca. ein Prozent mehr als 
beim Gesamtergebnis für die übrigen 
Beschäftigten. Außerdem erhalten sie 
einen Tag mehr Urlaub. 

Auch für die übrigen Beschäftigten 
gibt es eine Erhöhung der Urlaubsta¬ 
ge auf nunmehr 30 Tage für alle. Das 
bedeutet, dass sich innerhalb von zwei 
Jahren der Urlaubsanspruch der unter 
30-jährigen um vier Tage und der Kol¬ 
leginnen, die zwischen 30 und 40 Jahre 
alt sind, um einen Tag erhöht hat. 


Nimmt man alle Komponenten zu¬ 
sammen, dann konnte eine Personal¬ 
kostensteigerung von knapp sechs Pro¬ 
zent durchgesetzt werden. 

Nicht durchgesetzt werden konnten 
weder eine Nahverkehrszulage (es 
waren 70 Euro gefordert), noch eine 
Erhöhung der Nachtarbeitszuschlä¬ 
ge im Krankenhausbereich. Im Nah¬ 
verkehr wird es allerdings in einigen 
Landesbezirken schon unmittelbar im 
Anschluss an diese Runde um tarif¬ 
liche Verbesserungen gehen. U. a. in 
Niedersachsen wird dabei von einer 
großen Streikbereitschaft ausgegan¬ 
gen. 

Neben diesen unmittelbar materiellen 
Auswirkungen der Tarifrunde konnte 
eine tarifliche Verbesserung für leis¬ 
tungsgeminderte Kolleginnen und Kol¬ 
legen aus dem ehemaligen Arbeiterbe¬ 
reich vereinbart werden. Das bedeu¬ 
tet z.B. für 400 der 6 500 Beschäftigten 
der Berliner Stadtreinigung unmittel¬ 
bar gravierende Einkommenssteige¬ 
rungen. Außerdem wurde mit dem 
Bund vereinbart, eine wissenschaftli¬ 
che Untersuchung zu Auswirkungen 
der sachgrundlosen Befristungen zu 
machen. Gerade im Hochschul- und 
Krankenhausbereich wird in einem ho¬ 
hen Maß mit diesem Mittel gearbeitet, 
was gravierende Auswirkungen auf die 
Lebensperspektive tausender Beschäf¬ 
tigter hat. 

Verantwortlich für dieses Ergebnis 
waren über 200 000 Beschäftigte der 
Kommunen und des Bundes, die in 
kreativen Aktionen über zwei Wo¬ 
chen in Warnstreiks waren. Dazu bei¬ 
getragen hat auch eine Imagekampa¬ 
gne von ver.di. Nach dem Motto der 
letzten Tarifrunde „Wir sind es wert!“ 
beherrschte in diesem Jahr der Spruch 
„Wir sind die Guten! Ihre öffentlichen 
Dienstleister!“ die Demonstrationen. 
In vielen Städten liefen zudem Be¬ 
schäftigte des öffentlichen Dienstes, 
vom Müllwerker über die Erzieherin, 
vom Musiklehrer bis zur Maskenbild¬ 
nerin vom Theater über rote Teppiche 
und Frank Bsirske wurde nicht müde, 
vor den Kameras und auf Kundge¬ 
bungen von den wirklichen Stars des 
Alltags zu sprechen. In phantasievol¬ 
ler Weise wurde so deutlich, wer wirk¬ 
lich die Werte in dieser kapitalistischen 
Gesellschaft schafft. 

Nun haben die ver.di-Mitglieder das 
Wort. In der Mitgliederbefragung ent¬ 
scheiden sie, ob das Ergebnis gut ist, 
oder ob sie bereit sind, für ein besseres 
zu streiken. 

Was aber jetzt schon festzustellen ist: 
Diese Runde hat auch den Stolz von 
Beschäftigten gefördert und auch 
dieses ist ein Grund, weshalb die, die 
dann tatsächlich auch an dieser Ta¬ 
rifauseinandersetzung teilgenommen 
haben und nicht nur kommentierend 
am Rand stehen, sagen: „Dieses ist ein 
gutes Ergebnis. Das Kämpfen hat sich 
gelohnt!“ 

Wilhelm Koppelmann, 
Mitglied der ver.di-Bundestarifkommission 


Für die rund 2,1 Millionen Angestell¬ 
ten von Bund und Kommunen wur¬ 
de ein Ergebnis erzielt: Anhebung 
der Gehälter linear rückwirkend zum 
1. März um drei Prozent, mindestens 
aber 90 Euro, zum 1. März 2015 weite¬ 
re 2,4 Prozent. Auszubildende erhalten 
40 Euro, ein Jahr später noch einmal 20 
Euro. Hinzu kommen 30 Tage Urlaub 
ab 2014, für Auszubildende 28 Tage. 
Zugesagt wurde, dass dieses Ergeb¬ 
nis auch auf die Beamten übertragen 
werden soll. Nun sind die Mitglieder 
an der Reihe, ob sie der Empfehlung 
der Bundestarifkommission folgen und 
das Ergebnis akzeptieren. 

Gemessen an den Forderungen (100,- 
Euro Festbetrag, 3,5 Prozent Anhe¬ 
bung der Gehälter) kann das Ergeb¬ 
nis zunächst positiv bewertet werden, 


Trotz Agenda 2010 und Niedriglöh¬ 
nen sind die Gewerkschaften nicht 
erst seit der letzten Bundestagswahl 
auf Kuschelkurs mit den Großkoali¬ 
tionären. 

Wie es scheint, soll es dabei auch blei¬ 
ben. In einer ersten Bilanz nach 100 
Tagen hat Michaela Rosenberger, Vor¬ 
sitzende der Gewerkschaft Nahrung- 
Genuss-Gaststätten (NGG), gera¬ 
de der großen Koalition bescheinigt, 
dass sie grundsätzlich Wort halte. Die 
Richtung stimme: „Bei aller Kritik im 
Detail: Vor allem das Arbeitsministe¬ 
rium hat mit dem Rentenpaket und 
dem Gesetz zur Stärkung der Tarif¬ 
autonomie, vor allem der Einführung 
eines gesetzlichen Mindestlohns von 
8,50 Euro, längst überfällige Refor¬ 
men für die Beschäftigten angepackt. 
Der einheitliche und flächendeckende 
gesetzliche Mindestlohn ist eine ent¬ 
scheidende Säule einer neuen Ord¬ 
nung der Arbeit. Und auch Michael 
Sommer, der Vorsitzende des Deut¬ 
schen Gewerkschaftsbund (DGB), hat 
den „Gestaltungswillen“ der schwarz¬ 
roten Koalition nach 100 Tagen im 
Amt gelobt und bilanzierte: „Bei aller 
Kritik im Detail: Die Richtung stimmt. 
Diese Regierung will gestalten. Und 
das ist schon viel wert, bedenkt man 
den vierjährigen Bummelstreik der 
Vorgängerregierung.“ 

Erstmals seit langem würden wieder 
Reformen für statt gegen die Beschäf¬ 
tigten gemacht, Kritik kam aber massiv 
von der Bundesvereinigung der Deut¬ 
schen Arbeitgeberverbände (BDA): 
„Was bisher in den ersten 100 Tagen 
passiert ist, stimmt vielfach bedenk¬ 
lich“, sagte BDA-Präsident Ingo Kra¬ 
mer. Hat da jemand den Beiden die 
Redetexte vertauscht? 


insbesondere, dass es gelungen ist, eine 
„3“ vor dem Komma zu erzielen und 
einen Sockelbetrag von 90 Euro zu 
erreichen. Gemessen an der Streik¬ 
bereitschaft ist das Ergebnis nicht zu¬ 
friedenstellend, hier wäre mehr drin 
gewesen. Abzüglich einer erwarteten 
Teuerungsrate zwischen 1,5 und zwei 
Prozent bleibt von der Erhöhung nicht 
mehr viel übrig. Und ob Auszubilden¬ 
de mit 40 Euro mehr ihr Auskommen 
mit dem Einkommen haben, bleibt 
mehr als fraglich. 

Dieser Tarifabschluss ist letztlich auch 
der großen Koalition geschuldet, dort 
insbesondere der SPD. Um nicht noch 
mehr an Glaubwürdigkeit zu verlieren, 
erinnert sei hier nur an den Mindest¬ 
lohn mit weitreichenden Ausnahmen 
für Millionen von Beschäftigten und 


Während Unternehmerverbände, 
Großkonzerne und alle anderen nur 
am Profit Interessierten ihre Kapital¬ 
interessen vor und hinter den Kulis¬ 
sen permanent und klassenorientiert 
wahrnehmen, setzen die bundesdeu¬ 
tschen Gewerkschaften überwiegend 
auf vertrauensvolle Hinterzimmer- 
Gespräche. Denn die GroKo ist auch 
ihr Projekt. Schon vor der Wahl sah 
DGB-Chef Michael Sommer in einer 
Große Koalition einen großen „poli¬ 
tischen Gewinn“. Zwischen 2005 und 
2009 habe sie in der schwersten Wirt¬ 
schaftskrise nach dem Krieg gemein¬ 
sam mit Arbeitgebern „ausgesprochen 
gute Arbeit geleistet“. Schon am Tag 
nach der Bundestagswahl stellte Mi¬ 
chael Vassiliadis, der Vorsitzende der 
Gewerkschaft Bergbau, Chemie, Ener¬ 
gie (IG BCE) öffentlich fest: Gerade 
in der Industrie- und Energiepolitik 
gebe es „die größten programmati¬ 
schen Schnittmengen mit Positionen 
der IG BCE bei Union und SPD“: 
„Eine schwarz-grüne Koalition wäre 
aus Gewerkschaftssicht ohne erkenn¬ 
bare Konturen, aber mit erwartbaren 
Konflikten befrachtet“, lies er wissen. 
Ebenso Berthold Huber, der Vorsit¬ 
zende der IG Metall: Jetzt gehe es 
darum, „diejenigen Themen stark zu 
machen, für die die SPD und auch die 
Union von sehr vielen Menschen ge¬ 
wählt worden sind“ - als da sind: eine 
Neuordnung des Arbeitsmarkts, die 
Umsetzung der Energiewende und 
eine Verbesserung der Infrastruktur. 
Dafür sei eine große Koalition gera¬ 
dezu prädestiniert. 

Und die IG Metall? In einem Inter¬ 
view in der „metall“ meldete sich 
Armin Schild, Leiter des IG Metall- 
Bezirks Mitte und Mitglied des SPD- 


Hartz IV-Opfern, sollte zumindest an 
der Tariffront im öffentlichen Dienst 
für dieses und nächstes Jahr Ruhe ein¬ 
kehren. 

Vor diesem Hintergrund wäre tatsäch¬ 
lich mehr drin gewesen. Um wieviel hö¬ 
her wäre das Ergebnis gewesen, wenn 
die Streikbereitschaft der Beschäftig¬ 
ten tatsächlich genutzt worden wäre? 
Nun haben die Mitglieder das Wort. Es 
ist aber schon abzusehen, dass es eine 
große Zustimmung geben wird, zumal 
die Frage nach der Zustimmung zum 
Tarifergebnis gekoppelt wird mit der 
Zustimmung zur Übertragung auf die 
Beamten. 

Die Arbeit im öffentlichen Dienst ist 
mehr wert. Dieses Motto wurde im Ta¬ 
rifergebnis letztlich nur halb berück¬ 
sichtigt. Olaf Harms 


Vorstands, - er saß in den Koalitions¬ 
verhandlungen mit am Tisch: „Der 
Koalitionsvertrag ist ein ermutigendes 
Zeichen dafür, dass Gewerkschaften 
Einfluss auf die Politik nehmen kön¬ 
nen. Wir hatten noch nie so großen 
Einfluss.“ Und in einer Presseerklärung 
der IG Metall war zu lesen, das Regie¬ 
rungsprogramm der GroKo bilde eine 
Grundlage für einen Kurswechsel der 
Politik im Interesse der Beschäftigten. 
Wie kommen die alle auf solche Ideen? 
Wohl deshalb, weil sich die IG Metall, 
wie alle DGB-Mitgliedsgewerkschaf- 
ten, seit langem schon als Sozialpartner 
eines gemeinsamen Wettbewerbspakts 
mit den großen in Deutschland ansäs¬ 
sigen Konzernen sieht. Detlef Wetzel, 
Nachfolger von Berhold Huber als IG 
Metall-Vorsitzender sprach bezeich¬ 
nender Weise in seiner Antrittsrede 
darüber, wie „wir“ „unseren Spitzen¬ 
platz in der Weltwirtschaft“ verteidi¬ 
gen können. 

Diese Denke prägt leider mehr und 
mehr fast alle Felder gewerkschaft¬ 
lichen Handelns. Standortfixiert ver¬ 
zichten daher die Gewerkschaften zum 
Beispiel auf den Kampf um die gene¬ 
relle Herabsetzung des Rentenalters 
auf 63 Jahre für alle, auf einen flächen¬ 
deckenden Mindestlohn für alle, die 
Rücknahme der Hartz IV-Reformen, 
die Abschaffung der Leiharbeit und 
für Rüstungskonversion - trotz gro¬ 
ßer Mehrheiten dafür in der Bevölke¬ 
rung. Aus den Gewerkschaftsvorstän¬ 
den ist bislang - trotz entsprechender 
Gewerkschaftstagsbeschlüsse - zu Fra¬ 
gen der Entwicklung der Bundeswehr 
zur Interventionsarmee und dem stetig 
steigenden Rüstungsexporten nichts zu 
hören. 

Manfred Dietenberger 


Demonstration des Europäischen 
Gewerkschaftsbundes 



Zu der gewerkschaftlichen Großdemonstration gegen die europäische Sparpoli¬ 
tik am vergangenen Freitag kamen weit mehr Kolleginnen als gedacht: 50 000 
aus 21 Ländern demonstrierten in Brüssel. 


Stille Teilhaberschaft 

Die DGB-Gewerkschaften und 100 Tage große Koalition 
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Neue diskrete Anläufe für Fracking 

Neben Bürgern wehren sich auch Wasserversorger und die Getränkeindustrie 


O ffen bekämpfen sich zur Zeit 
zwei Kapitalfraktionen in 
Deutschland: Der Deutsche 
Brauer-Bund (DBB) und die „Fra- 
cking-Fraktion? Der DBB ist die Spit¬ 
zenorganisation des Bier-Kapitals. Sie 
fordert in ihrem aktuellen Newsletter 
die Bundesregierung auf, „die umstrit¬ 
tene Fracking-Technologie zur Schie- 
fergas-Gewinnung in Deutschland nicht 
zuzulassen. Die Umweltrisiken von Fra¬ 
cking seien beträchtlich ...“ 

Die Risiken sind mehr als beträchtlich, 
denn nicht nur die Bierbrauer fürch¬ 
ten, dass ihnen einwandfreies Wasser 
als Grundlage von Pils, Kölsch, Alt 
oder Weißbier verloren gehen könn¬ 
te. Schon vor einem halben Jahr, am 
22. November 2013, warnten die Was¬ 
serversorger und die Getränkeindustrie, 
zusammen mehr als 700 Unternehmen, 
in der „Gelsenkirchener Erklärung“ vor 
den Risiken durch Fracking: „Solange 
keine ausreichenden wissenschaftli¬ 
chen Erkenntnisse vorliegen und nicht 
alle Risiken für Gesundheit und Um¬ 
welt bewertet seien und ausgeschlos¬ 
sen werden könnten, wäre der Einsatz 
der Fracking-Technologie unverant¬ 
wortlich.“ Die Reinheit des Wassers 
müsse Vorrang haben vor „wirtschaft¬ 
lichen Interessen“. Die „Gelsenkirche¬ 
ner Erklärung“ fordert deshalb nicht 
ein „Moratorium“ als Stillhalteabkom¬ 
men, sondern „die ausdrückliche ge¬ 
setzliche Verankerung des Verbots von 
Fracking“ - in Einzugsgebieten von 
Trinkwasser. 

Die Kritik am Programm der CDU/ 
CSU/SPD-Bundesregierung ist heftig: 
„Die von der Koalition angekündigten 
Gesetzesänderungen greifen aus Sicht 
des DBB viel zu kurz und sind nicht 
geeignet, Fracking in allen Regionen 
Deutschlands einen Riegel vorzuschie¬ 
ben. Solange nicht - zusätzlich zu den 
Trinkwasserschutzgebieten - ausdrück¬ 
lich sämtliche Gebiete, die in besonde¬ 
rem Maße der Wassergewinnung von 
Lebensmittel- oder Getränkeherstel¬ 
lern dienen, einbezogen werden, blei¬ 
ben die Überlegungen von Union und 
SPD zum Wasser- und Grundwasser¬ 
schutz bei der Erdgasgewinnung unzu¬ 
reichend.“ 

Wer ist die 
„Fracking-Fraktion“? 

Die NRW-Landesregierung erteil¬ 
te „Bergbauberechtigungen zur Auf¬ 
suchung von Kohlenwasserstoffen zu 
gewerblichen Zwecken“ für 23 Felder 
an zehn „Rechtsinhaber“, darunter die 
Wintershall Holding GmbH, Thyssen 
und die Mobil Erdgas-Erdöl GmbH. 
Die Fracking-Felder sind größer als 
die Hopfen-Felder. Die Anläufe für das 
Fracking sind auch zeitlich nicht knapp 
bemessen. HammGas GmbH & Co.KG 
begann auf dem Feld Hamm-Ost am 
22.09.2005. Für die Laufzeit wurden 
zehn Jahre vereinbart. 2017 laufen die 
letzten beiden Felder aus (Falke Hydro- 
carbons GmbH und Thyssen). 

Die Kommunikationspolitik, die Poli¬ 
tik und Wirklichkeit passen nicht recht 
zusammen. Am 31. März berichtete die 
Rheinische Post (RP), dass die BASF- 
Tochter Wintershall mit Kernboh¬ 
rungen in 300 Metern Tiefe im Kreis 
Mettmann prüfen wolle, ob sich eine 
Erdgasförderung im Fracking-Verfah¬ 
ren lohnen könne. Fördern wolle man 
jetzt nicht; nur bohren und sehen, ob 


sich eine Förderung lohne. Sie dürfen - 
noch - nicht, denn die Düsseldorfer 
Landesregierung erließ 2011 ein Mo¬ 
ratorium: Es gibt eine Bohrgenehmi¬ 
gung - aber es darf nicht gebohrt wer¬ 
den, „bis die Industrie Gefahren für das 
Trinkwasser ausschließen kann.“ 

Moratorium besteht 
aber nach wie vor 

Durch die Antwort auf unsere Anfrage 
beim Kreis Mettmann wird die Situati¬ 
on noch widersprüchlicher. In der Stel¬ 
lungnahme - ebenfalls vom 31. März - 
heißt es, „die Firma Wintershall hatte 
zwar bereits vor zwei Jahren Erkun¬ 
dungsbohrungen zur Gewinnung von 
Gesteinsproben in der Nordhälfte des 
Kreises Mettmann in Erwägung gezo- 


„Hydrofracking“ auf einem Feld in Texas 

gen. Das Moratorium der Landesre¬ 
gierung besteht aber nach wie vor, und 
deshalb bearbeitet die Bezirksregie¬ 
rung Arnsberg als zuständige Genehmi¬ 
gungsbehörde keinerlei Anträge. Aller¬ 
dings liegen für das Gebiet des Kreises 
Mettmann auch gar keine Anträge vor.“ 
Wintershall als „Segment“ der „Fra¬ 
cking-Fraktion“ kann feststellen, dass 
Politiker nicht so hart sind wie Schie¬ 
fer und eher einknicken als Bohrtür¬ 
me. Der EU-Energiekommissar Gün¬ 
ther Oettinger (CDU) weiß bereits, dass 
Fracking in Zukunft mit weniger Gift¬ 
beigaben auskommt. Norbert Röttgen 
(CDU), ehemaliger Umweltminister 
unter Angela Merkel, verbindet seine 
alte „Qualifikation“ mit seinem neu¬ 
en Amt als Vorsitzender des Auswär¬ 
tigen Amtes: Nordamerika ist Vorbild. 
Dort wird gefrackt. Gas wird billiger. 
Er könnte noch auf Barack Obama 
verweisen, einen glühenden Anhänger 
von Fracking. 

Andeutungen von Merkel beim ka¬ 
nadischen Ministerpräsidenten Ste¬ 
phen Harper: Neue Quellen braucht 
das Land: weniger Gazprom, mehr von 
anderen. Aber wer liefert mehr? Gaz¬ 
prom! Die Gasverkäufe nach Deutsch¬ 
land stiegen zuletzt um 15 Prozent (43 
Milliarden Kubikmeter Gas). 

Die Formel des Vorsitzenden des Wirt¬ 
schaftsausschusses Peter Ramsauer 


(CSU): Weg von russischem Gas! Im¬ 
port aus Nordamerika! Und das wird 
Schiefergas sein! Aus dem Logik-Käst¬ 
chen des stellvertretenden CSU-Vorsit¬ 
zenden Ramsauer: „Wenn Schiefergas 
Gift wäre, dürfte man es auch nicht aus 
anderen Ländern beziehen.“ 

Fracker haben Freunde 

Wintershall hat auch an anderer Stelle 
kleine und größere Freunde: Die Düs¬ 
seldorfer Handelskammer spricht sich 
„ideologiefrei“ für Fracking aus. Zu¬ 
stimmung auch aus dem Kölner Insti¬ 
tut der Deutschen Wirtschaft (IW). IW- 
Chef Michael Hüther kritisiert in der 
Zeit den Koalitionsvertrag: „Neue Risi¬ 
ken, wie bei der Ölförderung durch das 
sogenannte Fracking, werden abgelehnt 


und nicht nüchtern gegen die Chancen 
abgewogen.“ 

Thomas Geisel, SPD-Kandidat für den 
Sessel des Düsseldorfer Oberbürger¬ 
meisters bei der Kommunalwahl am 
25. Mai, ist so klug wie Oettinger: Die 
Anzahl der giftigen Chemikalien, die 
beim Fracking eingesetzt werden, sei 


nicht mehr so hoch. Und in der RP: 
„Man sollte auf jeden Fall einen Ver¬ 
suchsbetrieb angehen und Erfahrungen 
sammeln.“ Geisel war vor seiner Nomi¬ 
nierung Manager bei Ruhrgas. Die Düs¬ 
seldorfer SPD hat nun Angst, dass ih¬ 
nen Geisel den Steinmeier macht: 5 vor 
12 - voll ins Fettnäpfchen! 

Düsseldorfs CDU-Chef MdB Thomas 
Jarzombek lacht sich ins Fäustchen, 
und verschweigt seinen Röttgen. Er 
verschweigt auch den MdB und Ex- 
Minister Oliver Wittke (Ruhr-CDU), 
der sich ebenfalls für eine Pilotanlage 
ausgesprochen hatte. Dr. Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann (FDP), Bürger¬ 
meisterin in Düsseldorf und stellvertre¬ 
tende FDP-Bundesvorsitzende in Ber¬ 
lin, ist ebenfalls für einen „Test“. 


Es geht um viel Geld 

Es geht um viel Profit bei Schiefergas 
und Schieferöl. Weltweit ist die Rede 
von 345 Milliarden Barrel (1 Barrel = 
159 Liter) Schieferöl. An der Spitze: 
Russland, erst danach USA, China, Ar¬ 
gentinien, Libyen, Australien, Venezue¬ 
la, Mexiko, Pakistan, Kanada. Weltwei¬ 
tes Schiefergasvorkommen: 7,3 Billio¬ 
nen Kubikfuß (1 Kubikfuß = 28,317 1). 
Platz 1: China. In Europa vergleichswei¬ 
se kaum eine Spur. Daraus erwächst ein 
Risiko mit dem Dreisprung von Inves¬ 
tition, Umsatz und Profit. 

Wintershall kann dabei gleichzeitig 
auf zwei Hochzeiten tanzen: Wenn die 
Hochzeit mit dem Fracking hierzulan¬ 
de wegen schwächelnder Profiterwar¬ 
tungen doch scheitern sollte oder nur 


auf kleiner Flamme abläuft, dann bleibt 
noch die Verbindung mit „normalem“ 
Erdgas. Wintershall ist beteiligt an der 
South-Stream-Pipeline, die etwa 20 Mil¬ 
liarden Euro kosten wird und Erdgas 
von Russland nach Italien und Öster¬ 
reich mit einem jährlichen Volumen 
von 47 Milliarden Kubikmeter trans¬ 


portieren wird. Das Gas wiederum 
wird nur dann fließen, wenn es Oettin¬ 
ger nicht, wie von ihm angekündigt, ge¬ 
lingt, die Pipeline politisch auszubrem¬ 
sen. Aber gleichzeitig tönt er: „Es wäre 
völlig falsch, die in den letzten Jahr¬ 
zehnten aufgebauten Wirtschaftsbezie¬ 
hungen infrage zu stellen. Sie sind für 
Wirtschaft und Arbeitsplätze in Europa 
und Russland wichtig.“ 

Fracking ist offensichtlich ein multidi¬ 
mensionaler Unsicherheitsfaktor. Er 
betrifft die Profitkalkulation, die Tech¬ 
nologiebegrenztheit, die Umweltge¬ 
fährdung, die internationalen Bezie¬ 
hungen - und das Aufbrechen kapita¬ 
listischer Widersprüche in den Köpfen 
mancher Kapitalvertreter. 

Uwe Koopmann 


Was ist Fracking 

Fracking ist eine Methode zu Förderung von Gas, bei der Wasser und Gift (Frac-Fluid) 
mit hohem Druck bis zu mehrere 1000 Meter tief in die Erde gepresst und Gestein 
aufgebrochen wird, um das Gas freizusetzen. 

Frac-Fluid sind mehr als 750 Chemikalien. Dazu zählen mehr als 100 endokrine 
Disruptoren, das sind Stoffe, die wie Hormone wirken und in den Hormonhaushalt 
eingreifen und verschiedene Krankheiten bis zum Krebs auslösen. Missbildungen 
im männlichen Genitalbereich und Unfruchtbarkeit sind möglich. 

„Das größte Problem stellen die Reservoirs von Lagerstättenwasser dar. Das Was¬ 
ser, das nach dem Fracking an die Erdoberfläche kommt, ist verseucht mit den 
giftigen Frack-Substanzen sowie mit Giften aus tiefen Erdschichten wie Benzol 
und radioaktiven Stoffen. Fracking benötigt pro Bohrung bis zu 15 Millionen Liter 
Wasser. Diese müssen nach dem Frack gelagert werden, vielerorts in oberirdischen 
Reservoirs, die von einer Flut leicht ausgespült werden können. Oder man lagert die 
giftige Flüssigkeit in Wassertanks.“ 

Quelle: http://blog.campact.de/2013/09/usa-droht-fracking-katastrophe/ 
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Wo WZ 
drauf steht, 
ist RP drin 

Zeitungssterben im 
Rheinland 

Die Zeitungskonzentration hat ihre 
nächsten Opfer gefunden. Die „West¬ 
deutsche Zeitung“ (WZ) baut massiv 
Stellen in ihrer Redaktion ab und 
halbiert die Belegschaft. Das hat die 
Geschäftsführung vor wenigen Tagen 
auf Betriebsversammlungen in Düs¬ 
seldorf, Krefeld und Wuppertal mit¬ 
geteilt. 

Betroffen sind etwa 50 Redakteure 
und Mitarbeiter im Servicebereich 
(etwa Sekretariat). Die Kollegen, von 
denen viele schon 20, 25 und noch 
mehr Jahre in der Redaktion sind, 
waren wie vom Donner gerührt. Der 
Geschäftsführer des „WZ“-Verlages 
Girardet, Kersten Köhler, bestätigte 
gegenüber „newsroom.de“, dass es 
auch Kündigungen geben werde. 

Die Lokalredaktionen für die Kreise 
Mettmann, Neuss und für den Nieder¬ 
rhein werden komplett dichtgemacht. 
Dort wird es zwar auch in Zukunft 
noch WZ-Lokalausgaben geben, aber 
deren Inhalte sollen zugekauft wer¬ 
den - vom Konkurrenten „Rheinische 
Post“ (RP). Offenbar übt dort bereits 
ein kleines Team, Texte aus dem RP- 
System zu kopieren und sprachlich so¬ 
wie vom Format her an die WZ an¬ 
zupassen. In ihrer Lokalberichterstat¬ 
tung will sich die WZ künftig nur auf 
ihre Hauptstandorte Wuppertal, Kre¬ 
feld und Düsseldorf konzentrieren. 
Aber auch beim WZ-Mantel wird 
nichts mehr sein, wie es bisher war: 
Von den gut 20 Redakteuren, die ge¬ 
schrieben und produziert haben, sol¬ 
len nur sieben übrig bleiben, die dann 
für die Inhalte zuständig sind. Die 
technische Produktion der Seiten soll 
extern vergeben werden. Dazu lau¬ 
fen bereits Gespräche mit dem Zei¬ 
tungsverlag Aachen, der die „Aache¬ 
ner Nachrichten“ und die „Aachener 
Zeitung“ herausgibt. Und damit das 
nicht alles so deutlich wird, sollen die 
Texte im Stil der WZ umgeschrieben 
werden. 

Zwischen WZ-Geschäftsleitung und 
Betriebsrat wird es bald Gespräche 
über einen Sozialplan geben, aber bei 
der derzeitigen Situation auf dem Ar¬ 
beitsmarkt dürfte es für die betroffe¬ 
nen Redakteure schwierig sein, einen 
neuen Job zu finden. 

Den Leserinnen ist schon länger auf¬ 
gefallen, dass Änderungen anstehen. 
So sind die Lokalausgaben im Kreis 
Mettmann seit Jahresbeginn deut¬ 
lich verändert worden. Ist früher jede 
Stadt im Erscheinungsgebiet mit einer 
eigenen Seite erschienen, wurden nun 
zwei Städte auf einer Seite oder drei 
Städte auf zwei Seiten abgehandelt. 
Das hatte natürlich zur Folge, dass 
über die jeweiligen Städte wegen des 
reduzierten Platzangebotes weniger 
berichtet werden konnte. Wie zu hö¬ 
ren war, hat diese Umstrukturierung 
zu heftigen Protesten der Leserinnen 
und zahlreichen Abo-Kündigungen 
geführt. Von offizieller Seite hieß es 
aus der Redaktion, dass die Leserin¬ 
nen sich die veränderte Ausgabe ge¬ 
wünscht hätten. Hinter vorgehaltener 
Hand hörte man aber, dass der wirk¬ 
liche Grund für die Umstellung reine 
Sparmaßnahmen waren. Dies hat sich 
jetzt bewahrheitet. 

Von interessierter Seite vernimmt 
man immer, es gäbe in unserem Land 
eine Pressevielfalt. Gerade im Ruhr¬ 
gebiet ist es aber schon heute so, dass 
es in vielen Städten nur noch eine Lo¬ 
kalzeitung gibt. Und diese sind dann 
meinungsführend. Im Kapitalismus 
von Meinungsvielfalt und Pressefrei¬ 
heit zu sprechen, ist abenteuerlich. 
Die Presse ist in der Hand einiger 
Weniger. Jetzt macht sich bemerkbar, 
dass es in der BRD keine konkurrenz¬ 
fähige linke Presselandschaft gibt. Die 
wenigen Zeitungen, die nicht in der 
Hand von Konzernen sind, müssen 
sich täglich dem Überlebenskampf 
stellen. 

Manfred Evers 
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Religion der 
Totalüberwachung 

Bundestag setzte 
Untersuchungsausschuss zur 
NSA-Affäre ein 

Der Bundestag hat in der vergange¬ 
nen Woche einen Untersuchungsaus¬ 
schuss eingesetzt, um Licht ins Dunkel 
der geheimdienstlichen Überwachung 
deutscher Staatsbürger - darunter auch 
hochrangige Politiker, wie Bundeskanz¬ 
lerin Angela Merkel (CDU) - durch den 
US-amerikanischen Geheimdienst Nati¬ 
onal Security Agency (NSA) zu bringen. 
Derzeit wird damit gerechnet, dass der 
Ausschuss für seine Arbeit mindestens 
zwei Jahre benötigt. 

Das achtköpfige Gremium, das vom Ab¬ 
geordneten Clemens Binninger (CDU) 
geleitet wird, war einstimmig vom Bun¬ 
destag beschlossen worden, was Pet¬ 
ra Pau („Die Linke“) als „gutes Sig¬ 
nal“ wertete. Dies, obwohl hochrangi¬ 
ge CDU-Politiker die NSA-Spitzeleien 
schon vor Monaten als erledigt bezeich¬ 
net hatten. 

Während sich das Gros der bundesdeut¬ 
schen Parlamentarier auf die Bespitze¬ 
lungen der NSA und des britischen Ge¬ 
heimdienstes beschränken, warf Mar¬ 
tina Renner, Bundestagsabgeordnete 
der Linksfraktion, die Frage auf, wie die 
„ausländischen Geheimdienste mit den 
deutschen Partnerdiensten“ kooperieren 
würden. 

„Auch wenn die deutschen Spitzelzen¬ 
tralen nicht über dieselben technischen 
Möglichkeiten verfügen, müssen wir das 
Bundesamt für Verfassungsschutz, den 
BND und den MAD unter die Lupe 
nehmen; denn sie alle arbeiten aller 
Wahrscheinlichkeit nach nach dersel¬ 
ben Religion der Totalüberwachung. 
Für einen Geheimdienst heißt es beim 
Sammeln von Informationen hüben wie 
drüben des großen Teiches: Mehr ist im¬ 
mer besser. Diese Geheimdienstphiloso¬ 
phie muss nicht nur untersucht werden, 
sondern muss im Sinne des Grundrecht¬ 
schutzes auch beendet werden“, forderte 
Renner in ihrer Bundestagsrede anläss¬ 
lich der Einsetzung des Untersuchungs¬ 
ausschusses. „Wir werden untersuchen, 
ob beispielsweise die NSA oder der 
britische Geheimdienst dem BND dort 
hilft, wo dieser nicht zugreifen dürfte, 
Freundschaftsdienste sozusagen“, kün¬ 
digte die Abgeordnete weiter an. 
Tatsächlich hatten die deutschen Ge¬ 
heimdienste weder die Bespitzelung 
der hierzulande tätigen Regierungsmit¬ 
glieder öffentlich gemacht, geschweige 
sie verhindert und offenbar nicht einmal 
davon gewusst. Damit belegen die BRD- 
Dienste erneut ihre eigene Überflüssig¬ 
keit mehr als eindrucksvoll. Schließlich 
waren Details des Überwachungsskan¬ 
dals bisher maßgeblich vom Journalisten 
Glenn Greenwald öffentlich gemacht, 
der bereits im Juni des letzten Jahres 
Tausende von geheimen Dokumenten 
vom ehemaligen NSA-Mitarbeiter Ed¬ 
ward Snowden erhalten hatte. Die deut¬ 
schen Geheimdienste waren an der Auf¬ 
klärung der Dauerüberwachung nicht 
beteiligt. 

Für Sprengkraft im Untersuchungsaus¬ 
schuss dürfte unterdessen die Frage sor¬ 
gen, ob der ehemalige NSA-Bedienstete 
Edward Snowden vor dem Gremium an¬ 
gehört werden soll, wie es Linksfraktion 
und Grüne fordern (Entscheidung nach 
Redaktionsschluss). Dann müsste die 
Bundesregierung für die vollumfängli¬ 
che Sicherheit Snowdens sorgen und ge¬ 
währleisten, dass die USA den ehemali¬ 
gen NSA-Mitarbeiter weder kidnappen 
noch liquidieren könnten. Der Whist- 
leblower lebt derzeit in Russland, wo er 
Asyl bekommen hat. Markus Bernhardt 


Prozess wegen FDJ-Symbols 

Der Prozess gegen zwei Betroffene 
geht am 15. April im Amtsgericht Ber¬ 
lin, Turmstraße, weiter. Sie hatten vor 
zwei Jahren gegen Feierlichkeiten zum 
„Gedenken an den Mauerbau“ protes¬ 
tiert und dabei Blauhemden mit dem 
Symbol der aufgehenden Sonne getra¬ 
gen. 

Die „Anklage“ behauptet, die Sym¬ 
bole der Ost- und der West-FDJ wür¬ 
den sich zum „Verwechseln ähnlich“ 
sehen. Dies reiche aus, um das Verbot 
der West-FDJ von 1951 mit § 86a StGB 
(Tragen verfassungswidriger Symbole) 
auf die Ost-FDJ zu übertragen. 


An einem Strang ziehen 

Jugendpolitischer Ratschlag von DKP und SDAJ in Köln 



K napp 50 Teilnehmerinnen konnte 
Klaus Stein, Bezirksvorsitzender 
der DKP Rheinland-Westfalen, 
am vergangenen Samstag in Köln zu ei¬ 
ner Beratung von DKP und SDAJ zur 
Arbeiterjugendpolitik begrüßen. Er be¬ 
grüßte sie in einer „Stadt des Wehrens“ 
und berichtete von den Aktivitäten ge¬ 
gen „Pro Köln“den grenzüberschreiten¬ 
den Aktionen der Ford-Arbeiter, den 
bundesweiten Aktionstagen der Ge¬ 
werkschaftsjugend aber auch von der 
Kandidatur der DKP zur Kommunal¬ 
wahl mit dem Slogan „Mieten runter - 
Wohnraum für alle“ 

Axel Koppey, Leiter der Jugendkom¬ 
mission des Parteivorstandes der DKP, 
machte einleitend deutlich, dass es bei 
dieser Beratung nicht allein darum 
gehe, theoretisch über Arbeiterjugend¬ 
politik zu debattieren, sondern auch 
darum, sich über gemeinsame Schrit¬ 
te zu verständigen. Mit der Situation 
der Arbeiterjugend in der EU und in 
Deutschland befasste sich Paul Roder¬ 
mund, Vorsitzender der SDAJ. „Mehr 
als die Hälfte aller Beschäftigten bis 
24 Jahren sind befristet oder in Leihar¬ 
beit beschäftigt bzw. in einer Arbeits¬ 
beschaffungsmaßnahme. 50 Prozent der 
15 bis 25 jährigen arbeiten im ,Niedrig¬ 
lohnsektor 4 . Knapp ein Drittel macht re¬ 
gelmäßig Überstunden, die Hälfte be¬ 
kommt sie nicht vergütet. Fast 80 Pro¬ 
zent der jungen Beschäftigten gehen 
auch zur Arbeit, wenn sie krank sind.“ 
Wozu Jugendliche heute bereit seien, 
um einen Praktikumsplatz - „anschlie¬ 
ßende Anstellung ausgeschlossen“ - zu 
ergattern, habe ein Test des Satirema¬ 
gazins „Extra 3“ auf einer Berufsmesse 
in Hamburg gezeigt: Arbeitszeiten von 
100 Stunden pro Woche und Home Of¬ 
fice im Krankheitsfall hätten nieman¬ 
den abgeschreckt. „Einige waren so¬ 
gar bereit, bis zu 300 Euro pro Monat 
mitzubringen und die Beziehung für 
das Praktikum zu beenden“. Die Be¬ 
reitschaft, „alles zu geben“ hänge auch 
damit zusammen, dass diese Generati¬ 
on kaum kollektive Widerstandserfah¬ 


rungen sammeln konnte, so der SDAJ- 
Vorsitzende. 

Unter anderem gegen diese Form 
der Disziplinierung könne die SDAJ- 
Kampagne „Unsere Zukunft statt eure 
Profite - Ausbeuter outen, Ausbildung 
erkämpfen!“ wirken. In deren Zent¬ 
rum stehen Outing-Aktionen, um die 
Schweinereien, zum Beispiel besonders 
krasse Dumping-Löhne oder unbezahl¬ 
ten Überstunden für Azubis in Betrie¬ 
ben, öffentlich zu machen. „Ich meine“, 
so Rodermund abschließend, „unsere 
Kampagne bietet viele Ansatzpunkte 
um die gemeinsame Aktionstätigkeit 
von SDAJ und DKP auf ein neues Ni¬ 
veau zu heben.“ 

Von solchen konkreten Ansatzpunkten 
in Pflegeeinrichtungen, Uni-Kliniken, 
bei der Telekom, auf der Werft, aber 
auch in Gewerkschaftsgruppen und Ju¬ 
gendbündnissen wussten anschließend 
vor allem SDAJ-Mitglieder zu berich¬ 
ten. Das lag auch daran, dass Mobilisie¬ 
rung und Vorbereitung auf diese Bera¬ 
tung im Jugendverband offenbar deut¬ 
lich ernster angegangen worden waren 
als in der Partei. 

Von mehreren Rednerlnnen wurde 
eingeschätzt, dass die Zusammenarbeit 


von SDAJ und DKP auch eine existen¬ 
tielle Frage ist. Das zeige nicht zuletzt 
die Mitgliedsbuchneuausgabe der DKP, 
so Björn Schmidt, Mitglied des Partei¬ 
vorstandes aus Niedersachsen. Vieler¬ 
orts seien Verluste zu verzeichnen, aber 
dort, wo Partei und Jugendverband an 
einem Strang zögen, seien Trendwen¬ 
den zu beobachten. 

Am Ende stand der Appell an die Par¬ 
tei, überall dort, wo es SDAJ-Gruppen 
gibt, auf diese zuzugehen und das Ge¬ 
spräch und die gemeinsame Aktion 
im Rahmen der SDAJ-Kampagne zu 
suchen. Solch konkrete Verabredun¬ 
gen dienten auch die regionalen Ver¬ 
netzungstreffen im Anschluss an vier 
Arbeitsgruppen. „Dass wir uns zum 
Schluss nochmal mit Bezirken und 
Landesverbänden zusammengesetzt 
haben, war mir besonders wichtig“ er¬ 
klärte Anna Cordi aus Stuttgart, ver¬ 
antwortlich für Jugendpolitik in Ba¬ 
den-Württemberg. „Wir machen das 
vor Ort zwar auch, aber das ist sicher 
nicht überall der Fall. Umso bedau¬ 
erlicher war es, dass doch recht we¬ 
nig DKP-Mitglieder da waren.“ Auch 
Anne Walther, Mitglied des Bundes¬ 
vorstandes der SDAJ, waren die Ver¬ 


netzungstreffen ein großes Anliegen, 
um Erfahrungen, Einblicke und Kon¬ 
takte zusammenzutragen und - wo 
möglich - die Aktionsphase der SDAJ- 
Outing-Kampagne gemeinsam vorzu¬ 
bereiten. Sie resümierte im Gespräch 
mit der UZ: „Beratung und Austausch 
haben sich auf jeden Fall gelohnt. Ob 
sie erfolgreich waren, muss sich in der 
Praxis zeigen“. Ihr sei vor allem noch 
einmal klar geworden, dass ein solcher 
Austausch eben nicht die Aufgabe ein¬ 
zelner Genossinnen im Betrieb oder 
der Gewerkschaft sein könne, sondern 
Aufgabe der ganzen Partei und der 
ganzen SDAJ. 

Rainer Perschewski, Vorsitzender der 
DKP Berlin, zeigte sich überrascht, 
„wie viel die SDAJ in der Betriebs- und 
Gewerkschaftsarbeit aufgebaut hat 
und wie viele junge Genossinnen tat¬ 
sächlich in Gewerkschaften und Betrie¬ 
ben aktiv sind“. Mitgenommen habe er 
eine Reihe neuer Ideen und Anregun¬ 
gen für konkrete Aktionen, zum Bei¬ 
spiel durch den Bericht über die Aktion 
„Pizza, Pasta, Prekär - VapiaNo“ gegen 
Dumpinglöhne im Gaststättengewerbe. 

Wera Richter 



Gedenkfeier in der Wenzelnbergschlucht: 
Erinnerung an 71 Morde 


Wenzelnbergschlucht bei Langenfeld: 
Wo sonst die Namen der Opfer verle¬ 
sen wurden, wurden in diesem Jahr die 
Namen der Mörder genannt. Jochen 
Vogel, Landessprecher der VVN-BdA, 
listete sie auf und erinnerte daran, dass 
sie alle nach Ende des Krieges und der 
militärischen Niederschlagung des Fa¬ 
schismus straffrei blieben. 71 Morde der 
Nazis in den letzten Kriegs tagen blieben 
ungesühnt. Ein Zeichen für die Konti¬ 
nuität faschistischer Geschichte auch 
nach dem 8. Mai 1945. 


Nach der Begrüßung durch Ursu¬ 
la Schulz, Bürgermeisterin der Stadt 
Wuppertal, sprach Sylvia Löhrmann, 
Schulministerin und derzeit Präsiden¬ 
tin der Kultusministerkonferenz. Sie 
baute darauf, dass die Erinnerung an 
die NS-Verbrechen durch die Schüler¬ 
generationen gesichert wird. Schüle¬ 
rinnen und Schüler des Gymnasiums 
Sedanstraße in Wuppertal, lieferten 
mit ihrem Sprechstück „Nur vier Tage“ 
einen eindrucksvollen Beweis dafür, 
wie die Auseinandersetzung mit Ge¬ 


schichte lebendig gestaltet werden 
kann. 

Zum Abschluss des Gedenkens wur¬ 
den die Opfer mit einer Kranznieder¬ 
legung durch die Vertreter der ver¬ 
schiedenen Städte aus dem Bergischen 
geehrt. 

Musikalisch umrahmt wurde die Ver¬ 
anstaltung durch das Blechbläseren¬ 
semble der Bergischen Musikschule. 
Die Veranstaltung klang aus mit dem 
gemeinsam gesungenen Lied „Die 
Moorsoldaten“. 


An Rande der Veranstaltung verdeut¬ 
lichten der Stand der VVN, etliche 
Fahnen und Transparente, dass es ne¬ 
ben dem „offiziellen“ Gedenken eine 
antifaschistische Erinnerungskultur 
gibt, die auch Antworten auf die Fra¬ 
gen einfordert, wer vom NS-System 
profitierte und es stützte. Die „tragen¬ 
den Säulen“ in Industrie und Banken 
könnten die Auflistung von Jochen Vo¬ 
gel vervollständigen. 

Uwe Koopmann 
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Grüne auf der Suche nach Profil 

Straßenkämpfer werden zu Kalten Kriegern - oder? 


W as waren das für Zeiten: Die 
Protestbewegung gegen die 
US-Raketenstationierung in 
der Bundesrepublik war voll im Gange 
und die gerade in Gründung befindli¬ 
chen Grünen waren dabei. Sie zogen in 
den Bundestag ein und versprachen als 
pazifistische Partei nicht nur mit ihrem 
Slogan „gewaltfrei“ durch Petra Kel¬ 
ly der außerparlamentarischen Bewe¬ 
gung: „Wir werden euch nie betrügen!“ 
Die Friedensbewegung fühlte sich im 
Bundestag vertreten. 

Drei Jahrzehnte liegen das in der poli¬ 
tischen Entwicklung zurück. Mit Bitter¬ 
nis müssen nicht nur grüne Anhänger 
feststellen: Das mit dem Pazifismus ist 
offensichtlich Geschichte. In „unein¬ 
geschränkter Solidarität“ befürworte¬ 
te die Grüne Partei mit ihrem Außen¬ 
minister Joseph Fischer im September 
2001 den Beginn des Krieges in Afgha¬ 
nistan. Es ging darum, so wurde erklärt, 
den Verantwortlichen für die grauen¬ 
vollen Terror-Anschläge in New York 
zu fassen - der Täter wurde nach vielen 
Jahren erwischt, der Krieg dauert bis 
heute an. Sogar Deutschland, so erfuh¬ 
ren wir, wird am Hindukusch verteidigt. 
Im März 1999 wurde mit aktiver Unter¬ 
stützung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land die Aggression gegen die Bun¬ 
desrepublik Jugoslawien begonnen. 
Erstmals seit 1945 wurde wieder eine 
europäische Hauptstadt bombardiert. 
Dazu sagten die „gewaltfreien“ Grünen 
ebenso „Ja“ wie zum darauf folgenden 
Kosovokrieg mit der Unterstützung der 
terroristischen UCK-Bande. 

Wenig zu hören war von den Grünen 
gegen den Irak-Krieg und die Ermor¬ 
dung des dortigen Staatschefs. Und 
auch in der Auseinandersetzung in Sy¬ 
rien stehen Grüne eher an der Seite 
von Terroristen. 

So verwundert es nicht, dass der grü¬ 
ne Parteivorstand und die Bundestags¬ 
fraktion auch in der aktuellen Ausei¬ 
nandersetzung um die Ukraine und 
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A m ersten April haben sich Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) und Wirtschaftsminis¬ 
ter Sigmar Gabriel (SPD) mit den 16 
Ministerpräsidenten der Bundeslän¬ 
der getroffen, um die Förderung Er¬ 
neuerbarer Energien neu zu regeln. 
Am Ende stand ein Kompromiss, der 
wenig Überraschendes zu bieten hatte: 
Die Kosten der Energiewende müssen 
auch weiterhin die Verbraucher tragen, 
während die stromfressende Industrie 
Milliardengeschenke erhält. 

Gabriels Pläne zur Reform des Erneu- 
erbare-Energien-Gesetzes (EEG) wa¬ 
ren umstritten. Die Kosten der Ener¬ 
giewende sollten begrenzt werden, 
um die Verbraucher vor immer weiter 
steigenden Stromkosten zu schützen. 
Inzwischen bezahlen die Verbraucher 
6,24 Cent pro Kilowattstunde für die 
EEG-Umlage, durch die der Ausbau 
der Erneuerbaren Energien finanziert 
wird. Ein durchschnittlicher deutscher 
Haushalt mit vier Personen wird dem- 


die Krim-Krise an der Seite von Put¬ 
schisten steht. Überraschend ist allen¬ 
falls ihre offene Parteinahme dort an 
die Macht gekommene Antisemiten, 
Banditen und Faschisten. Und nicht 
nur das: Im Gegensatz zur Mehrheit 
der Bevölkerung und augenblicklich 
der Unionsparteien wie sogar von der 


Unternehmerschaft, werden von den 
Grünen Sanktionen gegen Russland 
gefordert. „Europa, bleibe hart!“, for¬ 
dert Joseph Fischer am 30. März in ei¬ 
nem Aufsatz in der „Süddeutschen Zei¬ 
tung“ zur Krim-Krise. Er erwarte jetzt 
Reduktion der Rohstoff- und Energie¬ 
exporte. Es müsse doch möglich sein, 
„aus dem sowjetischen ,Völkergefäng¬ 
nis 4 auszubrechen und unabhängig zu 
werden“. 

So mutiert ein Straßenkämpfer zum 
Kalten Krieger. 

Dennoch hat es im Bundestag zu bro¬ 
deln begonnen. Gregor Gysi hat den 
Grünen vorgehalten: „Ich verstehe die 
Kritik an Putin“, sagte er, „aber sie darf 


nach mit rund 215 Euro pro Jahr be¬ 
lastet. 

Das Ziel sollte erreicht werden, un¬ 
ter anderem indem der Zubau bei der 
Windenergie bei 2 500 Megawatt (MW) 
gedeckelt wird und der Zubau bei Bio¬ 
gasanlagen bei 100 MW. Um einem 
Beihilfe verfahren der EU-Kommissi- 
on abzuwenden, sahen die Pläne vor, 
dass die Wirtschaft stärker an den Kos¬ 
ten der Energiewende beteiligt werden 
soll. Der EU-Wettbewerbskommissar 
Joaquin Almunia hatte im letzten Jahr 
ein Verfahren gegen Deutschland ein¬ 
geleitet, weil er in den zahlreichen Aus¬ 
nahmen der Industrie eine illegale Bei¬ 
hilfe sah. 

Umweltverbände warfen Gabriel vor, 
er wolle mit seinen Plänen den weite¬ 
ren Ausbau der Erneuerbaren Energi¬ 
en verhindern. Christoph Bautz und 
Jörg Haas vom Kampagnennetzwerk 
campact meinen, Gabriel wolle den 
großen Energiekonzernen unter die 
Arme greifen, indem er den Ausbau 


nicht so einseitig sein, quasi russen¬ 
feindlich. Wie das bei den Grünen der 
Fall war.“ Der Bundestagsabgeordnete 
Jan van Aken nannte die Grünen „ die 
größten Kriegstreiber im Bundestag 44 . 
Er begründete seine Kritik damit, dass 
die Grünen im Bundestag immer mehr 
Soldaten, Kriegseinsätze und Waffen¬ 


lieferungen beispielsweise an syrische 
Rebellen forderten. 

★ 

So liegen die Nerven derzeit bei den 
Grünen blank. Denn noch immer sind 
sie auf der Suche nach ihrem Platz im 
Parteiengefüge und im Bundestag, wo 
sie - unfassbar - die Partei „Die Lin¬ 
ke“ als größte Oppositionspartei er¬ 
tragen müssen. Ob nun ausgerechnet 
ihre neueste PR-Aktion ihr Ansehen 
mehren wird, darf bezweifelt werden. 
Die grüne Fraktionsvorsitzende, Kat¬ 
rin Göring-Eckardt, hat zusammen mit 
dem Chef der Europagrünen, Bütigko- 
fer, und dem Parteivorsitzenden, Cem 


von Windkraft- und Photovoltaikanla¬ 
gen einschränke. Die neue Generalse¬ 
kretärin der SPD, Yasmin Fahimi, sei 
ebenfalls eine langjährige Lobbyistin 
der Bergbaugewerkschaft IG BCE, 
die sich für die Interessen der großen 
Energieversorger einsetze und für die 
Befreiung der Industriebetriebe von 
der EEG-Umlage eintrete. Durch die 
bestehenden Ausnahmeregelungen 
sei die Braunkohle im Jahr 2013 mit 
166 Millionen Euro zusätzlich geför¬ 
dert worden. 

Auch die Ministerpräsidenten der Län¬ 
der hatten sich gegen Gabriels Pläne 
ausgesprochen und konnten sich bei 
den Verhandlungen weitgehend durch¬ 
setzen. So hat der schleswig-holsteini¬ 
sche Ministerpräsident Torsten Albig 
durchgesetzt, dass der Austausch alter 
Windräder durch neue und leistungs¬ 
fähigere nicht komplett bei der Decke¬ 
lung angerechnet wird. Die Minister¬ 
präsidenten von Baden-Württemberg 
und Rheinland-Pfalz sorgten dafür, 
dass die Windenergie auch an Stand¬ 
orten gefördert wird, an denen der 
Wind nicht besonders ergiebig weht. 
Horst Seehofer (CSU) konnte erfolg¬ 
reich einbringen, dass die landwirt¬ 
schaftlichen Betriebe, die ihre Biogas¬ 
anlagen erweitern wollen, auch nicht 
gedeckelt werden. Nach Protesten aus 
N ordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 
und Baden-Württemberg strich Gabri¬ 
el die geplante Einbeziehung der Ei¬ 
genstromerzeugung in die EEG-Um¬ 
lage wieder zusammen. Unternehmen, 
die bereits Strom für den Eigenbe¬ 
darf erzeugen, sollen nun doch nicht 
mehr an der Umlage beteiligt werden. 
Bei neuen Anlagen werden nur noch 
20 Prozent der Umlage (gegenwärtig: 
1,2 Cent je Kilowattstunde) fällig. 

Die stromintensiven Industrien müs¬ 
sen nicht mehr fürchten, ihre Vergüns- 


Özdemir, ein Wahlkampfposter zu den 
Europawahlen in Umlauf gebracht, das 
für einen sogenannten Shitstorm sorgte. 
Die Fotomontage - Bezug genommen 
wird auf die Haltung der Linksfraktion 
in der Krim-Krise - zeigt die Bundes¬ 
tagsabgeordnete Sahra Wagenknecht 
vor Soldaten mit Kalaschnikows. Der 
Slogan lautet: „Jetzt neu: Linkspartei 
erstmals für Auslandseinsätze!“ Ob da 
bei grünen Parteifreunden und Sympa¬ 
thisanten Freude aufkommen kann? 
Doch die Grüne Partei ist nicht nur eine 
Partei, in der Straßenkämpfer und Frie¬ 
densbewegte zu Kalten Kriegern wur¬ 
den und werden. Es gibt sie, die Linken 
in der Grünen Partei. Zwar haben sie 
stark an Einfluss und auf dem letzten 
Parteitag alle Abstimmungen verloren. 
Aber sie melden sich zu Wort, wie der¬ 
zeit Robert Zion. Zion ist einer der Par¬ 
teilinken in Nordrhein-Westfalen, der 
vor wenigen Tagen einen bemerkens¬ 
werten Appell zu mehr „Besonnenheit 
und Klugheit“ in der Ukraine-Debat¬ 
te veröffentlichte. Der Appell wurde 
binnen weniger Stunden von über 100 
Grünen unterzeichnet. „Auch aktuel¬ 
le Wahlkämpfe sollten jetzt niemanden 
dazu verleiten, auf diesem Krisenherd 
parteipolitische Suppen aufzuwärmen 44 
heißt es darin. „Wir Grünen haben im¬ 
mer davor gewarnt, die Schemata des 
Kalten Krieges fortzusetzen und statt- 
dessen früh eine gemeinsame kollektive 
Sicherheitsarchitektur gefordert ...Wir 
appellieren an die Spitzen unserer Grü¬ 
nen Partei und Bundestagsfraktion, so¬ 
wie an den Parteirat, sich dem allgemei¬ 
nen Geschrei zu verweigern und nach 
unserer eigenen, gemeinsamen Stimme 
zu suchen.“ Es sei „nicht mehr an der 
Zeit, sich um die Schuld an dieser Es¬ 
kalation zu streiten. Es ist an der Zeit, 
zu verstehen, dass die Schuld, die wir 
auf uns laden würden, wenn jetzt nicht 
konsequent alle Kräfte für den Frieden 
in Europa mobilisieren, niemand mehr 
tragen können wird.“ Rolf Priemer 


tigungen zu verlieren. Auf deutschen 
Druck hin ist EU-Wettbewerbskom- 
missar Almunia bereit, vielen Betrie¬ 
ben auf die Finanzierung der Ener¬ 
giewende Rabatte zu gewähren. Die 
Deutsche Umwelthilfe erklärt in einer 
Pressemitteilung, Gabriel habe es er¬ 
reicht, dass 65 Branchen privilegiert 
werden. Dabei kritisiert sie, dass die 
Regelungen so großzügig ausfallen. 
Almunia hatte eigentlich vor, über 
neue Beihilfeleitlinien die Rabatte 
auf ein Minimum zu begrenzen. Ge¬ 
genwärtig belaufen sie sich auf fünf 
Milliarden Euro, die von den Verbrau¬ 
chern übernommen werden müssen. 
Nun sollen die Unternehmen nur noch 
20 Prozent der EEG-Umlage zahlen 
müssen. Aber die Mitgliedstaaten 
können den Beitrag der energieinten¬ 
siven Unternehmen abhängig von ih¬ 
rer Wertschöpfung weiter begrenzen. 
Vertreter der betroffenen Branchen 
sind noch nicht zufrieden und wollen 
durch weitere Verhandlungen mit dem 
Wettbewerbskommissar höhere Ra¬ 
batte erreichen. Denn noch ist die in¬ 
terne Abstimmung zwischen den EU- 
Kommissaren nicht abgeschlossen; sie 
müssen die Leitlinien gemeinsam be¬ 
schließen. 

Umweltverbände sind darüber ent¬ 
setzt. „Das EEG verkommt zu einem 
Instrument der Industriesubventio¬ 
nierung“, sagte Hubert Weiger, Vor¬ 
sitzender des BUND. Jürgen Resch, 
Bundesgeschäftsführer der Deutschen 
Umwelthilfe fordert eine faire Lasten¬ 
verteilung für die Energiewende. 

Und das Öko-Institut hat errechnet, 
dass die Entlastungen für die Indust¬ 
rie laut Gabriels Plänen um bis zu 1,5 
Milliarden Euro steigen könnten. 

Ein weiterer Anstieg des Stromprei¬ 
ses droht. 

Bernd Müller 


Begleitschutz zur 
Chemiewaffen¬ 
vernichtung? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, mit¬ 
tels einer deutschen Fregatte („Augs¬ 
burg“, Klasse F122, 300 Soldaten) den 
Begleitschutz des US-amerikanischen 
Spezialschiffs „Cape Ray“ zur Che¬ 
miewaffenvernichtung im Mittelmeer, 
Nordatlantik oder angrenzenden Ge¬ 
wässern zu unterstützen. 

Anlässlich der Bundestagsdebatte in 
dieser Woche über diesen Einsatz mel¬ 
deten sich Vertreter der AG Friedens¬ 
forschung und des Bundes aus Schus¬ 
ses Friedensratschlag zu Wort. In einer 
Stellungnahme, die an die Abgeordne¬ 
ten der Linksfraktion verschickt wurde, 
bezeichnen sie den Einsatz schlicht als 
„überflüssig“. 

Für die Unterzeichner der Stellung¬ 
nahme, Lühr Henken, Prof Dr. Wer¬ 
ner Ruf und Dr. Peter Strutynski, ist 
kein plausibler Grund erkennbar, den 
zwischen Syrien und den Vereinten 
Nationen bzw. der OPCW ausgehan¬ 
delten Abzug des gesamten syrischen 
Chemiewaffenarsenals und dessen 
Vernichtung mit einer militärischen 
Komponente von Seiten der Bundes¬ 
republik Deutschland zu begleiten. Sie 
sprechen vielmehr von einem „politi¬ 
schen und medialen Druck“, dem die 
Linksfraktion ausgesetzt sei und emp¬ 
fehlen ihr, darauf „mit Sachkunde und 
einem strategischen Blick nach vorn“ 
zu antworten. 

Die Vernichtung von Massenvernich¬ 
tungswaffen - auch der syrischen - sei 
zwar richtig und wichtig und die Bun¬ 
deswehr leiste hierzu mit ihrer Anlage 
in Munster einen wertvollen Beitrag. 
Dabei sollte sie es aber auch belassen. 
„Der Einsatz der Bundesmarine im 
Mittelmeer ist militärisch überflüssig.“ 
In dem Schreiben wird hierfür eine 
Reihe von Gründen benannt. So gäbe 
es keine Staaten, die ein Interesse an 
der Kaperung, Versenkung oder Be¬ 
drohung der „Cape Ray“ haben könn¬ 
te, jenes US-Schiffs, das die Umwand¬ 
lung der chemischen Kampfstoffe in 
harmlosere Substanzen auf hoher See 
vornehmen soll. Genauso wenig kä¬ 
men Terroristen dafür in Frage, die 
gar nicht in der Lage seien, ein solches 
Schiff zu kapern oder zu entführen 
oder einen Angriff aus der Luft oder 
von unterWasser vorzubereiten. Dazu 
sei außerdem das Mittelmeer viel zu 
gut überwacht. 

Nachdem auch alle anderen Eventuali¬ 
täten einer äußeren Einwirkung auf die 
„Cape Ray“ ausgeschlossen werden, 
stelle sich die Frage, warum die Bun¬ 
desregierung das Angebot eines mili¬ 
tärischen Geleitschutzes überhaupt ge¬ 
macht habe. Die NATO-Bündnistaug- 
lichkeit unter Beweis zu stellen und die 
angebliche „Unentbehrlichkeit 44 der 
Streitkräfte zu demonstrieren, könn¬ 
ten Gründe sein. Die Vernichtung 
von Massenvernichtungswaffen lasse 
sich als eine gute Sache darstellen, die 
geradezu ideal dafür geeignet ist das 
außenpolitische Image aufzupolieren 
und weitere Aufrüstungsmaßnahmen 
bei der an ihre „Leistungsgrenzen“ sto¬ 
ßenden Marine zu rechtfertigen. 
Angedeutet wird schließlich das „poli¬ 
tische Ziel“ der Regierung, militärische 
Einsätze im Ausland auf eine breitest 
mögliche parlamentarische Basis zu 
stellen und zugleich einen Präzedenz¬ 
fall zu schaffen, um die bisherige strik¬ 
te Ablehnung solcher Einsätze durch 
die Fraktion Die LINKE „aufzuwei¬ 
chen“. Sollte dies gelingen, würde das 
nach Meinung der Autoren sowohl in 
den Reihen der Friedensforschung als 
auch der Friedensbewegung „Irritati¬ 
onen“ auslösen. 

Auch wenn es die Stellungnahme nicht 
so direkt formuliert, wird von der Frak¬ 
tion Die LINKE bei der Abstimmung 
in dieser Woche im Bundestag ein Nein 
erwartet. 

Für die AG Friedensforschung und den 
Bundesausschuss Friedensratschlag: 
Peter Strutynski 

Zur Stellungnahme von Henken, Ruf 
und Strutynski siehe: 
www.ag-friedensforschung.de/regio- 
nen/Syrieni/chemie-baf.pdf 



„Europa, bleibe hart!“,fordert Joseph Fischer am 30. März in einem Aufsatz zur 
Krim-Krise in der „Süddeutschen Zeitung“. 


Nächster Schub beim Strompreis befürchtet 

EEG: Die Kosten der Energiewende müssen weiterhin die Verbraucher tragen 
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Netanjahu provoziert Scheitern 
der Friedensverhandlungen 

Israel blockiert weitere Gespräche 


Rechtsrutsch droht 

Wenn die 814 Millionen Wahlberech¬ 
tigten in Indien glauben würden, was 
ihnen Politiker und von Medienkonzer¬ 
nen in Auftrag gegebene Meinungsum¬ 
fragen weismachen wollen, dann könn¬ 
ten sie sich den Weg zur Stimmabgabe 
sparen. Narendra Modi, der selbst¬ 
herrliche Spitzenkandidat der hindu¬ 
nationalistischen Indischen Volkspar¬ 
tei (Bharatiya Janata Party; BJP), ver¬ 
kündete dieser Tage bei einem seiner 
öffentlichen Auftritte, die am Montag 
begonnene Parlamentswahl sei ange¬ 
sichts der landesweiten „Modi-Welle“ 
längst entschieden. Die jüngste, am 
Samstag veröffentlichte Umfrage sieht 
die BJP bei den Abstimmungen, die bis 
zum 12. Mai dauern werden, mit 206 
bis 218 Mandaten weit vorn, zusam¬ 
men mit ihren Partnern käme sie auf 
234 bis 246 Sitze. Bis zur Regierungs¬ 
fähigkeit würden nur noch rund 30 
Mandate fehlen, die sich die BJP bei 
einigen der starken Regionalparteien 
holen müsste. Die Kongresspartei, die 
das Land in den vergangenen zehn Jah¬ 
ren mit der Vereinten Progressiven Al¬ 
lianz regierte, käme auf höchstens 106 
und mit Partnern auf 123 Mandate. Ihre 
Ab wähl wird erwartet. Bereits am ers¬ 
ten Tag der Parlamentswahl wurden im 
Distrikt Aurangabad im Bundesstaat 
Bihar zwei Polizisten getötet und neun 
weitere verletzt, als sie eine Bombe ent¬ 
schärfen wollten. 

USA und Japan stärken 
Militärkooperation 

Vor dem Hintergrund erhöhter Span¬ 
nungen in Ostasien wollen Japan und 
seine Schutzmacht USA die „Sicher¬ 
heitskooperation“ stärken. Washing¬ 
ton will die Zahl seiner in Japan stati¬ 
onierten Aegis-Zerstörer bis 2017 um 
zwei auf sieben Schiffe erhöhen, teilte 
USA-Kriegsminister Chuck Hagel am 
Sonntag bei einem Treffen mit seinem 
japanischen Kollegen Itsunori Onode- 
ra in Tokio mit. Die Entsendung wei¬ 
terer Kriegsschiffe diene dazu, besser 
mit Nordkoreas „provokativen Rake¬ 
tenabschüssen“ umgehen zu können. 
Mit Blick auf Japans Streit mit China 
um unbewohnte Inseln im Ostchinesi¬ 
schen Meer sprachen sich beide Minis¬ 
ter gegen Versuche aus, den Status quo 
mit Gewalt zu ändern. Die USA näh¬ 
men ihre Bündnisverpflichtung gegen¬ 
über Japan ernst. 

Hagel begrüßte das Bestreben der japa¬ 
nischen rechtskonservativen Regierung 
von Ministerpräsident Shinzo Abe, Ja¬ 
pan das Recht auf kollektive Selbstver¬ 
teidigung zu geben, also das Recht, in 
Konflikten für Verbündete - nament¬ 
lich die USA - zu kämpfen, selbst wenn 
Japan nicht direkt angegriffen wird. 
Hierzu will Abe die Interpretation der 
pazifistischen Verfassung ändern. 

Die USA und Japan wollen ferner ihre 
Kooperation bei Rüstungstechnologien 
ausbauen, nachdem Japan kürzlich sei¬ 
ne Richtlinien für Waffenexporte erst¬ 
mals seit fast 50 Jahren gelockert hatte. 
Zuvor hatte die japanische Regierung 
angesichts der wachsenden Spannun¬ 
gen mit China bereits eine Änderung 
ihrer bisherigen Sicherheitsstrategie 
beschlossen. So sollen die „Selbstver¬ 
teidigungskräfte“, wie Streitkräfte in 
Japan heißen, künftig eine „proaktive“ 
Rolle spielen. 

Wechsel in Costa Rica 

Costa Rica hat für den Wechsel ge¬ 
stimmt: Mit Luis Guillermo Solls wird 
ein Politikneuling Präsident. Der 56 
Jahre alte Oppositionskandidat erziel¬ 
te bei der Stichwahl am Sonntag 77,85 
Prozent der Stimmen. Mit Solis‘ Sieg 
war allgemein gerechnet worden. We¬ 
gen schlechter Umfrageergebnisse und 
leerer Kassen hatte sein Kontrahent, 
der Kandidat der regierenden Par¬ 
tei der Nationalen Befreiung (PLN), 
Johnny Araya, bereits vor Wochen den 
Wahlkampf eingestellt. Aus rechtlichen 
Gründen konnte er seine Kandidatur 
allerdings nicht offiziell zurückziehen. 
Er kam auf 22,15 Prozent. Die Wahlbe¬ 
teiligung lag bei knapp 57 Prozent. Solls 
hatte im Wahlkampf immer wieder die 
Schere zwischen Arm und Reich und 
die Vetternwirtschaft im Land kriti¬ 
siert. Er kündigte Investitionen in die 
Bildung sowie die Bekämpfung der ex¬ 
tremen Armut und der Korruption an. 


D ie Verhandlungen zwischen Isra¬ 
el und Palästina über eine Frie¬ 
densregelung stehen höchst¬ 
wahrscheinlich vor dem Aus. Den 
Sprengsatz dafür lieferte die israeli¬ 
sche Rechtsregierung unter Netanja¬ 
hu. Sie weigerte sich die letzte Gruppe 
von 26 palästinensischen Häftlingen 
fristgerecht zum 31. März freizulassen, 
obwohl dies bei Beginn der Verhand¬ 
lungen im Juli letzten Jahres fest ver¬ 
einbart worden war. 

Als die Direktverhandlungen zwischen 
Israel und Palästina vor acht Monaten 
auf massiven Druck der USA aufge¬ 
nommen wurden, gehörte zu den Vo¬ 
raussetzungen, dass die israelische Re¬ 
gierung 104 palästinensische Häftlinge 
freilässt, die seit mehr als 20 Jahren in 
israelischen Gefängnissen eingekerkert 
waren. 78 davon sind seither in drei 
Etappen tatsächlich in die Freiheit ent¬ 
lassen worden. Doch statt Ende März 
auch die vierte Gruppe freizulassen, 
erhob die Netanjahu-Regierung plötz¬ 
lich neue Bedingungen. Die Palästinen¬ 
sische Autonomiebehörde wurde mit 
der Forderung konfrontiert, dass diese 
Gefangenen nur freigelassen werden, 
wenn sich die Palästinenser vorher 
zu einer Verlängerung der Verhand¬ 
lungen um weitere neun Monate bis 
Anfang 2015 bereit erklären. Bei Ver¬ 
handlungsbeginn war aber - aus gutem 
Grund und auch mit Zustimmung der 
USA - eine Begrenzung der Verhand¬ 
lungsdauer auf neun Monate verein¬ 
bart worden. Damit sollte verhindert 
werden, dass die Gespräche von der 
israelischen Seite endlos in die Länge 
gezogen werden, während der völker¬ 
rechtswidrige Zustand der israelischen 
Besetzung im Westjordanland und die 
militärische Abriegelung des Gaza- 
Streifens uneingeschränkt beibehalten 
und der Siedlungsbau in den besetzten 
Gebieten fortgesetzt werden. Die Pa¬ 
lästinenser-Behörde bestand demge¬ 
genüber darauf, daß zunächst der letzte 
Schub der Gefangenen bedingungslos 
freigelassen wird, bevor sie über eine 
befristete Fortführung der Verhandlun¬ 
gen über den eigentlich vorgesehenen 
Endpunkt am 27. April zu sprechen be¬ 
reit ist, wenn sich beim Verhandlungs¬ 
verlauf bis Ende April wenigstens be- 


ln Ungarn 

Ungarns Ministerpräsident Viktor Or- 
bän hat die Parlamentswahl trotz Ein¬ 
bußen klar gewonnen und kann weiter 
allein regieren. Sein rechtsnationaler 
Bund Junger Demokraten (Fidesz) kam 
auf 44,4 Prozent. Der 50-Jährige steht 
damit vor seiner dritten Amtszeit. Nach 
dem vorläufigen Endergebnis bekommt 
seine Partei mit 133 von 199 Sitzen so¬ 
gar wieder eine Zweidrittelmehrheit 
(66,83 Prozent). Damit könnte er wei¬ 
ter die Verfassung nach Belieben än¬ 
dern. Fidesz profitierte von einer Wahl¬ 
rechtsänderung, die die jeweils relativ 
stärkste Partei noch stärker begünstigt 
als bisher. 

Das von der Sozialistischen Partei 
(MSZP) angeführte Mitte-Links- 
Bündnis von fünf Parteien erhielt 25,9 
Prozent der Stimmen und kann mit 
38 Mandaten (19,1 %) rechnen. Die 
rechtsradikale Jobbik (Die Besseren) 
kam auf 20,5 Prozent und 23 Manda¬ 
te (11,56 %). Die Öko-Partei „Politik 
kann anders sein“ (LMP) überwand 
mit 5,2 Prozent knapp die Fünf-Pro- 
zent-Hürde und wird voraussichtlich 
fünf Mandate (2,51 %) bekommen. 
Da die fünf Parteien des linken Bünd¬ 
nisses jeweils eigene Fraktionen bilden 
wollen, wird die Nazi-Partei die zweit¬ 
stärkste Fraktion im Parlament sein. 
Die kommunistische Ungarische Ar¬ 
beiterpartei (MP) konnte trotz widriger 
Bedingungen und einer massiven an¬ 
tikommunistischen Kampagne 27 633 
Stimmen erringen, das ist ein Stimmen¬ 
anteil von 0,58 Prozent und das beste 


stimmte Chancen auf einen baldigen 
Erfolg abzeichnen. 

Genau hier liegt aber das eigentliche 
Problem. Die „harte Haltung“ der is¬ 
raelischen Seite auf für die Palästinen¬ 
ser völlig unannehmbaren Bedingun¬ 
gen lässt bisher keinerlei Hoffnung 
aufkommen, dass sich dies bis Ende 
April ändern könnte. Neben dem ge¬ 
nauen Grenzverlauf zwischen den bei¬ 
den Staaten und dem Schicksal der im 
letzten Jahr massiv weiter ausgebau¬ 
ten israelischen Siedlungen im West¬ 
jordanland sowie der Weigerung Isra¬ 
els, Ostjerusalem als Hauptstadt des 
Staates Palästina zu akzeptieren und 
der israelischen Forderung nach Auf¬ 
rechterhaltung einer israelischen Mili¬ 
tärpräsenz an den Grenzen Palästinas 
und im Jordantal, ist es vor allem die 
israelische Forderung, die Palästinen¬ 
ser müssten Israel als „Nationalstaat 
des jüdischen Volkes“ anerkennen, die 
jede Einigung blockiert. Das Letztere 
ist natürlich für die Palästinenser völ¬ 
lig unannehmbar. Denn es würde die 
Zustimmung zu einem rassistisch und 
religiös definierten israelischen Staat 
bedeuten, in dem die in Israel lebende 
arabisch-palästinensische Minderheit 
von vornherein als nicht zum Staats¬ 
volk gehörende Einwohner zweiter 


Ergebnis für die MP bei den Wahlen 
der vergangenen Jahre. 

Die Wahlbeteiligung bei 61 Prozent, 
das ist die zweitniedrigste Teilnahme 
seit 1990. Bei der vorangegangenen 
Parlamentswahl 2010 hatte Fidesz 53 
Prozent der Stimmen erhalten, die 
MSZP 19 Prozent, Jobbik 17 Prozent 
und die LMP knapp 8 Prozent. Im Ver¬ 
gleich zur letzten Wahl verlor Fidesz in 
absoluten Zahlen 600 000 Stimmen. 
Dass Fidesz dennoch ganz in die Nähe 
der Zweidrittelmehrheit kam, schrei¬ 
ben Wahlforscher den letzten Ände¬ 
rungen des Wahlgesetzes zu. 

Rund acht Millionen Ungarn waren 
zur Stimmabgabe aufgerufen. Um die 


Klasse diskriminiert wäre. Außerdem 
würde die Definition Israels als „jü¬ 
discher Nationalstaat“ die praktische 
Annullierung des Rechts auf Rück¬ 
kehr für die palästinensischen Flücht¬ 
linge bedeuten, die seit der Gründung 
des israelischen Staates aus ihm ver¬ 
trieben worden sind, obwohl dieses 
Recht in einschlägigen UNO-Resolu- 
tionen anerkannt worden ist. Offen¬ 
sichtlich versucht die Netanjahu-Re¬ 
gierung mit dieser Forderung also, eine 
für die palästinensische Seite völlig in¬ 
akzeptable und der geltenden Völker¬ 
rechtslage widersprechende Hürde 
als Bedingung für weitere Verhand¬ 
lungen zu errichten und praktisch ein 
Friedensdiktat gegen die Palästinenser 
durchzusetzen. 

Die Palästinensische Autonomiebe¬ 
hörde hat nach der Weigerung Israels, 
die Gefangenen freizulassen, erklärt, 
dass auch sie damit nicht mehr an die 
zu Beginn der Friedens Verhandlungen 
getroffenen Absprachen gebunden ist. 
Dazu gehörte die Zusage der palästi¬ 
nensischen Seite, während der Dauer 
der Verhandlungen jegliche Initiativen 
auszusetzen, um die internationalen 
Anerkennung des Staates Palästina im 
Rahmen der UNO weiter voranzutrei¬ 
ben. Dementsprechend hat Palästinen- 


199 Sitze in der deutlich verkleinerten 
Volksvertretung hatten sich 18 landes¬ 
weite Parteilisten und 1 554 Einzel¬ 
kandidaten beworben. Erstmals waren 
auch rund 200 000 ethnische Ungarn 
aus den Nachbarländern wahlberech¬ 
tigt. 90 000 von ihnen nahmen an der 
Wahl teil. 95 Prozent dieser Wähler 
stimmten für Orbäns Fidesz. 

Die Wahlen fanden in einer für Ungarn 
schwierigen wirtschaftlichen Situation 
statt. Mehr als 400 000 Ungarn arbei¬ 
ten in anderen EU-Ländern, weil sie 
im eigenen Land keinen Arbeitsplatz 
finden können. Die Schere zwischen 
Arm und Reich öffnet sich von Tag zu 
Tag weiter. 


ser-Präsident Abbas am 1. April in einer 
im Fernsehen übertragenen Zeremonie 
15 neue Anträge auf Anerkennung Pa¬ 
lästinas als eigenständiger Staat in ver¬ 
schiedenen Unterorganisationen und 
Einrichtungen der UNO unterzeich¬ 
net. Die UNO-Vollversammlung hat 
dazu im vergangenen November die 
Möglichkeit eröffnet, indem sie Paläs¬ 
tina per Mehrheitsbeschluss den Status 
eines „Beobachterstaates“ in der UNO 
verlieh. 

Die israelische Regierung reagierte 
darauf mit einer weiteren Drohung. 
Der israelische Tourismusminister Uzi 
Landau von der ultrarechten Partei „Is¬ 
rael Beitenu“ zu der auch Außenminis¬ 
ter Lieberman gehört, verkündete, die 
Palästinenser müssten „schwer dafür 
bezahlen“. Seine Regierung könnte als 
Antwort auf das palästinensische Vor¬ 
gehen schon jetzt die „Ausübung der 
Souveränitätsrechte Israels“ über Ge¬ 
biete im Westjordanland verkünden, 
die im Rahmen einer künftigen Frie¬ 
densregelung sowieso „Teil des Staa¬ 
tes Israel werden“. Mit anderen Worten 
wäre dies eine einseitige militärische 
Annexion palästinensischer Gebiete, 
ohne dass es dafür eine völkerrechtli¬ 
che oder vertragliche Grundlage gibt. 

Dirk Grobe 


Nazis werden 
hoffähig 

Mit dem Ergebnis vom Sonntag stehen 
dem ungarischen Premierminister Vik¬ 
tor Orbän nun quasi alle Wege offen, 
die Verfassung beliebig zu ändern und 
noch mehr auf seine Person zuzuschnei¬ 
den. Nur am Rande erwähnt wird aller¬ 
dings in den bürgerlichen Medien, daß 
die neofaschistische Partei „Jobbik“, 
deren Name im Ungarischen sowohl 
„Die Besseren“ als auch „Die Rechte¬ 
ren“ bedeuten kann, ihren Stimmanteil 
von rund 17 auf über 20 Prozent erhö¬ 
hen konnte. 

Das ist kein Einzelfall in EU-Europa. 
Die Triumphe des Front National bei 
den Kommunalwahlen in Frankreich 
haben wir in sehr frischer Erinnerung, 
auch die der Rechtsausleger unter Wil- 
ders in den Niederlanden. Das wird in 
Brüssel so gut wie kommentarlos hinge¬ 
nommen. Die Aufmärsche der alten und 
neuen Anhänger der Waffen-SS in Riga 
haben die Führung der EU auch nicht 
zu mehr als einem leichten Stirnrunzeln 
veranlasst. Warum auch? Längst ist es 
offenkundig, dass den EU-Oberen die 
neuen Nazis willkommen sind, wenn 
es darum geht, die kapitalistische Ord¬ 
nung zu festigen. Wer in Kiew offen mit 
Nazis paktiert und ihnen vor laufender 
Kamera die Hand reicht, kann gegen 
Nazis in EU-Ländern nichts haben. 

Uli Brockmeyer 


Kriegsdienstverweigerer in Israel eingesperrt 


Zum sechsten Mal wurde der israelische Kriegsdienstver¬ 
weigerer Omar Saad aus dem Dorf Mghar in der vorletz¬ 
ten Woche zu 20 Tagen Gefängnis verurteilt, weil er sich 
weigerte, in der israelischen Armee Dienst zu tun. Der 
junge Mann gehört zu der in Israel ansässigen arabischen 
Drusen-Gemeinde, die zum Unterschied von anderen pa¬ 
lästinensischen Arabern nach einem 1956 eingeführten 
Gesetz zum Wehrdienst verpflichtet wurde. 

In seiner Verweigerungserklärung schrieb 
Omar, der Mitglied im Kommunistischen 
* Jugendverband Israels ist: „Ich verweigere, 

- lt _ I weil ich ein Pazifist bin und jede Art von 
Gewalt hasse ... Ich kann mich nicht als 
Träger einer Militäruniform vorstellen, der 
an der Unterdrückung meines palästinensi¬ 
schen Volkes und an der Bekämp¬ 
fung meiner arabischen Brüder 
teilnimmt.“ Nach seiner erneu¬ 
ten Verurteilung und Inhaftie- 



Omar Saad 


rung erklärte er: „Ehrlich gesagt hatte ich nichts Besseres 
erwartet; eine Besatzungsmacht, die Drusenscheichs we¬ 
gen ihres Besuchs von heiligen Stätten in Syrien vor Ge¬ 
richt stellt und Mitglieder des arabischen Parlaments we¬ 
gen ihrer politischen Tätigkeit verfolgt, eine Besatzungs¬ 
macht, die Jugendliche kaltblütig tötet und Frauen und 
Kinder einkerkert, kann nicht respektiert werden ... Ich, 
Omar Zahr Eldin Mohammad Saad, erklärte erneut: Ich 
werde nicht in der israelischen Armee dienen, selbst wenn 
sie mich noch sechzig Mal mehr einsperren.“ 

Die Kommunistische Partei Israels empfahl per Internet, 
gegen die Bestrafung von Omar Saad und zahlreicher wei¬ 
terer israelischer Kriegsdienstverweigerer, die das gleiche 
Schicksal erleiden, national und international Protest ein¬ 
zulegen. Für Menschen außerhalb Israels wurde empfoh¬ 
len, sich an die israelische Botschaft im jeweiligen Land 
zu wenden: (In der BRD: Botschaft des Staates Israel, Au- 
guste-Viktoria-Straße 74-76,14193 Berlin, E-Mail: bot- 
schaft@israel.de). 


Die Rechte triumphiert 


bestätigten die Wähler den Rechtskurs vonMinisterpräsident Orbän 



Viktor Orbän: „Das ist ein großartiger Sieg, dessen Bedeutung wir heute noch 
gar nicht ermessen können.“ 
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Wer waren die Todesschützen am Maidan? 


„Untersuchungsbericht“ der Kiewer „Regierung“ kann nicht überzeugen 


I m Februar wurden auf und um den 
Maidan in Kiew etwa einhundert 
Menschen von Scharfschützen er¬ 
schossen. Die Opfer waren Angehörige 
der Sicherheitskräfte und Protestierer 
auf dem Maidan. Die Führer der Va¬ 
terlandspartei, der Partei UDAR und 
der faschistischen Swoboda, Jazenjuk, 
Klitschko und Tjagnibok, machten 
Präsident Janukowitsch und die Be¬ 
reitschaftspolizei Berkut für die Toten 
verantwortlich, brachen das mit Januk- 
owitsch unter Vermittlung der Außen¬ 
minister Deutschlands, Frankreichs 
und Polens geschlossene Abkommen 
über eine friedliche Regelung der po¬ 
litischen Krise in der Ukraine und ris¬ 
sen gestützt auf bewaffnete faschisti¬ 
sche Gruppen die Macht an sich. 

Bald kamen jedoch Zweifel an dem 
von den neuen Machthabern gezeich¬ 
neten Bild über die Todesschützen und 
ihre Auftraggeber auf. Durch Augen¬ 
zeugenberichte und vor allem durch 
das im Internet veröffentlichte Telefo¬ 
nat zwischen dem estnischen Außen¬ 
minister und der Außenbeauftragten 
der EU verdichteten sich Hinweise 
darauf, dass Leute aus dem faschisti¬ 
schen Spektrum der Putschisten-Re- 
gierung und ihres engsten Umfelds die 
Auftraggeber der Scharfschützen sein 
könnten, die aus Häusern am Maidan 
geschossen hatten. 

Russland forderte eine gründliche Un¬ 
tersuchung der Vorgänge durch neu¬ 
trale internationale Experten. Offenbar 
mit dem Ziel, eine solche Untersuchung 
zu verhindern, hat die Putschisten-Re- 
gierung eine eigene Kommission einge¬ 
setzt und am 3. April einen „Untersu¬ 
chungsbericht“ vorgestellt. Darin wer¬ 
den Präsident Janukowitsch und die 
Bereitschaftspolizei Berkut sowie der 
russische Geheimdienst für die Schüsse 
verantwortlich gemacht. Dieser „Un¬ 
tersuchungsbericht“ kann allerdings 
nur den Verdacht erhärten, dass Kräf¬ 
te aus der neuen „Regierung“ oder ih¬ 
rem Umfeld hinter den Todesschützen 
standen. 

Erstens werden keinerlei ernsthafte 
Beweise für die aufgestellten Behaup¬ 
tungen vorgelegt. Zweitens stellt sich 
die alte Frage „Wem nützt es“? Die 
Toten nützten ganz offensichtlich den¬ 
jenigen, die den Vertrag vom 21. Feb¬ 
ruar brechen und sich an die Macht 
putschen wollten. Drittens wird das 
erwähnte Telefonat zwischen der EU- 
Außenbeauftragten und dem estni¬ 
schen Außenminister ignoriert. Vier¬ 
tens wird keine Antwort auf die Frage 
gegeben, wieso die Todesschüsse, die 
aus den Häusern am Maidan abge¬ 
geben wurden, von Berkut-Polizisten 


kommen können, obwohl die Häuser 
von bewaffneten Faschisten des Rech¬ 
ten Sektors und mit ihnen verbündeter 
Gruppen besetzt waren? Fünftens gibt 
es im Bericht keine Erklärung dafür, 
dass aus den gleichen Waffen sowohl 
Sicherheitskräfte als auch Protestierer 
erschossen wurden. Sechstens ist es 
höchst verdächtig, dass die „Untersu¬ 
chung, „ unter der Leitung des neuen 
Generalstaatsanwalts, des Swoboda- 


Faschisten Oleg Machnitzki, stattfand. 
Das nennt man wohl „den Bock zum 
Gärtner machen“. Und schließlich ist 
es bezeichnend, dass die „Untersu¬ 
chungskommission“ während der Be¬ 
kanntgabe ihres Berichts von Kämp¬ 
fern faschistischer Gruppen in Tarn¬ 
anzügen und mit Kalaschnikows in 
den Reisetaschen „geschützt“ wurde. 
Richtiger müsste es wohl heißen, be¬ 
wacht wurde, um sicherzustellen, dass 


auch wirklich jenes Ergebnis bekannt 
gegeben wurde, das die Faschisten vor 
der Tür von der Kommission verlangt 
hatten. 

So viele unbeantwortete Fragen! Wo 
bleiben die angeblich so unabhängigen 
und objektiven westlichen Medien, die 
sie stellen? Die Forderung nach einer 
internationalen Untersuchungskom¬ 
mission bleibt auf dem Tisch. 


Willi Gerns 


Lage im Osten der Ukraine zugespitzt 



Nach der Erstürmung mehrerer öffentlicher Gebäude im Os¬ 
ten der Ukraine durch Demonstranten, deren Proteste sich ge¬ 
gen die Putschistenregierung in Kiew richtet, ist die Situation in 
den Städten Charkow, Lugansk und Donezk weiter zugespitzt. 
In Charkow erwartetet die Protestbewegung Verstärkung 
aus anderen Städten, um ein Zeltlager zu organisieren. Auf 
dem besetzten Gebäude der Gebietsverwaltung in Charkow 
weht die russische Fahne. Die Demonstranten fordern ein 
Referendum über die Zugehörigkeit der Region zur Ukraine. 
In Lugansk leitete die Staatsanwaltschaft ein Verfahren ein, 
nachdem Aktivisten das örtliche Geheimdienstgebäude ge¬ 
stürmt hatten. Dabei waren am Sonntag mehrere Menschen 
verletzt worden. Die Miliz in Lugansk wurde in „Kampfbe¬ 
reitschaft“ versetzt, wie Behörden mitteilten. Die Zufahrts¬ 
straßen zur Stadt seien gesperrt. 


Auf der Halbinsel Krim gab es unterdessen einen tödlichen 
Zwischenfall: Ein russischer Soldat erschoss einen ukraini¬ 
schen Major im Streit. Der russische Soldat sei dabei von 
dem angetrunkenen 32 Jahre alten Offizier angegriffen und 
verletzt worden und habe dann die tödlichen Schüsse ab¬ 
gefeuert. 

Die Europäische Union beobachtet „genau und mit Sor¬ 
ge“ die Lage im Osten der Ukraine, sagte eine Sprecherin 
der EU-Außenbeauftragten Catherine Ashton am Montag 
in Brüssel. „Politische Forderungen in der Ukraine müssen 
gewaltlos verfolgt werden, gemäß den demokratischen Stan¬ 
dards und in rechtsstaatlicher Weise“, sagte sie. Diese For¬ 
derung hatte die EU bei den außerordentlich gewalttätigen 
Aktionen prowestlicher Demonstranten in Kiew nicht er¬ 
hoben. 


Für den Frieden! Nein zur NATO! 


Gemeinsame Erklärung von 

Seit die NATO vor 65 Jahren gegründet wurde, war sie ein imperialistischer 
Militärblock, ein Schlüsselelement in der Strategie der Weltherrschaft und der 
Ausbeutung sowie der Konfrontation gegen die damalige UdSSR und die so¬ 
zialistischen Staaten. 

Die NATO trägt die Verantwortung für das endlose Wettrüsten, und die USA 
und ihre Verbündeten sind die Verursacher von mehr als zwei Dritteln der welt¬ 
weiten Rüstungsausgaben. 

Die USA und die NATO-Länder betreiben die Ausweitung ihres weltumspan¬ 
nenden Netzes von Militärstützpunkten und streben danach, ihre Einflußsphä¬ 
ren noch weiter auszudehnen. 

Mit der Verkündung ihres offensiven strategischen Konzepts hat die NATO den 
geografischen Bereich ihrer Einmischungsaktionen, Aggressionen und Beset¬ 
zungen fremder Territorien ausgeweitet, und sie verstärkt dabei ihre Rolle als 
bewaffneter Arm der großen transnationalen Monopole. 

Die USA und ihre NATO-Verbündeten sind verantwortlich für eine Vielzahl 
von Verbrechen und für riesige Zerstörungen, für brutale Aggressionen - wie 
in Jugoslawien, Afghanistan, Irak oder Libyen - sowie für Einmischung in die 
Angelegenheiten anderer Staaten - wie im Fall Syrien - und für Drohgebärden 
wie gegen den Iran. 

Die USA, die NATO und die EU tragen die Verantwortung für die verstärkte 
Militarisierung der internationalen Beziehungen und für die Eskalation von 
Spannungen und Kriegsdrohungen gegen die Souveränität der Völker und die 
Unabhängigkeit von Staaten, sei es im Nahen Osten, in Afrika, im Fernen Os¬ 
ten oder in Lateinamerika. 

Zu einem Zeitpunkt, an dem 65 Jahre nach der Gründung der NATO die Si¬ 
tuation in der Welt gekennzeichnet ist durch die Krise des Kapitalismus, durch 
die ausbeuterische, anti-demokratische und aggressive Offensive des Imperia¬ 
lismus, durch komplexe Prozesse der Umgruppierung des Kräfteverhältnisses 


52 kommunistischen Parteien 

in der Welt sowie durch den Widerstand und den Kampf der Schaffenden und 
der Völker, 

- bekräftigen wir unsere Opposition gegen die Ausdehnung der NATO, gegen 
die Militarisierung der EU und gegen deren militaristische und interventionis¬ 
tische Politik; 

- fordern wir die Beendigung des Wettrüstens, den Stop der Errichtung eines 
„Anti-Raketen-Systems“ der USA und der NATO in Europa, nukleare Ab¬ 
rüstung, die vollständige Zerstörung aller Massenvernichtungswaffen und die 
Auflösung aller Militärstützpunkte auf fremden Territorien; 

- fordern wir den unverzüglichen Abzug aller Truppen aus Afghanistan und aus 
den anderen Ländern, die imperialistischer Aggression ausgesetzt sind; 

- bekräftigen wir unsere Solidarität mit den Völkern, die gegen imperialistische 
Okkupation, Aggression und Einmischung Widerstand leisten, 

- rufen wir die Schaffenden und die Völker der Welt auf, den Kampf für den 
Frieden, gegen die NATO, für eine Zukunft des Friedens, des Fortschritts, der 
sozialen Gerechtigkeit zu stärken, damit jedes Volk frei über seine eigene Zu¬ 
kunft entscheiden kann. 

Dieser von der Portugiesischen Kommunistischen Partei initiierte Aufruf wurde 
bis Redaktionsschluss von 52 kommunistischen und Arbeiterparteien unter¬ 
zeichnet, darunter die Partei der Arbeit Belgiens, die Deutsche Kommunisti¬ 
sche Partei, die Kommunistische Partei Luxemburgs und die Neue Kommunis¬ 
tische Partei der Niederlande, sowie die KP Britanniens, die KP Kanadas, die 
KP Chiles, die KSCM Tschechiens, die AKEL Zyperns, die KP Griechenlands, 
die Ungarische Arbeiterpartei, die KP Irlands, die KP Israels, die PdCI Italiens, 
die Palästinensische KP, die Südafrikanische KP, die KP Spaniens und die KP 
der Völker Spaniens, die KP der Russischen Föderation, die KP der Türkei, die 
KP der USA und die KP Venezuelas. 


Trotz Wachstum 
keine neuen 
Arbeitsplätze 

EU-Kurs brachte keine 
Verbesserung 

Wenn ein offizieller Bericht der EU- 
Kommission bestätigt, was Kommunis¬ 
ten und Linke seit langem sagen, näm¬ 
lich dass die derzeitige EU-Politik des 
Sparzwangs per Schuldenbremse und 
der „Steigerung der Wettbewerbsfä¬ 
higkeit“ durch Senkung von Lohn- und 
„Lohnnebenkosten“ nicht zum Abbau 
der Arbeitslosigkeit führt, sondern die 
Verarmung von Menschen ausweitet, 
verdient dies festgehalten zu werden. 
Ein solches offizielles EU-Dokument 
ist der jüngste „Quartalsbericht zur 
Beschäftigungssituation und sozialen 
Lage“, der am 31. März von der EU- 
Kommission veröffentlicht wurde (EU 
Employment and Social Situation - 
Quarterly Review, March 2014). 

Der für Beschäftigung, Soziales und 
Integration zuständige EU-Kommis- 
sar Läszlö Andor fasste die Ergebnisse 
dieses Berichts laut EU-Pressemittei- 
lung wie folgt zusammen: „Die Wirt¬ 
schaft der EU ist zu einem allmählichen 
Wachstum zurückgekehrt, die Situation 
vieler Haushalte und Einzelpersonen 
verbessert sich jedoch bislang nicht. 
Immer mehr Menschen geraten in eine 
finanzielle Notlage. Es sind Ungleich¬ 
gewichte entstanden, und es besteht 
die Gefahr, dass der derzeitige fragile 
Aufschwung die Situation vieler Grup¬ 
pen mit niedrigem Einkommen nicht 
verbessern kann. Die EU ist noch weit 
davon entfernt, einen inklusiven und 
beschäftigungswirksamen Aufschwung 
abgesichert zu haben“. 

2013 habe es zwar „erste Zeichen einer 
Stabilisierung der Beschäftigungssitua¬ 
tion“ gegeben, „die Zahlen für das dritte 
und das vierte Quartal 2013 zeigen je¬ 
doch, dass das Wirtschaftswachstum in 
immer mehr EU-Mitgliedstaaten nicht 
mit der Schaffung von Arbeitsplätzen 
einherging“, heißt es weiter in der EU- 
Pressemitteilung. 

Und noch ein Zitat daraus: „Das Ein¬ 
kommen, das die Haushalte zur Verfü¬ 
gung haben, hält nicht mit dem Wachs¬ 
tum des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
Schritt. 2013 ging das verfügbare Brut¬ 
toeinkommen der Haushalte im Eu¬ 
roraum real weiter zurück, wenn auch 
langsamer als in den Jahren zuvor. 
Ebenfalls besorgniserregend ist die ste¬ 
tige Zunahme finanzieller Notlagen seit 
2010: Ein immer größerer Teil der Be¬ 
völkerung muss auf seine Ersparnisse 
zurückgreifen und in letzter Zeit sogar 
Schulden aufnehmen, um die täglichen 
Lebenskosten decken zu können.“ 
Schließlich vermeldet die EU-Kommis- 
sion: „Aus dem Bericht geht auch her¬ 
vor, dass immer häufiger auf befristete 
Arbeitsverhältnisse oder auf Teilzeitbe¬ 
schäftigung zurückgegriffen wird. Da¬ 
bei ist festzustellen, dass befristete Be¬ 
schäftigungsverhältnisse in geringerem 
Maß den Einstieg in eine dauerhafte 
Beschäftigung ebnen als vor der Krise. 
Parallel dazu hat die Arbeitsplatzsicher¬ 
heit deutlich abgenommen ... Bedingt 
durch hohe Arbeitslosigkeit und man¬ 
gelnde Arbeitsplatzsicherheit ist die 
Wachstumsrate der nominalen Lohn¬ 
stückkosten im Euroraum 2013 weiter 
abgeflacht“. 

Soll niemand sagen, die EU-Oberen 
wüssten nicht, welche sozialen Auswir¬ 
kungen ihre Politik hat. Dass sie den¬ 
noch weiter daran festhalten, zeigt, dass 
genau diese Auswirkungen auch gewollt 
sind, und zwar im Interesse der führen¬ 
den Kapitalkreise, in deren Auftrag sie 
handeln. 
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Gastkolumne von Georg Fülberth 

Drei Hände 


Auf einem Plakat der DKP steht: 
„Hände weg von der Ukraine!“ Zu 
sehen sind Finger der EU und der 
USA, die nach diesem Land greifen. 



Was hätte Lenin dazu gesagt? Den¬ 
ken wir an seine Haltung 1914. 

Der Erste Weltkrieg war für ihn ein 
Konflikt imperialistischer Mäch¬ 
te, in alphabetischer Reihenfolge: 
Deutschland, Frankreich, Großbri¬ 
tannien, Russland, 1917 kamen die 
USA dazu. Für die revolutionäre 
Arbeiterbewegung verbot es sich, 
für eine von ihnen Partei zu ergrei¬ 
fen. Deutschland war nach Lenin 
der zu spät gekommene und des¬ 
halb der aggressivste Räuber, aber 
das setzte seine Feinde nicht ins 
Recht. Alle waren sie Imperialisten. 
Aus dieser Sicht fehlt auf dem oben 
erwähnten Plakat eine Hand: die 
Russlands. Es ist ein kapitalistischer 
Staat. Dass es in Ukraine-Fragen 
eigene Sicherheitsinteressen wahr¬ 
nimmt, trifft zu, ist aber kein Grund 
für irgendwelche Parteinahme. 

Das ist die eine Seite der Sache. 
Auch über die andere kann man et¬ 
was bei Lenin lernen. Er kämpfte 


gegen den Krieg, indem er die Revo¬ 
lution in Russland vorbereitete. So 
entsprach dies auch der Entschlie¬ 
ßung des Internationalen Sozia¬ 
listenkongresses in Stuttgart 1907: 
Jede Arbeiterpartei sollte im eige¬ 
nen Land den herrschenden Klas¬ 
sen in den Arm fallen. Lenins Fein¬ 
de im allgemeinen Sinn waren alle 
Imperialisten, operativ aber wandte 
er sich gegen den Zaren. Karl Lieb¬ 
knechts Maxime war: „Der Haupt¬ 
feind steht im eigenen Land!“ 
Wollte man das Plakat also nach all¬ 
gemein anti-imperialistischen Ge¬ 
sichtspunkten neu entwerfen, wären 
dort drei Hände zu sehen. Will man 
den Hauptfeind im eigenen Land 
zeigen, genügt eine einzige: die EU 
mit einem besonders dicken deut¬ 
schen Daumen. 

Selbst die Hand der USA könnte 
in diesem Fall wegbleiben. Richtig 
ist, dass dieser Staat in der Ukrai¬ 
ne-Krise besonders forsch vorgeht. 
Dass ihre - und der NATO - Inter¬ 
essen nicht völlig identisch sind mit 
denen der EU und der herrschenden 
Klassen in der BRD, ist unüberseh¬ 
bar. Die deutsche Industrie hat von 
Sanktionen nur Nachteile. Der von 
ihr und den ehemaligen Kanzlern 
Schmidt und Schröder, aber auch 
von Günter Verheugen und sogar 
Horst Teltschik - einst Kohl-Berater, 
Leiter der Münchener Sicherheits¬ 
konferenz und Manager des US- 
Rüstungs- und Luftfahrtkonzerns 
Boeing - vertretene Kurs der Ko¬ 
operation mit Russland ist zweifellos 
weniger gefährlich. Aber auch dies 
ist eine Variante kapitalistischer, 
wohl auch imperialistischer Politik. 


Blendende Bilanz 


Die freie Qualitätspresse strahlte 
unisono: „Alles Pussies außer Ger¬ 
hard“, wusste sich nicht nur der Stern 
von lästiger Gender Correctness be¬ 
freit. Schließlich galt es eine „Wahl¬ 
kampfsau“, ein „Alphatier“, einen 
„Rabauken mit Machtwillen“ zu 
feiern. Geht es um den 70sten von 
„Don Testosteron“, darf es ruhig 
einmal etwas triebgesteuerter sein. 
„Eines war er auf alle Fälle: Große 
Klasse. Mit Schröder gab es immer 
großes Kino. Ganz großes Kino.“ 
„Braungebrannt“, sei er, „das Kinn 
leicht vorgereckt, die typische 
Schröder-Haltung.“ Das „Raubtier¬ 
lächeln“ habe er nicht verlernt. 
„Der Anzug: allererste Qualität, die 
Schuhe: exquisit, und gut geputzt 
dazu“, verrät uns der Tagesspiegel 
und die FAZ titelt bei dem „ganzen 
Kerl“ gleich ganz nietzscheanisch 
„Wille zur Macht“. 

Auch die SPD ist ganz aus dem 
Häuschen: „Niedersachsen ist stolz 
wie Bolle auf das Landeskind Ger¬ 
hard Schröder!“, jubelt der SPD- 
Ministerpräsident Stephan Weil 
und für SPD-Chef Sigmar Gabriel 
ist es „Eine Ehre, einen der unge¬ 
wöhnlichsten sozialdemokratischen 
Politiker zu würdigen.“ 

Immerhin, das „Alphatier“ hatte 
maßgeblich dafür gesorgt, dass für 
die „Genossen“ nun bei 25 Pro¬ 
zent erst einmal Ende im Gelände 
ist und sie allenfalls noch als Hiwis 
der CDU eine Chance auf die Re¬ 
gierungsbank haben. Da kann man 
schon „stolz wie Bolle“ sein. 
Irgendwie wenig war denn auch 
von den politischen Großtaten von 
„Don Testosteron“ die Rede. Im¬ 
merhin hatte der ja als eine Art Ro- 
bin Hood der Finanzindustrie, als 
Beschützer der Maschmeyer und 
Ackermänner, dafür gesorgt, dass 
die Witwen und Waisen sich nicht 
mehr mit solch unnötig hohen Ren¬ 
tenzahlungen herumschlagen müs¬ 
sen, und dass diejenigen, die wirk¬ 
lich etwas von Geld verstehen mit 


der, Dank Raubtier-Gerd, nun frei 
werdenden Kohle (einige zig-Milli- 
arden) im globalen Casino endlich 
standesgemäß mitzocken können. 
Ja, nicht nur das. Die Spezialisten 
des Casinos, von Franz Müntefering 
in einem lichten Moment Heuschre¬ 
cken genannt, durften sich endlich 
auch bei uns austoben. 

Nicht zu vergessen „Fördern und 
Fordern“. Die „Flexibilisierung des 
Arbeitsmarktes“. Endlich befreit 
von altem Besitzstandsdenken hat 
die „Poesie der Armut“ wieder Ein¬ 
zug in deutsche Städte gehalten. 
Tausende „Tafeln“, bei denen auch 
der abgelaufene Joghurt von Aldi 
noch Beachtung findet. Hunderte 
von Kleiderkammern, die selbst das 
abgelegte Kostüm von Tante Lui¬ 
se noch liebevoll einer zweckdien¬ 
lichen Endverwendung zuführen 
können. Da macht es ja nichts, dass 
Millionen von ihrem Einkommen 
nicht leben können. „Sozial ist, was 
Arbeit schafft.“ Von Bezahlung war 
da nicht die Rede. 

Deutschland ist Exportweltmeister, 
da können die „Genossen“ auf ihren 
Gerd „stolz wie Bolle sein“. 

Im Süden Europas sieht man das 
möglicherweise etwas anders. 

Die „Poesie der Armut“ ist nicht auf 
deutsche Städte beschränkt geblie¬ 
ben. Sozialdemontage ist eine sozi¬ 
aldemokratische Kernkompetenz. 
Vielleicht ein Slogan für Martin 
Schulz 4 Europa-Wahlkampf. 
Bedauerlicherweise bei den Jubel¬ 
feiern ebenfalls fast untergegan¬ 
gen sind die Bomben auf Belgrad. 
78 Tage. 20 000 Tonnen Bomben. 
(Beim Angriff auf Hamburg 1943, 
„Operation Gomorrha“, waren es 
8 500 Tonnen). Deutschland ist zu¬ 
rück in die ehrenwerte Phalanx der 
kriegführenden Staaten des „Wes¬ 
tens“. Schon allein deshalb dürften 
die Springer und Co. ihrem „Alpha¬ 
tier“ goldene Kränze winden. 

Guntram Hasselkamp 



„Die Party wird nicht 
ohne Blockupy stattfinden“ 

Aktivisten laufen sich warm für Proteste gegen Eröffnung 
der Europäischen Zentralbank - Interview mit Katharina Schwabedissen 


UZ: Blockupy geht ins dritte Jahr: Vom 
15. bis 25. Mai sollen europaweite Akti¬ 
onstage gegen die Austeritätspolitik der 
Troika stattfinden. Was genau ist geplant? 

Katharina Schwabedissen: Die Block- 
upy-Proteste waren bisher auf Frank¬ 
furt begrenzt. Hier hat die Europäische 
Zentralbank (EZB) ihren Sitz. Die Pro¬ 
teste waren ein Zeichen, dass es auch 
im „Krisengewinnerland“ Deutschland 
zivilen Ungehorsam gegen die Politik 
der Troika und der Europäischen Uni¬ 
on und Solidarität mit den Betroffenen 
dieser Politik gibt. 

Im Mai überwindet dieser Protest Gren¬ 
zen: In vielen Städten Europas wird es 
zwischen dem 15. und 25. August Ak¬ 
tionen, Demonstrationen, Versamm¬ 
lungen und Veranstaltungen zur Politik 
der EU und der Troika geben. Demo¬ 
kratie bedeutet für uns deutlich mehr 
als alle paar Jahre ein Kreuz zu machen 
und Stellvertretungen zu wählen. In 
Deutschland ruft Blockupy in diesem 
Rahmen zu zentralen Aktionen am 
17. Mai in Berlin, Düsseldorf, Hamburg 
und Stuttgart auf. In allen vier Städten 
wird es kreativ, ungehorsam und wider¬ 
ständig werden. 

UZ: Ist in diesem Jahr auch eine neu¬ 
erliche Umzingelung der Europäischen 
Zentralbank (EZB) geplant? 

Katharina Schwabedissen: Im Herbst 
soll die feierliche Eröffnung des Neu¬ 
baus der EZB in Frankfurt stattfinden. 
Die EZB rückt bisher nicht mal das Da¬ 
tum raus. Da wird Blockupy doch die 
Pläne zur Party jetzt nicht über die UZ 
verbreiten. Aber im Ernst: Diese Party 
der Reichen und ihrer Handlanger wird 
nicht ohne uns stattfinden. Es gibt Pla¬ 
nungen, die unterschiedliche Konzepte 
und Ideen vorsehen. Im Moment kon¬ 
zentrieren wir uns auf die Aktionsta¬ 
ge im Mai. Ich bin aber sicher, dass bei 
dem Versuch der Eröffnung der EZB 
im Herbst das Juwelengeklapper unter¬ 
gehen wird im Konzert von Aktionen 
zivilen Ungehorsams - Blockupy 2014 
halt. Das Ziel ist vor allem auf die Fol¬ 
gen der Krisenpolitik aufmerksam zu 
machen, aber auch deutlich zu sagen: 
Ihr seid nicht ungestört! Wo immer ihr 
meint Euch feiern zu können, sind wir 
da und sagen: Ihr habt nichts zu feiern, 
Eure Politik tötet täglich Menschen und 
zwar überall in der Welt. 

UZ: Und wie lauten Ihre Antworten auf 
die Krise und den stetig voranschreiten¬ 
den politischen Rechtsruck in der EU? 

Katharina Schwabedissen: In unse¬ 
rem Aufruf heißt es: „Die Politik der 
Krisenverschärfung ist der Boden, auf 
dem rechte oder faschistische Parteien 
wachsen und gedeihen. Sie benennen 
nicht die Ursachen der Krise und ihre 
Folgen, sondern hetzen Menschen ge¬ 
geneinander auf. Sie wollen neue Gren- 



Katharina Schwabedissen ist Mitglied 
im Koordinierungskreis von 
Blockupy und aktiv in der unabhängi¬ 
gen feministischen Mobilisierung zu 
den Aktionstagen 

zen, rassistische Spaltungen, antisemi¬ 
tische Stimmungsmache, Ausgrenzung, 
Repression und Gewalt. Das sind kei¬ 
ne Lösungen, sondern Verschärfungen 
der Probleme. In unseren Reihen ist 
kein Platz für solche Forderungen, sol¬ 
ches Denken, solches Handeln.“ Unsere 
Antwort auf autoritäre Antworten auf 
die Krise des Kapitalismus von Rechts 
sind ziviler Ungehorsam, Solidarität und 
antikapitalistische Alternativen von un¬ 
ten - über Grenzen hinweg. 

UZ: Im Juni des letzten Jahres wurde 
die Großdemonstration von Blockupy 
in Frankfurt am Main von der Polizei 
angegriffen und verhindert. Rechnen Sie 
bei den anstehenden Aktionstagen erneut 
mit derart massiver Gewalt?? 

Katharina Schwabedissen: Wir erleben 
weltweit eine Zunahme von Protesten 
und eine Zunahme von Gewalt und 
Repressionen gegen Proteste. Natür¬ 
lich ist auch den Herrschenden klar, 
dass sie ihre Ausbeutungspolitik auf 
Dauer nicht mit der Zustimmung der 
Mehrheit der Menschen, die davon 
betroffen sind, über die Bühne brin¬ 
gen. Da brauchen sie Instrumente, die 
Angst vor Gegenwehr erzeugen. Der 
Kessel im letzten Jahr war ein klassi¬ 
sches Beispiel: Es wurde vor allem der 
Block hinter dem Kessel angegriffen. 
Hier waren viele Kinder und Leu¬ 
te, die überhaupt nicht mit Angriffen 
rechnen konnten. Ich gehe nicht da¬ 
von aus, dass es im Herbst anders aus- 
sehen wird. Die Polizei weigert sich 
beharrlich zu einem öffentlichen Ge¬ 
spräch mit Blockupyvertrerinnen und 
-Vertretern. Bisher gab es kein einzi¬ 
ges Wort des Bedauerns von Seiten der 
Verantwortlichen. Die Prozesse laufen: 
Und zwar nicht gegen diejenigen, die 
mit Kampfgas Menschen verletzt und 
andere stundenlang im Kessel gefan¬ 
gengehalten haben, sondern gegen die 
Demonstrierenden, die ihr Demonst¬ 
rationsrecht wahrnehmen wollten. Der 
Widerspruch heißt: Sie wollen Kapita¬ 
lismus ohne Demokratie! Wir wollen 
Demokratie ohne Kapitalismus. 

UZ: Sie haben sich in der Vergangen¬ 
heit an der Mobilisierung feministischer 
Gruppen zu den Blockupy-Protesten en¬ 


gagiert. Welchen Zusammenhang sehen 
Sie zwischen Feminismus und Antikapi¬ 
talismus? 

Katharina Schwabedissen: Wir alle ken¬ 
nen die Rede von der Doppelbelastung 
der Frauen durch Kinder und Beruf. Das 
ist Unfug. Die Doppelbelastung von 
Frauen heißt Kapitalismus und Patriar¬ 
chat. Aber in der Rede von der Mehr¬ 
fachbelastung steckt natürlich ein wah¬ 
rer Kern. Alles, was mit Reproduktion 
zu tun hat, wird im Kapitalismus an den 
Rand gedrängt und steht im Schatten. Im 
Kapitalismus steht im Mittelpunkt allen 
Handelns der Profit weniger und nicht 
das Leben aller. Die Sorge und Fürsor¬ 
ge um das Leben wird auf uns Frauen 
abgeschoben - schon Jahrhunderte lang 
und schon bevor es Kapitalismus gab. 
In der Krise des Kapitalismus verschärft 
sich diese permanente Krise der Repro¬ 
duktion. Das zeigt sich in den südeuro¬ 
päischen Ländern durch das Absinken 
der Geburtenrate, den Zusammenbruch 
des Gesundheitssystems, den Anstieg 
der Selbsttötungen. Das ist aber kein 
begrenztes Phänomen. Wir erleben das 
auch hier bei uns im angeblichen Kri¬ 
sengewinnerland. Unser Gesundheits¬ 
system gelangt in der Pflege - vor allem 
der Altenpflege - an ihre Grenzen. Die 
großen Massenproteste der letzen Jahre 
waren Proteste von Erzieherinnen und 
Pflegenden. Die feministische Antwort 
auf die Krise des Kapitalismus ist ein¬ 
fach: Das Leben in den Mittelpunkt des 
Handelns stellen und Politik von unten 
gestalten. Rosa Luxemburg nannte das 
revolutionäre Realpolitik. Ohne diese 
Perspektive wird es keine Antwort auf 
die Krise geben. 

UZ: Also wird es auch bei den anstehen¬ 
den Kundgebungen und Demonstratio¬ 
nen einen feministischen Bezug geben? 

Katharina Schwabedissen: Es wird am 
17. Mai beim zentralen Aktionstag in 
Deutschland in allen vier Städten fe¬ 
ministische Mobilisierungen und Akti¬ 
onen geben. In Düsseldorf sind Aktio¬ 
nen zur Situation in der Bekleidungs¬ 
industrie geplant und ein Demoblock 
unter dem Motto „Chic im schwarzen 
Block“. Letzteres ist eine Antwort auf 
den Versuch der Polizei im letzten Jahr 
durch den Kessel die „guten Demonst¬ 
rierenden“ im bunten Block gegen die 
„bösen Demonstrierenden“ im schwar¬ 
zen Block auszuspielen. Das ist schon 
damals nicht gelungen, es wird auch 
weiterhin nicht gelingen. Wir lassen uns 
nicht spalten und wir werden uns wei¬ 
terhin gegenseitig und gemeinsam ge¬ 
gen Angriffe wehren. Das Leben in den 
Mittelpunkt zu stellen und zu schützen, 
ist bei immer mehr Demonstrationen 
nicht mehr abstrakt, sondern ganz kon¬ 
kret. 

Interview: Markus Bernhardt 

www.blockupy.org 
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Stahlarbeiter in Dortmund -1969 



Hungerstreik der Hoesch-Frauen-Initiative gegen die Schließung des Stahl¬ 
werks in Dortmund -1980 


Im Ruhrgebiet-1970er Jahre 



Der 

Mann 

auf 

der 

Leiter 

Viele Leserinnen und Leser der UZ 
kennen die Fotos von Klaus Rose 
noch. Neben dem leider viel zu früh 
verstorbenen Manfred Scholz und 
einigen anderen hat er das Bild unse¬ 
rer Zeitung - als sie noch Tageszeitung 
war - mitgeprägt. Ostermärsche, 
Proteste gegen die Notstandsgesetze, 
Demonstrationen gegen die NPD 
und immer wieder Arbeitskämpfe, 
das waren damals die aktuellen Bil¬ 
der von Klaus Rose. Und dann, ganz 
anders - oder eben auch nicht - das 
„normale“ Leben im Ruhrgebiet, 
das der Arbeiter. Schon als junger 
„Bildberichterstatter“ kam er mit 
der westdeutschen Staatsmacht in 
Konflikt - oder besser: die mit ihm -, 
als er sich auf einem Kongress mit 
Walter Ulbricht unterhielt oder als er 
von den Weltfestspielen der Jugend 
1957 in Moskau berichtete. Das waren 
„landesverräterische Beziehungen“, so 
damals das Landgericht in Lüneburg. 
Wahrscheinlich machen solche Erleb¬ 
nisse einem jungen Bildjournalisten 
schnell klar, dass er einen interessan¬ 
ten Beruf gewählt hat - und dass er 
sich entscheiden muss, auf welcher 
Seite er steht. In der Soziologie gibt 
es den Begriff der „teilnehmenden 
Beobachtung“, Klaus Rose war (und 
ist) so ein teilnehmender Beobachter 
und mit seinen Bilder hat er Stellung 
bezogen. Man sieht seinen Bildern an, 
auf wessen Seite er steht. 

Als ich Klaus zum ersten Mal gesehen 
habe, stand er auf einer Leiter. Auf die 
Frage, ob es nicht lästig sei, so eine 
Stehleiter mit sich rumzuschleppen, 
meinte er, so habe er einen besse¬ 
ren Überblick. Das war der Vorteil 
gegenüber uns anderen Fotografen, 
wir waren zwar alle mittendrin, aber 
er war auch noch oben. Seit einigen 
Jahren beschäftigt er sich hauptsäch¬ 
lich mit Medizinfotografie. Das mag 
vielleicht ruhiger sein, aber seine 
„alten“ Bildern bewegen immer noch. 
In dem im letzten Jahr erschienen 
Bildband werden die sozialen Bewe¬ 
gungen und Arbeitskämpfe im Ruhr¬ 
gebiet zwischen 1965 und 1989 gezeigt 
und Udo Achten hat die Texte dazu 
geschrieben. 

Tom Brenner 



Udo Achten / Klaus Rose 
Unser Leben 

Soziale Bewegungen und Arbeits¬ 
kämpfe im Ruhrgebiet 1965-1989 
Klartext, Essen, 24,95 Euro 



Protest gegen Stahlwerksschließung, Duisburg -1987 



Ostermarsch, Ruhrgebiet -1969 


Ruhrgebiet - 1960er Jahre 
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Gefährliche CasaPound 

Faschistische Agitation raffiniert verpackt und links getarnt 


D ie Versuche, den Faschismus links zu tar¬ 
nen, reichen bis in dessen Geburtsstunde 
zurück. Sein Begründer, Benito Mussolini, 
konnte dazu auf seine Herkunft aus der Sozialis¬ 
tischen Partei, in der er führende Posten, zuletzt 
bis zu seinem Ausschluss 1914 Chefredakteur der 
Parteizeitung „Avanti“ innehatte, zurückgreifen. 
Jüngste Versuche hier Anleihen aufzunehmen, 
zeigt Heiko Koch in seiner fundierten Studie 
„CasaPound Italia“ auf. Die seit 10 Jahren exis¬ 
tierende Bewegung, deren Anhänger sich „Fas- 
cisti del terzo Millennio“ (Faschisten des dritten 
Jahrtausend) nennen, agiert mit Sozialrevolutio¬ 
nären Parolen, betreibt vordergründigen Anti- 
Kapitalismus und stellt breit gefächerte soziale 
und kulturelle Forderungen. Das ist bei Erschei¬ 
nungen des italienischen Faschismus der Gegen¬ 
wart in Italien, wie beispielsweise der Destra So¬ 
ciale (Sozialen Rechten), einer Abspaltung von 
der Alleanza Nazionle (AN), nichts Neues, wird 
aber von CasaPound in besonders raffinierter 
und so gefährlicher Weise betrieben. 

Wess‘ Geistes Kind CasaPound ist, bemerkt man 
schon wenn man sich etwas mit der Vita eines 
der maßgeblichen Gründerväter befasst: Mauri- 
zio Boccacci, einem führenden AN-Mann, lang¬ 
jähriger Chef der schon in den 1950er Jahren von 
der Mussolininachfolgerpartei Movimento So¬ 
ciale Italiano - MSI (die sich 1995 in AN um¬ 
taufte), gebildeten faschistischen Gewerkschaft 
CISNAL, der in Rom die Nazi-Skins unter der 
Losung organisierte: „Wir sind gegen Ausländer, 
gegen Kommunisten, gegen Schwule, gegen Ju¬ 
den“. Der Unterschied ist, wie Koch anschaulich 
darlegt, dass CasaPound es eben etwas verdeckt 
angeht. 

Ausgangspunkt wurde Ende 2003 die Besetzung 
eines Miethauses in Rom in der Nähe des Haupt¬ 
bahnhofes Termini, mit dem Protestaktionen der 
linken Centri Sociali kopiert wurden. Anknüp¬ 
fend an den US-amerikanischen Literaten und 
Mussolini-Verehrer Eza Pound wurde das Ge¬ 
bäude CasaPound genannt und als Zentrale der 
Bewegung eingerichtet. Die Besetzer gaben vor, 
damit gegen die Wohnraumnot zu protestieren. 
Als 2008 der AN-Faschist Giovanni Allemano 
Bürgermeister von Rom wurde, erhielt CasaPo¬ 
und einen einflussreichen Förderer. Das Stadt¬ 
oberhaupt kaufte ihr Partei-Haus für 11,8 Mil¬ 
lionen Euro und schenkte es der Organisation. 
Als eine der faschistischen Zweigorganisatio¬ 
nen von Haus Pound entstand eine eigene Ge¬ 


werkschaft, die sich speziell der Kampagne für 
„bezahlbaren Wohnraum“ widmet und mit wei¬ 
teren sozialen Forderungen den großen Gewerk¬ 
schaften Konkurrenz macht. CasaPound prangert 
Steuererhöhungen an, die EU-Sparmaßnahmen, 
protestiert gegen Privatisierungen staatlicher 
Unternehmen und die Verlegung von Betrieben 
ins Ausland. Als im Herbst vergangenen Jahres 
eine „Movimento Forconi“ (Mistgabel-Bewe¬ 
gung) entstand, die gegen soziales Elend und die 
EU als Verursacher mit großen Demonstrationen 
und Autobahnbesetzungen protestierte, mischte 
sich CasaPound darunter und führte viele dieser 
Aktionen an. Ihr Vize-Vorsitzender Simone Di 
Stefano stieg auf den Balkon des EU-Sitzes in 
Rom und entwendete die blaue EU-Fahne. Lo¬ 
sungen vom „Organischen Staat“ knüpfen am 
Kooperativismus des Mussolini-Regimes an. 
Anschaulich und detailliert analysiert Koch wie 
CasaPound nicht ohne Erfolg faschistische Ide¬ 
en über Lifestyle und Popkultur jugendgerecht 
und massenwirksam vorstellt. Aus den Fußball¬ 
stadien werden Bengalos, Böller, Gesänge und 
Klatschrhythmen aufgegriffen, von den sozialen 
und emanzipatorischen Bewegungen Sit-ins, Go- 
ins, Flashmobs, Raves und andere Happening- 
Formen entwendet, aus der Populärkultur Ele¬ 
mente und Symbole, aus Comics und Filmen ge¬ 
eignete Figuren und Charaktere. Das alles wird 
genutzt, eigene faschistische Ideen zu verbreiten. 
Koch verweist darauf, dass sich um einige Filme 
wie „Fahrenheit 451“, „Fight Club“ und „300“ ein 
regelrechter Kult entwickelt hat. Zum strategi¬ 
schen Konzept gehört die Umschreibung linker 
Geschichte, darunter progressiver linker Künst¬ 
ler und Politiker Italiens, aber auch internatio¬ 
naler Befreiungskämpfer wie selbst Che Gue- 
varas, deren Positionen nationalistisch, ethno- 
zentristisch und anti-amerikanisch interpretiert 
werden. Gleichzeitig wird, auch hier an Musso¬ 
lini anknüpfend, versucht, damit die Gegensätze 
von Links und Rechts als veraltete Sichtweisen 
aufzuheben. Damit wird übrigens eine schon von 
AN-Führer Gianfranco Fini in den 1990er Jahren 
versuchte Annäherung von Faschisten der Salo- 
Republik Mussolinis und der Partisanen wieder 
zu beleben. 

Für diese gefährliche verkleidete faschistische 
Agitation hat sich CasaPound ein beträchtliches 
Organisationsspektrum geschaffen: 17 Provin¬ 
zorganisationen, mehrere besetzte Zentren, 20 
Bars, 15 Buchhandlungen, eine große Zahl sozi¬ 


aler und kultureller Vereinigungen. In 40 Städ¬ 
ten gibt es Gruppen von Schülern und Studenten, 
des „Blocco Studentesco“ die Schülerstreiks, Be¬ 
setzungen und andere Proteste organisieren. Bei 
Wahlen zu Schülervertretungen in Rom erhielten 
sie rund 11000 Stimmen und besetzten 100 Sitze. 
Mit Zeitschriften, Internetzeitungen, Video-Ka¬ 
nälen und einem eigenen Internet-Radio verfügt 
CasaPound über beträchtliche Medien. Beson¬ 
ders im kulturellen Bereich wird sichtbar, dass 
die Bewegung daran anknüpft, wie sich Musso¬ 
lini mit dem 1925 gegründeten Opera Nazionale 
Dopolavoro (Nationales Werk für Freizeit) ein 
wirksames Instrument zum Masseneinfluss schuf. 
Die Organisation durchdrang mit Chören und 
Theatergruppen, Filmveranstaltungen, Wande¬ 
rungen und Sportveranstaltungen weitgehend 
die gesamte Freizeitgestaltung. 

CasaPound ist international vernetzt und spielt 
eine nicht zu unterschätzende Vorbildrohe für 
die extreme Rechte in Europa. Rom ist zu ei¬ 
nem Anziehungspunkt für Faschisten geworden, 
die die Erfahrungen des Haus Pound aufgreifen. 
In der Bundesrepublik gehören zu den Partnern 
die Jungen Nationaldemokraten (die Jugendor¬ 
ganisation der NPD), die in ihrer Zeitung „Der 
Aktivist“ über ihre Aufenthalte in Rom berichtet. 
In dem informativen und aufschlussreichen Buch 
wäre bei einer Neuauflage eine Einordnung in 
das Gesamtbild der breit gefächerten faschisti¬ 
schen Bewegung in Italien wünschenswert, dar¬ 
unter auch die von Ex-Premier und Mediendik¬ 
tatur Silvio Berlusconi, einst Mitglied im Drei¬ 
erdirektorium der faschistischen Putschloge P2, 
1994 gegründete und jetzt wieder belebte rechts¬ 
extreme Partei Forza Italia (FI). Auch die AN, 
deren Mitgliederzahl noch während des Beitritts 
zur Partei „Volk der Freiheit“ Berlusconis (heute 
wieder in die 1994 gegründete Forza Italia - FI 
umbenannt) noch auf etwa eine halbe Million 
geschätzt wurde, könnte stärker beachtet wer¬ 
den. Die Distanzierung Gianfranco Finis von 
Mussolini, von Rassismus und Antisemitismus 
war wesentlich kosmetischer Natur und wurde - 
unwidersprochen von Fini - aus seiner AN immer 
wieder dementiert. Mehr herausgearbeitet wer¬ 
den könnte auch der offene Rassismus der Lega 
Nord, deren damaliger Chef Umberto Bossi noch 
im Wahlkampf 2008 erklärte, es sei leider „leich¬ 
ter, Ratten zu vernichten als Zigeuner auszurot¬ 
ten“. Dazu gibt es Ansätze, so wenn Koch ver¬ 
merkt: „CasaPound hat eine langfristige Strategie 


der sozialen Raumnahme und verfügt über eine 
ausbaufähige Praxis, die zu einem gesamtgesell¬ 
schaftlichen Konzept der kulturellen Hegemo¬ 
nie von rechts“ gehört. CasaPound knüpft auch, 
was Koch einleitend andeutet, in beträchtlichem 
Maße an der aus der faschistischen Bewegung 
unter Mussolini wie in der MSI und der AN be¬ 
kannten Rohe der Jugend als einer Kampfreser¬ 
ve an. 

In dem knappen Literaturverzeichnis vermisst 
man marxistische Publikationen sowohl deut¬ 
scher als auch italienischer Provenienz zum The¬ 
ma. Ebenso einige der zahlreichen italienischen 
antifaschistischen Publikationen (ausgenommen 
Brunello Mantellis „Kurze Geschichte des italie¬ 
nischen Faschismus“). Unbeachtet bleiben Stel¬ 
lungnahmen von Dario FO oder Umberto Eco, 
die unermüdlich vor dem in verdeckten Formen 
wieder- oder besser gesagt fortbestehenden Fa¬ 
schismus in Italien warnten. 

Gerhard Feldbauer 

Heiko Koch: CasaPound Italia. Unrast-Verlag Müns¬ 
ter 2013. ISBN 978-3-89 771-536-3.13 Euro (D). 




LINKSREGIERUNGEN 
IN LATEINAMERIKA 



Dieter Boris: 

Bolivars Erben 

Linksregierungen in Lateinamerika 

Dieter Boris bietet den ersten Gesamtüberblick über den kontinen¬ 
talen Linkstrend in Lateinamerika. Dabei handelt es sich um eine 
einmalige historische Konstellation - und das obwohl im »Rest 
der Welt« nahezu ungebrochen neoliberale Prinzipien und politi¬ 
sche Praktiken tonangebend sind. 

202 Seiten - 14,90 Euro 



Lothar Peter: Marx an die Uni 

Die »Marburger Schule« - Geschichte, Probleme, Akteure 

Die marxistisch orientierte »Marburger Schule« entfaltete wissen¬ 
schaftlich und politisch intensive Wirkung. Kennzeichnend für 
Wolfgang Abendroth, Werner Hofmann und Heinz Maus - und 
auch ihre Nachfolger - ist ein Wissenschaftsverständnis, das 
Lehre und Forschung mit dem Ziel gesellschaftsverändernder 
Praxis verknüpfte. 

222 Seiten - 14,90 Euro 
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Georg Fülberth: Marxismus 

Basiswissen Politik/ Geschichte / Ökonomie 

Fülberth versteht unter Marxismus 1.) die historisch-materialisti¬ 
sche Analyse von Ökonomie und Klassenverhältnissen, 2.) eine 
auf sie gestützte Theorie der Politik, 3.) politische Praxis zur Aufhe¬ 
bung des Kapitalismus. Marxistische Theorie wird verharmlost, 
wenn ihr zentraler Anspruch, die Umwälzung der bürgerlichen 
Gesellschaft, aus ihr herausgebrochen wird. 

110 Seiten - 9,90 Euro 


Tel.:(02 21) 44 85 45 | www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 


Vorgestellt: 

Marx-Engels Zentrum Berlin 


Das Marx-Engels Zentrum Berlin 
sieht sich in der Kontinuität der Bil¬ 
dungsarbeit der Arbeiterbewegung. 
Es geht davon aus, dass es stets der 
theoretischen Durchdringung der 
Vorgefundenen mystifizierten Wirk¬ 
lichkeit bedarf, um die tatsächlichen 
Lebensverhältnisse der Menschen zu 
erkennen. Erst dies schafft die Vor¬ 
aussetzung für eingreifendes Den¬ 
ken, indem es „in dem positiven Ver¬ 
ständnis des Bestehenden zugleich 
auch das Verständnis seiner Negati¬ 
on, seines notwendigen Untergangs 
einschließt, jede gewordene Form im 
Flusse der Bewegung, also auch nach 
ihrer vergänglichen Seite auffasst, 
sich durch nichts imponieren lässt, 
ihrem Wesen nach kritisch und revo¬ 
lutionär ist.“ (Karl Marx) 

Mehr als zwei Jahrzehnte nach dem 
Untergang des europäischen Sozia¬ 
lismus ist die Theorie- und Bildungs¬ 
arbeit der Arbeiterbewegung weiter 
auf dem Rückzug. Das Marx-Engels 
Zentrum Berlin will einen Beitrag 
dazu leisten, dass sich dies ändert. Es 
steht dabei in Verbindung mit beste¬ 
henden sozialistischen Bildungsein¬ 
richtungen, etwa den Marxistischen 
Abendschulen (MASCH) in verschie¬ 
denen deutschen Städten. Eine be¬ 
sondere Beziehung unterhält es zur 
bundesweiten Marx-Engels-Stiftung. 
Bildungsarbeit als Bedingungzur He¬ 
rausbildung sozialistischen Bewusst¬ 
seins berührt heute die verschiedens¬ 
ten Gebiete: Ökonomie, Philosophie, 
Geschichte, Naturwissenschaften, 
Kultur und Soziologie, um nur die 
wichtigsten zu nennen. Die sich hier 


stellenden Fragen sollen aber nicht 
zusammenhanglos nebeneinander 
stehend behandelt werden, sondern 
Elemente zum Verständnis der mate¬ 
rialistischen Philosophie und der po¬ 
litischen Ökonomie des modernen 
Monopolkapitalismus bzw. Imperia¬ 
lismus sein. Sie sollen der Herausbil¬ 
dung einer den gegenwärtigen Ver¬ 
hältnissen entsprechenden revoluti¬ 
onären Strategie und Taktik dienen. 
Die Erneuerung und Wiederbele¬ 
bung marxistischen Denkens ist auf 
Beiträge aus unterschiedlichsten po¬ 
litischen Richtungen angewiesen. Im 
Beirat des Zentrums haben sich da¬ 
her Genossinnen und Genossen der 
Partei „Die Linke“,der DKP, sowie Par¬ 
teilose zusammengefunden. Weitere 
Interessierte sind zur Mitarbeit ein¬ 
geladen. 

Das Marx-Engels Zentrum Berlin wird 
Seminare und Bildungsreihen in der 
Tradition der MASCH, aber auch Ver¬ 
anstaltungen zu aktuellen politisch 
und kulturell relevanten Themen an¬ 
bieten. 


Abendveranstaltungen 
des MEZ BERLIN 

Freitag, 11.4.2014,19:00-21:00 Uhr 

Faschismus - Antifaschismus 
In der Reihe Antifa - Veranstaltung 
mit Erika Baum 

Sonnabend, 3. Mai 2014, 
10:00-16:00 Uhr 

Die Gewerkschaften heute - Ord- 
nungs- oder Gegenmacht? 


In der Reihe Sozialistische Theorie / 
in Kooperation mit der Marx-Engels- 
Stiftung 

Für jede Strategie der gesellschaftli¬ 
chen Veränderung sind die Gewerk¬ 
schaften von zentraler Bedeutung. 
Doch wie ist ihre gegenwärtige Ent¬ 
wicklung einzuschätzen? Sind sie 
vor allem sozialdemokratische Ord- 
nungs- oder auch antikapitalistische 
Gegenmacht? Auf der Tagung sollen 
verschiedene Aspekte der innerge¬ 
werkschaftlichen Diskussionen an¬ 
gesprochen werden. 

Es referieren: 

• Detlef Hensche (ehern. IG Medi- 
en-Vorsitzender) - Gewerkschaf¬ 
ten und Wirtschaftsdemokratie 

• Veit Wilhelmy (IG BAU)-Die De¬ 
batte überden politischen Streik 

• Renate Münder (ver.di) - Der 
Kampf gegen die Leiharbeit 

• Rainer Perschewski (Gewerk¬ 
schaft EVG) - Der DGB und die 
Spartengewerkschaften 

Kostenbeitrag (incl. Imbiss): 5/3 er¬ 
mäßigt. 

Aufgrund begrenzter Platzkapazität 
wird um Anmeldung bis zum 20. Ap¬ 
ril 2014 

per Post oder per E-Mail: info@mez- 
berlin.de gebeten. 

Marx-Engels Zentrum Berlin (MEZ), 
Spielhagenstraße 13, 10585 Berlin 
(Charlottenburg), U-Bhf. Bismarck¬ 
straße (Linie 2 und 7), Bus 109. 
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Ist Eislers Geburtshaus noch zu retten? 

Eisler-Tage 2014 in Leipzig, Teil 1: Die „Mutterstadt“ schuldet dem Komponisten Respekt 


Musik für eine bessere Welt 

Gespräch mit dem portugiesischen Sänger und 
Komponisten Luis Galrito 


D ie Messe-, Musik- und Verlags¬ 
stadt Leipzig bereitet sich auf 
ihr 1000-jähriges Jubiläum vom 
30. Mai bis 7. Juni 2015 vor. Im Vorfeld 
sah sich das sächsische Kabinett be¬ 
reits veranlasst, das bei Touristen gut 
ankommende Ergebnis einer „Leipzi¬ 
ger Notenspur“ für die nationale Liste 
der Unesco-Weltkulturerbestätten vor¬ 
zuschlagen. Etwa 1000 Bürger waren 
ehrenamtlich an einer Initiative betei¬ 
ligt, die Interessierten anhand einge¬ 
lassener Signets im Fußweg den Weg 
zu zentralen Komponistenhäusern und 
Aufführungsstätten der Bach-, Men¬ 
delssohn- und Schumann-Stadt weist. 
Noch rechtzeitig vor dem Jubiläum soll 
der zweite Teil der Notenroute, das im 
Projektstatus befindliche „Leipziger 
Notenrad“ an das Stadtzentrum an¬ 
schließen. Markiert wird eine wahl¬ 
weise zwischen 5 Kilometern und etwa 
38 Kilometern lange musikalische Rad¬ 
partie, die jeweils getrennt auf Symme¬ 
trieachsen beidseits der Thomaskirche 
beginnt und zum Neuen Gewandhaus 
führt. Das leerstehende Miethaus in 
der Hofmeisterstraße 14, dessen Ab¬ 
riss 2002 verhindert werden konnte, ist 
dabei als Station Nr. 14 ausgewiesen. 
Es ist das Geburtshaus Hanns Eislers 
in der 1908 umbenannten Gartenstraße 
und bisher auf der Liste der Leipziger 
Kulturdenkmale erfasst. Am 6. Juli 1898 
kam der Komponist hier in der Ostvor¬ 
stadt zur Welt, als drittes Kind der Flei¬ 
scherstochter Ida Maria geb. Fischer und 
des späteren Kant-Forschers Dr. Rudolf 
Eisler. Sie dürften sich an der Universität 
kennen gelernt haben. Jüngeren Nach¬ 
forschungen zufolge muss die Familie 
schon vor 1901, dem bislang angenom¬ 
menen Wechsel, in Wien mit dem schma¬ 
len Familieneinkommen eines Privatdo¬ 
zenten sesshaft geworden sein. Da es 
atheistische Juden dort schwer hatten, 
fielen die Lebensverhältnisse wohl noch 
bescheidener aus als im Osten Leipzigs. 
Wenigstens brachte die neue „Vater¬ 
stadt“ den Geschwistern Elfriede, Ger- 
hart und Johannes umfassend humanis¬ 
tische Bildung. Die „Mutterstadt“, das 
proletarische Leipzig, prägte Hanns ein 
Leben lang, zumal sein Großvater müt¬ 
terlicherseits ein überzeugter Sozialist 
und Bebel-Anhänger war. 

Heute kann Leipzig „keinesfalls“ die 
überfällige bautechnische Sicherung und 
notwendige Sanierung des massiv ver¬ 
fallsbedrohten Mietshauses Nr. 14 stem¬ 
men. Auch im Jahresetat 2014 ist dafür 
kein Geld da. Zu DDR-Zeiten war das 
Gebäude in der Nähe des Hauptbahn¬ 
hofs noch bewohnt und mit einer Erin¬ 
nerungstafel versehen. Nach 1990 ver¬ 
schwand diese ins Stadtgeschichtliche 
Museum. Schon seit dem 100. Geburts¬ 
tag 1998 macht sich die Internationale 
Hanns-Eisler-Gesellschaft (IHEG) für 
ein würdiges Gedenken stark. Das inzwi¬ 
schen an einen „ungenannten“ Eigentü¬ 
mer verkaufte Haus könnte mit aktiver 
städtischer Unterstützung gerettet wer¬ 
den. Zwar fand das auch von der Links¬ 
fraktion aufgenommene Anliegen in der 


Ratsversammlung eine Mehrheit. Doch 
wird es für die weiterführende Projekt¬ 
idee, eine Begegnungsstätte der Leipzi¬ 
ger deutsch-jüdischen Traditionen und 
damit auch des Eislerschen Werkes zu 
schaffen, kaum ohne zusätzliche städ¬ 
tebauliche Perspektive gehen. Konkre¬ 
tisieren soll das ein eigens zu gründen¬ 
der Verein, mit Musik- und Kunstwis¬ 
senschaftlern der Leipziger Universität, 
Denkmalpflegern, Vertretern der städti¬ 
schen Kulturstiftung und der IHEG. Für 
den spekulativ bis zuletzt „durchgezo¬ 
genen“ Verrottungsfall von Haus Nr. 14 
deutete die referierende Leipziger Mit- 
organisatorin der IHEG-Tagung, Bettina 
Weil, ein neu zu bauendes Hanns-Eisler- 
Center im Areal der Hofmeisterstraße 
als gemeinsame alternative Forderung 
an. 

Dafür wird die Brachfläche an der Hof¬ 
meisterstraße gegenüber dem Geburts¬ 
haus ins Auge gefasst. Sie rührt von ei¬ 
nem gebrandschatzten „Haus der heite¬ 
ren Muse“ her, das zu DDR-Zeiten den 
1943 durch Bomben zerstörten Krystall- 
palast von 1882 ersetzen sollte. In des¬ 
sen integrierter Alberthalle mit über 
3000 Plätzen hatte am 5. Mai 1932 die 
skandalumwitterte Leipziger Erstauffüh¬ 
rung von Hanns Eislers/Bertolt Brechts 
erstem gemeinsamem Lehrstück „Die 
Maßnahme“ mit Arbeitersängern statt¬ 
gefunden. Die öffentliche Auseinander¬ 
setzung endete mit dem Rausschmiss des 
Dirigenten aus dem Reichsrundfunk, be¬ 
richtete der Musikwissenschaftler Peter 
Deeg. Nur sieben Monate später fand 
sich Eisler zu Beginn seines 15-jährigen 
Exils in Wien wieder, wo er gerade mit 
Kampfmusik gegen den Machtantritt 
der deutschen Nazis und den aufkom- 
menden Austrofaschismus mobilisierte. 
Als dann in Berlin schon der Reichstag 
brannte und Polizeikräfte die SA beim 
organisierten Terror gegen Kommunis¬ 
ten und Antifaschisten „unterstützten“, 
kam spontan der Ruf nach Widerstand, 
Solidarität und Aktionseineinheit aus 


Wiener Arbeiterkehlen zustande - in 
Eislers Massenchören. 

„Ändere die Welt: Sie braucht es!“ Die 
direkt ans Publikum gerichtete Chor- 
Verszeile aus der „Maßnahme“ lud pro¬ 
grammatisch zu einem Eisler-/Brecht- 
Liederabend ins Leipziger Mendels¬ 
sohn-Haus, als gedachte Versöhnung der 
beiden größten deutschen Liederkom¬ 
ponisten des 19. und des 20. Jahrhun¬ 
derts. Holger Falk (Bariton) und Stef¬ 
fen Schleiermacher (Klavier) entwar¬ 
fen das heiter-ironische Gegenbild eines 
Staatskomponisten oder Säulenheiligen: 
„befrackt“, mit spielerischer Geste zur 
extra aufgestellten Leninbüste, mit ein¬ 
geschobenen Originaltonbeiträgen der 
Autoren, vom „Roten Sprachrohr“ im 
Berlin der Jahre 1926/31 und sogar ei¬ 
ner Moskauer Thälmann-Rede auf dem 
Metallarbeiterkongress 1928. Der Sän¬ 
ger, auf zeitgenössisches Repertoire 
spezialisiert, beeindruckte etwa mit der 
„Grabrede für einen Genossen, der an 
die Wand gestellt wurde“ (1932) und mit 
dem „Deutschen Lied“ aus dem Svend- 
borger Exil 1937. 

Steffen Schleiermacher brillierte u.a. 
mit einem perfekt gehämmerten Kampf¬ 
musikstil ohne Patina, der auch mit dem 
ersten der drei ins Programm genom¬ 
menen Märsche (1929-31) von Stefan 
Wolpe konform zu gehen schien. Wöl¬ 
pe (1902-1972) war 1918 als Pianist zur 
künstlerischen Berliner Novembergrup¬ 
pe gekommen und 1925 in die KPD ein¬ 
getreten, er wählte aber das Klavier bald 
nur noch zum Experimentierfeld seines 
avantgardistischen kompositorischen 
Interesses. Steffen Schleiermacher, nati¬ 
onal und international eher durch Solo¬ 
auftritte bzw. mit dem eigenen Leipziger 
Ensemble Avantgarde bekannt gewor¬ 
den, ist auch in der Schönberg-Schule 
zuhause. Das meißelte er bei den Eis¬ 
lerschen Brecht-Songs markant heraus. 
Oft genug rhythmisch mitreißend, geht 
es ihm um ein gleichberechtigtes Ver¬ 
hältnis von Text und Musik, gegen die 
unbarmherzige Lautstärke 
setzte sich der Gesangspart 
dennoch souverän durch. 
Meine Gedanken wander- 
ten dabei ins überlieferte 
Berlin der 30er Jahre, der 
Agitprop-Wagen der KPD 
mit dem von Eisler kräftig 
bearbeiteten Klavier drauf 
im großen Zug der De¬ 
monstranten, die ja nach 
Eislers fixierten Grundzü¬ 
gen einer neu zu errichten¬ 
den „sozialistischen Mu¬ 
sikkultur“ zufolge „auf den 
Straßen zu singen“ hatten. 
Mag sein, dem Publikum 
war das Mendelssohn- 
Haus zu weihevoll. Holger 
Falks gestische Aufforde¬ 
rung, dann eben gemein¬ 
sam dem Solidaritätslied 
zum vollen Durchbruch 
zu verhelfen, blieb weit¬ 
gehend auf der Strecke. 

Hilmar Franz 


UZ: Du bist im Januar mit Antonio 
Hilärio in Berlin bei der Rosa-Luxem- 
burg-Konferenz der Tageszeitung jun¬ 
ge Welt aufgetreten. Das war euer erstes 
Konzert in Deutschland. Welche Ein¬ 
drücke habt ihr mitgenommen? 

Luis Galrito: Es war phantastisch, der 
Auftritt auf der Rosa-Luxemburg- 
Konferenz, wir wurden sehr herzlich 
aufgenommen. Gleich als wir ankamen 
fühlten wir die freundschaftliche At¬ 
mosphäre, das angenehme Miteinan¬ 
der. Unser Auftritt dann - es war für 
uns sehr bewegend, alle gemeinsam, mit 
einer Stimme, das „Grandola, vila mo- 
rena“ singen zu hören. Das war für uns 
eine einmalige Erfahrung mitzubekom¬ 
men, dass ein Musikstück, das die Ge¬ 
schichte der Demokratie unseres Lan¬ 
des nachhaltig geprägt hat, von so vielen 
Menschen -und nicht nur aus Deutsch¬ 
land, es waren ja auch Menschen aus 
anderen Teilen der Welt dort - derma¬ 
ßen begeistert empfunden wird. 

UZ: Auch bei den alljährlichen Festi¬ 
vals „Festa do Avante“ in Portugal seid 
ihr regelmäßig zu Gast. Was versprecht 
ihr euch vom UZ-Pressefest im Juni in 
Dortmund? 

Luis Galrito: Ich bin mir sicher, dass 
wir im Juni in Dortmund beim Pres¬ 
sefest der UZ dieselbe Energie spüren 
werden, die wir immer wieder auf der 
„Festa do Avante“ erleben; will sagen, 
Freude, verbunden mit dem Gefühl von 
Brüderlichkeit und Einheit von allen. 
Genau das ist es auch, was wir an un¬ 
seren Auftritten, am Singen so lieben; 
wenn wir fühlen, dass wir mit unse¬ 
rem Publikum eins sind; es ist dieser 
Geist - eben genau das sind wir. Die 
unterschiedlichen Sprachen verhindern 
dieses Gemeinschaftsgefühl eben nicht. 
Wir freuen uns darauf, neue Freund¬ 
schaften zu schließen und ich bin mir 
sicher, dass einmal mehr „Grandola 
vila morena“ in einem großen, viel¬ 
stimmigen Chor mächtig ertönen wird. 
Und wenn auch nicht jeder des Textes 
-in welcher Sprache auch immer- mäch¬ 
tig ist, was zählt, ist der Wille, der uns 
verbindet. 


UZ: Ihr seid keine Profimusiker - Wie 
verdient ihr euren Febensunterhalt? 

Luis Galrito: Unglücklicherweise ist 
bei uns zu Hause, in Portugal, ein Le¬ 
ben als reiner Berufsmusiker nicht so 
leicht. Ich selbst bin, neben dem, dass 
ich Musiker bin, auch Musikerzieher 
einer staatlichen Schule. Ich versu¬ 
che ständig diese beiden Aktivitäten 
im Einklang zu halten - solange es 
mir noch nicht gelingt, mich vollstän¬ 
dig einer musikalischen Laufbahn zu 
widmen; dies ist das große Ziel, das 
ich mir für die kommenden Jahre ge¬ 
steckt habe. Die Arbeit als Lehrer ist 
für mich schon immer sehr wichtig und 
anerkennungswürdig gewesen. Und für 
mich ist es eine sehr dankbare Aufga¬ 
be, meinen Schülern sowohl Wissen 
als auch Werte zu vermitteln; ihnen in 
ihrer Ausbildung zu helfen, dazu bei¬ 
zutragen, dass sie „wachsen“. Aber ich 
habe eben irgendwann festgestellt, dass 
das, was mich am meisten umtreibt, die 
Welt der Lieder ist, und auch sie kann 
und muss erzieherisch wirken. Es gibt 
viele Lieder, die Menschenmengen be¬ 
wegen und aufrütteln. Ich glaube wei¬ 
terhin daran, dass Musik und Poesie 
ein mächtiges Vehikel auf dem Weg zu 
einer besseren Welt sein können. Das 
Gefühl, solchen Liedern mit meiner 
Stimme die Töne zu verleihen, das tut 
mir sehr gut. 

UZ: Davon wird auch eure Musik ge¬ 
prägt? 

Luis Galrito: Ja, mein Alltag, das, 
was ich täglich beobachten kann; die 
Schwierigkeiten und nicht nur meine, 
sondern auch die vieler anderer Men¬ 
schen, all dies beeinflusst ohne Zweifel 
sowohl meinen Textstil als auch meinen 
Musikgeschmack. Die portugiesischen 
Liedermacher, die die Poesie pflegen, 
die Gefühle, die Botschaft einer besse¬ 
ren Welt, sie sind es, die außerordent¬ 
lich großen Einfluss auf mich ausüben. 
Am Vorbild solcher Autoren wie zum 
Beispiel Jose „Zeca“ Afonso bin ich 
sehr gewachsen - nicht nur musikalisch, 
sondern auch menschlich. 

Mit Luis Galrito sprach Tunja Erler 



Signal vor dem Leipziger Geburtshaus: Musikwissen¬ 
schaftler und Verleger, die die Eisler-Gesamtausgabe 
betreuen. 
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Vor dem Laden der „Dicken Bertha 


EZB plant neues Billionen-Programm - dieses Mal gegen die Deflation 


u 


E s ist der Alptraum der deutschen 
Währungsfundamentalisten: Die 
Wahrscheinlichkeit, dass die Eu¬ 
ropäische Zentralbank in ein volumi¬ 
nöses Kaufprogramm, möglicherwei¬ 
se auch für Staatsanleihen einsteigt, 
scheint deutlich gestiegen. „EZB hat 
Berechnungen zu 1 OOO-Milliarden- 
Geldspritze“ alarmierte am Freitag die 
FAZ. Die Notenbank habe „einen sol¬ 
chen Ankauf im großen Stil“ bereits 
durchgespielt. Käme es so, so rückte 
die EZB in der Tat, im Ranking der 
Fresh-Money-Produzenten auf Au¬ 
genhöhe mit den Stars der Branche, der 
US-Notenbank Federal Reserve (Fed), 
der Bank von England (BoE) und der 
Bank von Japan (BoJ). Vor zwei Jah¬ 
ren hatte Mario Draghi schon einmal 
einen 1 OOO-Milliarden-Schuss aus sei¬ 
ner „Dicken Bertha“ abgegeben. 

Fed und BoE hatten nach Ausbruch der 
Krise die Leitzinsen radikal gesenkt 
und versuchten seit 2009 mit weiterer 
expansiver Geldpolitik frisches Geld - 
nein, eben nicht - unters Volk zu brin¬ 
gen. Fed-Chef Ben Bernanke, in Fi¬ 
nanzkreisen gern auch als „Helikopter- 
Ben“ gehandelt, war in früheren Zeiten 
wohl der Ansicht, es sei im Deflations¬ 
fall besser Geld aus dem Hubschrauber 
abzuwerfen, als zuzuwarten. Die Idee 
ist auch hier wieder einmal das eine, die 
Realität das andere. Das frische Geld 
wanderte und wandert von den Com¬ 
putern der Zentralbank, wenn es güns¬ 
tig läuft, zu denen des Finanzministe¬ 
rium, in der Regel aber dorthin wo es 
am sinnlosesten ist. (von ethischen und 
sozialen Aspekten wollen wir hier erst 
gar nicht reden) auf die Rechner der 
Banken und Finanzartisten. Für dieses 
Unternehmen sind von den beteiligten 


Zentralbanken, einige Billionen Dollar 
mobilisiert worden. Die BoJ ist mittler¬ 
weile bei QE9 angelangt, einem radika¬ 
len 1,4 Bio-Dollar-Programm zur Ver¬ 
doppelung der Geldbasis des Landes, 
mit dem der japanische Regierungschef 
Shinzo Abe endlich aus der lähmenden 
Deflationspirale ausbrechen möchte. 
Die - angebotsorientierte - Idee hin¬ 
ter diesem, „Quantitativ Easing“ (QE) 
wahlweise auch „Credit Easing“ ge¬ 
nannten Verfahren, besteht in etwa 
darin, der Finanzindustrie nahezu kos¬ 
tenlos und nahezu unbegrenzt „Liqui¬ 
dität“ zur Verfügung zu stellen, damit 
diese dann, mit einem folglich günsti¬ 
gen Kreditangebot, neue Investitionen 
und neues Wirtschaftswachstum aus- 
lösen kann. Der Erfolg dieser Strate¬ 
gie ist bislang überschaubar. Investiert 
wird wegen der zu erwartenden Pro¬ 
fite, weniger wegen eventuell günsti¬ 
gerer Kredite. Zwar wird in regelmä¬ 
ßigen Abständen das Ende der Krise, 
wie auch der Euro-Krise verkündet. 
Alles mögliche soll sich auf dem be¬ 
kannt guten Weg befinden. Aber allein 
die Tatsache, dass die EZB überhaupt 
über einen derart gravierenden Schritt 
gegen all das nachdenkt, was der Bun¬ 
desbank und ihren zahlreichen Fans 
lieb und teuer ist, zeigt wie miserabel 
die Lage tatsächlich sein dürfte. 

Vom Inflations- zum 
Deflationstrauma 

Offizieller Auslöser des EZB-Betrieb- 
samkeit ist eine „Schnellschätzung“ der 
Europäischen Statistikbehörde Euro¬ 
stat. Danach ist die Inflation im März 
im Vergleich zum Vorjahresmonat auf 
den Wert von 0,5 Prozent gefallen. Ver¬ 
antwortlich sind vor allem die Energie 


(-2,1 Prozent) und Industriegüter ohne 
Energie (0,3 Prozent). Als (Vorkrisen-) 
Zielgröße für die EZB gilt ein Wert von 
etwa zwei Prozent. Dabei, so die Ver¬ 
mutung, liegt makroökonomisch alles 
in etwa im Grünen Bereich. 

Ein Wert über zwei Prozent gilt als zu 
hohe Geldentwertung. Hier greift der 
medial gepflegte Mythos, die Deut¬ 
schen seien - auch nach 90 Jahren - im¬ 
mer noch von der Hyperinflation der 
1920er Jahre traumatisiert. 
Wirtschaftspolitisch wird dieser My¬ 
thos vor allem als Waffe gegen die 
Lohnforderungen der Gewerkschaf¬ 
ten instrumentalisiert, während gegen 
die in der Regel sehr viel drastischere 
„Asset-Inflation“ den Preisauftrieb bei 
Wertpapieren, Immobilien, und Wert¬ 
gegenständen, natürlich niemand etwas 
einzuwenden hat. 

Ein Wert unter zwei Prozent signali¬ 
siert dagegen Deflationsgefahr. Hier 
heißen die Standardargumente: Ers¬ 
tens, Deflation erzeuge aufgrund der 
zu erwartenden günstigeren Preise 
Kaufzurückhaltung. Zweitens, Deflati¬ 
on verteure wegen des sinkenden Preis¬ 
niveaus den Kapitaldienst. Erschwere 
also die Kreditaufnahme. 

Beide Argumente erscheinen wenig 
stichhaltig. Der weitaus größte Teil 
des Konsumverhaltens dürfte sich von 
eventuellen Preisrückgängen im Be¬ 
reich von unter einem Prozent wohl 
kaum beeindrucken lassen. Ähnliches 
gilt für den Bereich Kredite. Die mo¬ 
mentanen Konditionen dürften auch 
dann noch vergleichsweise attraktiv 
erscheinen, wenn der Inflationsindex 
noch um ein paar Zehntel fallen sollte. 
Trotzdem, das Problem ist gravierend. 
Nur aus einem ganz anderen Grund. 



Neuer EZB-Campus mit dem Doppelturm und der Großmarkthalle im Vordergrund. Im Hintergrund ist ein Teil der Frank¬ 
furter Skyline zu sehen (September 2013). 


Monetaristische „Naivität“ 

Die gängige Vorstellung zur Inflation 
bzw. Deflation ist monetaristisch ge¬ 
prägt. Nach dieser, vor allem von Mil¬ 
ton Friedman popularisierten Theo¬ 
rie, gilt die Geldmenge als die zentrale 
wirtschaftspolitische Stellgröße. Eine 
zu große Geldmenge führt, wie uns bis 
zum Erbrechen eingehämmert wurde, 
zur Inflation. Eine zu geringe zur De¬ 
flation. Die geldpolitischen Maßnah¬ 
men der großen Zentralbanken in den 
letzten fünf Jahren können auch als ein 
Großexperiment zur Falsifizierung die¬ 
ser Theorie gelesen werden. Geldauf¬ 
blähung im ganz großen Stil - Ergebnis: 
Inflation nahe Null. 

Die Deflation ist nicht die Ursache der 
Krise, sondern ihr Symptom. Die tiefe¬ 
re Ursache der Krise seit 2007 liegt in 
einer Überakkumulation von Kapital. 
Auf der Erscheinungsebene wurde sie 
ausgelöst durch den Zusammenbruch 
einer wüsten Spekulationsorgie und 
ist geprägt von anhaltender Überpro¬ 
duktion besser Unterkonsumption. Die 
Kapitalakkumulation hat eine derarti¬ 
ge Dimension erreicht, dass seine voll¬ 
ständige Verwertung im produktiven 
Sektor schon lange als völlig ausge¬ 
schlossen gilt. Die zur Verfügung ste¬ 
hende Kaufkraft reicht selbst für die 
bestehenden Produktionskapazitäten 
nicht aus. Sie nimmt aber in der Kri¬ 
se strukturell ab. Die Folge: Sinkende 
Nachfrage, Pleiten, Entlassungen, wei¬ 
ter sinkende Nachfrage, weitere Plei¬ 
ten, weitere Entlassungen... 

In solch einer Lage sind weder die ar¬ 
beitenden Menschen noch die übrigen 
Warenverkäufer in der Lage höhere 
Preise durchzusetzen, ja in der Regel 
nicht einmal die bestehenden zu halten. 
In der Großen Depression der 1930er 
Jahre kollabierten aus diesem Grund 
weltweit die Preise beispielsweise für 
landwirtschaftliche Produkte. Die Ein¬ 
kommen der Landwirte in den USA 
verfielen zwischen 1929 und 1933 um 
60 Prozent. Da aber in der Krise vor 
allem die Preise der Ware Arbeitskraft 
fallen (siehe Südeuropa), werden die 
arbeitenden Menschen durch Deflati¬ 
on nicht reicher, sondern ärmer. Und 
zwar massiv. 

Am Tropf der Zentralbanken 

Im Gegensatz zu den 1930er Jahren 
haben die kapitalistischen Hauptstaa¬ 
ten bislang nicht mit härteren Formen 
von Protektionismus (und außerhalb 
der Eurozone) auch nicht mit härteren 
Austeritätsprogrammen reagiert. Zu 
Beginn gab es in gewissem Umfang an¬ 
tizyklische Konjunkturprogramme und 
vor allem eine staatlich kreditfinanzier¬ 
te Rettung der Finanzindustrie. Diese 
dauert bis heute an und bläht die staat¬ 
liche Schuldenlast immer weiter auf. 
(Deutschland spielt hier eine gewisse 
Sonderrolle, weil es als regionale im¬ 
periale Vormacht einen Teil seiner Kri¬ 
senbewältigung exportieren konnte.) 
Vor allem aber wurde von den domi¬ 


nierenden Zentralbanken eine Billio- 
nenschwere Geldexpansion betrieben. 
Diese Unmengen frischen Geldes sta¬ 
bilisierte die Finanzindustrie der zen¬ 
tralen kapitalistischen Staaten, die Ak¬ 
tienkurse schossen wieder durch die 
Decke. Sie schwächten Dollar, Euro, 
Yen und Pfund gegenüber den Wäh¬ 
rungen der „aufstrebenden Staaten“ 
und verschafften den Etablierten damit 
Konkurrenzvorteile. Auch die Gewin¬ 
ne der Exportindustrie schießen wei¬ 
ter durch die Decke. Und schließlich 
strömte das billige, „heiße“ Geld über 
Carry Trades in mehrfacher Billionen- 
Höhe (rund 5 Bio. Dollar) in die bes¬ 
ser verzinslichen Anlagen der „aufstre¬ 
benden Staaten“ und löste in einigen 
von ihnen einen dieser berüchtigten fi¬ 
nanzmarktgetriebenen Boom-Eupho¬ 
rien aus - ebenso wie drastische Leis¬ 
tungsbilanzdefizite. Die aufstrebenden 
Staaten galten zwischenzeitlich als die 
„Lokomotiven der Weltwirtschaft“, 
von „Abkopplung“ war gar die Rede - 
von der Außenverschuldung weniger. 
Mit dem Einbruch beim chinesischen 
Wachstum im letzten Jahr ging aber 
auch diese Großerzählung ihrem Ende 
entgegen. Fiele der realwirtschaftli¬ 
che Einbruch mit dem Ende des gro¬ 
ßen Gelddruckens (Tapering) und der 
zwangsläufigen Flucht der Spekulanten 
zusammen, könnte es ein unangeneh¬ 
mes Erwachen geben. 

Angesichts der globalwirtschaftlichen 
Aussichten und des realwirtschaftli¬ 
chen Desasters in Eurozonien schei¬ 
nen die EZB-Oberen der Auffassung 
zuzuneigen, es sei besser einer wei¬ 
teren Runde Fresh Money zu vertei¬ 
len. Die Entscheidung der neuen Fed- 
Chefin Jannet Yellen im monatlichen 
10-Mrd.-Rhythmus aus QE3 auszu¬ 
steigen, dürfte die Situation nicht er¬ 
leichtern. Da die realwirtschaftlichen 
Disproportionen ja keineswegs besei¬ 
tigt sind, der Mangel an Konsumpti- 
onsfähigkeit nicht behoben, die schie¬ 
re Kapitalmasse nicht abgeschmolzen 
worden ist, sondern einfach nur mehr 
Geld ins System eingeschleust wur¬ 
de, hängt die Weltwirtschaft zu einem 
erheblichen Teil am Tropf der Noten¬ 
banken. Wie pleitegegangene Spieler 
im Casino, hoffen die Finanzartisten, 
dass die Croupiers eine neue Runde 
Jetons spendieren, damit das Spiel wei¬ 
ter gehen kann. Die EZB scheint nun 
entschlossen, diesen Part von der Fed 
übernehmen zu wollen. 

Dass damit die Deflation, ebenso wie 
die Inflation, nur unter sehr einschrän¬ 
kenden Restriktionen und nur sehr in¬ 
direkt beeinflusst werden kann, liegt 
auf der Hand. Um Deflation wirklich 
zu bekämpfen gibt es ein sehr einfa¬ 
ches Mittel, mit dem schon Roosevelt 
im New Deal erfolgreich war: Lohner¬ 
höhungen. Einfach höhere Preise für 
die Ware Arbeitskraft durchsetzen. Das 
war im Kapitalismus, auch ökonomisch, 
schon immer äußerst erfolgreich. 

Klaus Wagener 
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Ratenrevolution 

Ecuador - zwischen Vaterland und Notwendigkeiten 


W enn man im küstennahen, 
tropischen Guayaquil einen 
Flughafen verlässt, über den 
sich Berlin womöglich wundern, sicher 
aber freuen würde, ist man in einer an¬ 
deren Welt. Nicht nur im Vergleich zu 
Europa, sondern auch im Vergleich 
zum ecuadorianischen Hochland. Aber 
schon bald ist man inmitten von De¬ 
batten, die sich durch ganz Ecuador 
ziehen - regionale Unterschiede hin 
oder her. 

Eine aktuelle Diskussion ist die um 
einen mindestens dreißigprozentigen 
Anteil aus ecuadorianischer Produkti¬ 
on bei allen Importwaren. Das von der 
Rechten angegriffene Ansinnen der 
linksbürgerlichen Regierung soll die 
heimische Industrie schützen und ist 
von daher im Grundsatz zu begrüßen, 
weil es ein Schritt hin zur Importsub¬ 
stitution sein kann. Aber der Vorstoß 
scheint nicht gut durchdacht zu sein, 
musste doch schon bald hinzugefügt 
werden, es könne sich ja wenigstens um 
die Verpackung des Produkts handeln. 
Klar: man wird Volkswagen oder Che¬ 
vrolet nicht davon überzeugen können 
ihre Produktionsstraßen umzustel¬ 
len - zumal die vor sechs Jahren für 
2013 angekündigte moderne Raffine¬ 
rie nahe Manta noch nicht über die Zu¬ 
fahrtswege und die Vorarbeiten für das 
zu bebauende Areal hinaus und nach 
heutigem Stand nicht vor 2018 fertig¬ 
gestellt ist. Nicht nur, weil demnach 
also eine petrochemische Industrie auf 
sich warten lässt, muss es Ausnahmen 
beim neuen Importgesetz geben: nach 
heutigem Stand lassen sich viele Im¬ 
porte noch gar nicht verhindern. Das 
Problem der „Bürgerrevolution“ Ecu¬ 
adors ist eben das jeder als Revoluti¬ 
on auf Raten angekündigten Verände¬ 
rung der Gesellschaft: sie zeigt strate¬ 
gisch zwar eine Richtung auf, lässt aber 
notwendigerweise bei der Taktik die 
Überraschungsmomente vermissen - 
und damit dem Gegner Tür und Tor 
für Kampagnen und Reaktionen offen. 
Im vorliegenden Fall wird die Handels¬ 
bourgeoisie mobilisiert, und der fehlt es 
in der Klein- und Großhändlermetro¬ 
pole Guayaquil weder an Argumenten 
noch an Gläubigen. 

★ 

„Wir sind die Generation, die das Va¬ 
terland zurückerobert hat“, steht auf 
großen Plakatwänden, die die Regie¬ 
rung aufstellen ließ. Der Appell an die 
„Patria“, im Parteinamen PAIS (Pais 
Altivo y Soberano - Stolzes und Sou¬ 
veränes Vaterland) seit deren Grün¬ 
dung vor neun Jahren ureigenster Teil 
der Kampagne der Bewegung um Prä¬ 
sident Rafael Correa, klingt nach der 
Niederlage bei den Kommunalwahlen 
im Februar etwas abgestanden. In den 
großen Städten hatten sich die rech¬ 
ten Kandidaten durchgesetzt, und wo¬ 
möglich ist ihr Bezug auf das Vaterland 
nicht weniger emphatisch, wenn auch 
die Rechte das Wort traditionell miss¬ 
braucht. Kurioserweise haben Vertreter 
von alten und neuen Parteien mit Stim¬ 
mungsmache gegen das gewonnen, von 
dem sie selbst jahrzehntelang profitier¬ 
ten: die Korruption. Sie gewannen da¬ 
bei nicht nur in der Oppositionshoch¬ 
burg Guayaquil, sondern auch in den 
Andengroßstädten Cuenca und Quito, 
der Hauptstadt des fünfzehn Millionen 
Menschen beherbergenden Landes. 

Es fehlt in der Tat nicht an Beispielen, 
wo PAIS-Mitglieder, die zu regionalen 
Präfekten oder Gouverneuren wurden, 
plötzlich gewisse Reichtümer aufbieten 
können. Neu ist so etwas keineswegs, 
aber der Hinweis darauf verfängt nun 
mehr in der Wählerschaft als noch bei 
den Präsidentschaftswahlen vor einem 
Jahr, die Rafael Correa deutlich ge¬ 
wann. Gewiss sind die Kommunalwahl- 
ergebnisse nicht eins zu eins auf die 
nationale Ebene übertragbar, da die 
Opposition hier derzeit über keine/n 
gemeinsame/n Kandidatin/en verfügt. 
Aber die Zeiten der klaren Siege sind 
womöglich vorbei. 

★ 

Dabei steht die Kompetenz des seit 
2006 amtierenden Präsidenten bei den 
meisten gar nicht in Frage; auch sind 


durch eine sozialdemokratische Politik 
(in der ursprünglich positiven Bedeu¬ 
tung des Wortes) Erfolge in der Bil- 
dungs- und Wohnungspolitik sowie in 
der Infrastruktur erreicht worden, die 
sich durchaus sehen lassen können. 
Vielmehr stoßen sich mehr Menschen 
als zuvor an seiner Art mit Kritik um¬ 
zugehen. Martha Roldös, Tochter des 
1981 unter dubiosen Umständen ums 
Leben gekommenen letzten fortschritt¬ 
lichen Präsidenten Jaime Roldös und 


2009 als Präsidentschaftskandidatin als 
gemäßigt linke Alternative zu Correa 
gescheitert, musste sich wegen ihrer 
Kritik an der Erdölpolitik anhören, sie 
sei CIA-Agentin. 

Nach einer Zeit verbalen Zurück¬ 
schlagens ist Correa inzwischen auch 
zu juristischer Verfolgung übergegan¬ 
gen. Eine Beleidigung des Präsidenten 
(„Krimineller“) ist gerade erst einem 
Abgeordneten der Indigenenpartei 
„Pachakutik“ und einem seiner Mitar¬ 
beiter sowie einem Aktivisten der Par¬ 
tei zum Verhängnis geworden, die zu 
eineinhalb bzw. einem halben Jahr Ge¬ 
fängnis verurteilt worden sind. 

Der Interamerikanische Ge¬ 
richtshof (CIDH) hat darauf¬ 
hin Maßnahmen zum Schutz 
des Abgeordneten Clever Ji- 
menez vor Strafverfolgung 
verlangt, was die Regierung 
aber zurückweist, weil seit In¬ 
krafttreten eines Dekrets aus 
dem Jahr 2008 nur das ecua- 
dorianische Justizministerium 
die Kompetenz dazu hat. Das 
mag richtig sein, führt in Fällen 
aus anderen amerikanischen 
Staaten dann aber ebenfalls 
dazu, dass der Schutz von Op¬ 
positionellen hinter die Inte¬ 
ressen von Regierungen zu¬ 
rücktreten muss. Zum Beispiel 
im Nachbarland Kolumbien, 
wo die Regierung eine solche 
Entscheidung zu Gunsten der 
Rückführung des Hauptstadt¬ 
bürgermeisters in sein Amt 
gerade erst als äußere Einmi¬ 
schung abgelehnt hat. 

★ 

Jemanden ins Gefängnis zu 
klagen statt ihn öffentlich zur 
Vorlage von Belegen aufzu¬ 
fordern (und damit vorzuführen), sieht 
nicht gut aus, zumal Correa gerade 
über die Möglichkeit einer Änderung 
der geltenden Bestimmungen nach¬ 
denkt, die ihm eine direkte Wieder¬ 
wahl verbieten. In Ecuador muss wie 
z.B. in Chile mindestens eine Amtspe¬ 
riode zwischen zwei Präsidentschaften 
desselben Kandidaten liegen. Die klare 
Mehrheit in der Nationalversammlung 
soll es in diesem Fall richten und eine 
Einfügung in die Verfassung prüfen. 
Noch im Januar nannte Rafael Correa 
es in der Zeitung „El Telegrafo“ einen 


„großen Schaden, wenn jemand so un¬ 
ersetzlich ist, dass man mit einer Ver¬ 
fassungsänderung auf die Spielregeln 
einwirken muss“. Aber nach der Wahl¬ 
niederlage sagte er Ende Februar, dass 
er diese Möglichkeit nun in Betracht 
ziehe. Die bürgerliche Presse schäumt 
und fragt scheinheilig nach, warum 
statt der Abgeordneten nicht das Volk 
befragt werde, wo sich PAIS doch im¬ 
mer auf seine deutlichen Mehrheiten 
bei Volksentscheiden berufe. 


Nicht nur die Frage steht, wieso PAIS 
keinen anderen Kandidaten präsentie¬ 
ren kann. Auch ist die bisherige sozi¬ 
aldemokratische Politik auf dem Prüf¬ 
stand. Die aktuell angestrebte Erhö¬ 
hung des Renteneintrittsalters von 60 
auf 65 Jahre in einem Land mit einer 
durchschnittlichen Lebenserwartung 
von 73 Jahren für Männer, wird für 
viele körperlich Arbeitende bedeuten 
nur kurz über eine Rente verfügen zu 
können. 

Auch mit einer Parteinahme gegen die 
so genannten „Invasiones“, also illega¬ 
le Landnahmen, die in der Regel spä¬ 


ter legalisiert werden, hat sich PAIS im 
Wahlkampf Probleme bereitet. Ecua¬ 
dor ist ein Land, in dem die Invasionen 
seit den 1950er Jahren, als das Bevölke¬ 
rungswachstum immer stärker wurde, 
für viele Menschen ein wenig Eigen¬ 
tum ermöglicht haben, wenn auch in 
Elendsvierteln. Invasionen werden oft 
von korrupten Politikern geführt, um 
sich durch die Legalisierung Klientel zu 
schaffen - dagegen richtete sich Corre- 
as Kampagne. Aber sie kam bei vielen 
Betroffenen als Drohung an. 

★ 


Im Moment setzt die Regierung alles 
daran, Gelder aus der Erdölförderung 
eines der weltweit wichtigsten Gebie¬ 
te hoher Megabiodiversität zu erwirt¬ 
schaften. Bekanntlich hatte die inter¬ 
nationale Staatengemeinschaft den 
Vorschlag Ecuadors abgelehnt, bei 
Nichtausbeutung der Vorkommen auf 
die Hälfte der zu erzielenden Einnah¬ 
men aus dem Erdölfeld 43 bei Aguari- 
co, im verfassungsrechtlich geschützten 
Nationalpark Yasum, zu verzichten, 


wenn ihm die andere Hälfte von an¬ 
deren Staaten geschenkt würde. Kon¬ 
sequent damit wird nun die Bohrung 
vorbereitet, zunächst durch die vorge¬ 
schriebene Konsultation der dort le¬ 
benden Huaorani. Mehr als 3 200 der 
Ureinwohner/innen wurden befragt. 
Der Minister für Nichterneuerbare 
Energien, Pedro Merizalde, kündigte 
für Januar erste Arbeiten der staatli¬ 
chen PetroEcuador an. Aber diese blie¬ 
ben bislang aus. 

Seit den ersten Bohrungen in den 
sechziger Jahren hat es mehrere Tau¬ 
send Ölaustritte im Amazonasurwald 


gegeben, nicht nur bei den Chevron/ 
TEXACO-Feldern, wegen der Ecuador 
erfolgreich Klagen eingereicht hat. Pe¬ 
troEcuador ist nicht anders mit seiner 
Heimat umgegangen - allein zwischen 
2000 und 2010 gab es im ganzen Land 
539 bekannt gewordene Ölaustritte. 
Dagegen, dass solche zu erwartenden 
ökologischen Schäden auch im Nati¬ 
onalpark auftreten, wendet sich die 
Kampagne „Yasunidos“ (etwa: Ver¬ 
eint für den Yasum), die Unterschrif¬ 
ten für ein Referendum sammelt. Etwa 
600 000 Unterschriften werden benö¬ 


tigt, die bis zum 7. April gesammelt wer¬ 
den konnten. Gelingt dies, würde das 
Yasuni-Projekt einer Volksabstimmung 
unterzogen. 

Die Regierung hat sich in dieser Situ¬ 
ation entschlossen den Stier bei den 
Hörnern zu packen und selbst eine In¬ 
itiative für ein Referendum gestartet. 
Sie nennt sich zwar „Yasuni Si“ (Ja zum 
Yasuni), wirbt aber für eine Förderung 
des dortigen Öls. Wie seit jeher, wird 
den Ureinwohner/inne/n dabei ver¬ 
sprochen, dass es keine Schäden gibt 
und die Gewinne aus der Förderung 
neben den Töpfen für die Sozialpolitik 
dieses Mal gewiss ihnen zukommen. 
Rafael Correa verspricht u.a. Kran¬ 
kenhäuser, Wasserleitungen, Märkte, 
Müllabfuhr. Dreißig Urwaldbürger¬ 
meister unterstützen die Initiative me¬ 
dienwirksam. 

Und nach „Yasunidos“ und „Yasuni Si“ 
hat sich noch eine dritte Initiative ge¬ 
bildet, die ebenfalls ein Refrendum an¬ 
strebt: „Yasuni - Für einen Yasuni ohne 
Förderung“. Das hört sich gut an, aber 
die zu bejahende Frage lautet, ob Ecua¬ 
dor gänzlich „frei von jeder Bergbauak¬ 
tivität“ sein solle. Diese utopische, völ¬ 
lige Ablehnung jeder Art von Nutzung 
der Bodenschätze wird „Yasunidos“ 
Unterschriften wegnehmen ohne selbst 
erfolgreich sein zu können; daher liegt 
der Verdacht nahe, dass diese Gruppe 
benutzt wird. Als skandalös bezeich¬ 
nen „Yasunidos“-Vertreter auch die 
Fragebögen der beiden Mitbewerber, 
die im Schriftbild und mit einem sti¬ 
lisierten Baum praktisch Kopien der 
„Yasunidos“-Fragebögen sind. Und 
schon haben sich Menschen beschwert, 
dass sie bei Initiativen unterschrieben 
haben, die sie eigentlich ablehnen. 

Die Rechte des Landes verhält sich auf¬ 
fällig still: im Prinzip für die Ressour¬ 
cennutzung, hegt sie andererseits Hoff¬ 
nung auf ein Stolpern der Regierung. 
Insgesamt würde das Yasum-Öl die 
Menschheit nur vierzehn bis sechzehn 
Tage versorgen - auf Kosten eines der 
letzten nahezu unberührten Gebiete 
der Erde. Und der Nationalpark Ya¬ 
sum ist auch Teil der ecuadorianischen 
„Patria“. 

★ 

Eine Schlussfolgerung aus der Ge¬ 
schichte der Arbeiterbewegung ist, dass 
es nie nutzt Dinge zu beschönigen. 

Die Erklärungen des Präsidenten bei 
den Weltfestspielen der Jugend 
im Dezember, dass in Ecuador 
der Sozialismus aufgebaut wer¬ 
de, werden - aus unterschied¬ 
lichen Gründen - von Teilen 
der Rechten als auch von man¬ 
chen Linken unterstrichen. Es 
ist aber nicht klug sich Illusio¬ 
nen hinzugeben, auch wenn die 
„Der Feind meines Feindes ist 
mein Freund“-Logik so verlo¬ 
ckend ist. 

Eine souveräne Außenpoli¬ 
tik mit mutigen Maßnahmen 
wie der Nichtverlängerung 
der zehn Jahre dauernden 
Vertragszeit der US-Basis in 
Manta oder einer klaren Hal¬ 
tung gegenüber Kolumbien, 
die teils an antiimperialisti¬ 
sche Politik heranreicht, so¬ 
wie der Aufbau eines Rechts¬ 
staats verdienen unsere Un¬ 
terstützung und Solidarität. 
Aber innenpolitisch hat es 
keinerlei Einschnitte beim 
Privatbesitz an irgendwelchen 
Produktionsmitteln gegeben, 
geschweige, den entscheiden¬ 
den. 

Dabei muss natürlich hinterfragt wer¬ 
den, wie viel an radikaler Umgestal¬ 
tung angesichts der internationalen 
Kräfteverhältnisse überhaupt möglich 
gewesen wäre. Zu verurteilen ist den¬ 
noch, wenn das Getane als Sozialis¬ 
mus, sei es auch nur als hohle Phrase 
wie „Sozialismus des 21. Jahrhunderts“, 
verkauft wird. Am Ende könnte die 
Enttäuschung der Menschen über das, 
was da angeblich Sozialismus war, groß 
genug sein, um die Linke des Landes 
für Jahrzehnte an den Katzentisch zu 
verdammen. Günter Pohl 



Wenn im Nationalpark Öl gefördert wird, haben die Vögel nichts mehr zu zwitschern. 



Exportschlager Bananen 
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Anzeigen 


unsere zeit CE 


Die Broschüre zur XIX. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz 



Jetzt am Kiosk! 

(Verlag 8. Mai GmbH, ca. 80 Seiten, 3,60 €) 


Mit Beiträgen u. a. von: 

JÖRG KRONAUER 

(Sozialwissenschaftler und freier Journalist), 

ANDERS KAERGAARD 

(dänischer Whistleblower und Geheimdienstaussteiger), 

DENIS GOLDBERG 

(südafrikanischer Bürgerrechtler, Weggefährte Nelson Mandelas), 

MICHEL CHOSSUDOVSKY 

(kanadischer Professor der Wirtschaftswissenschaften), 

ZIVADIN JOVANOVIC 

(ehern. Außenminister der Bundesrepublik Jugoslawien), 

MARIA DO SOCORRO GOMES COELHO 

(Präsidentin des Weltfriedensrates, Brasilien) 

Außerdem: Dokumentation der 
Podiumsgespräche (»Vierte Gewalt 
und Heimatfront: Wie Medien Kriege 
möglich machen«, »Widerstand gegen 
Faschismus, Krieg und Sozialabbau zu¬ 
sammenführen«) sowie Grußbotschaf¬ 
ten, Interviews mit den Mitwirkenden 
des Konzerts »Lieder gegen den Krieg« 
und ergänzende Artikel. 


Erhältlich auch unter www.jungewelt-shop.de 
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DKP-Parteivorstand: 

Einladung gewerkschaftspolitisches Forum 

Sonnabend/Sonntag, den 3./4. Mai 2014 

Karl-Liebknecht-Schule: Am Stadtpark 68 in 51373 Leverkusen 
Beginn am 3. Mai 2014 um 11.00 Uhr 
Ende am 4. Mai 2014 um 13.00 Uhr 

Als Ablauf ist vorgesehen: 

1. Tag, 3. Mai 2014 

Impulsreferat: Tarifpolitische Positionen der DKP 
Aktuelle Tarifrunden 
Vernetzung aktuell/zukünftig 

2. Tag, 4. Mai 2014 
BuG-Arbeit in der Partei 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


UZ-Extra zur EU-Wahl - 

110 000 geschafft! 

Wir haben 40 000 
nachbestellt... 


Weitere Bestellungen 
sind noch möglich. 


Stückzahl 

Preis 

70 

10.-1 

140 

15.-1 

200 

20.-1 

300 

25.-1 

400 

30.-1 

500 

35,-1 

Bestellungen an: 


vertrieb@unsere- 

■zeit.de 


oder Gustl Ballin, 
Tel.: 0911 8019991 


UZ zum 1. Mai! 

Die Gruppen und Kreise der 
DKP können die reguläre UZ 
zum 1. Mai (Ausgabe 25.04.) 

kostenlos* bestellen. 

Da sie schon in der Vorwoche 
zur Verfügung steht, kann sie 
auch gut zur Mobilisierung 
zum 1. Mai genutzt werden. 
Bestellungen bis spätestens 
20. April an: 

vertrieb@unsere-zeit.de, 

Tel.: 0201/177889-23 oder 
Gustl Ballin 0911/8019991 

* Wir bitten, uns nach Möglichkeit 
die Versandkosten zu erstatten 
(ein Paket hat 140 Exemplare und 
kostet 8.- €) 

★ 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Ferienwohnung 
in Südfrankreich 

Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

Hiltraut Wurm, 08144 7200 
anna.boegel@googlemail.com 



Entschleunigung: 

Rübe &. T-iamr aan im Müriu- 
Hujanaipark. 2 FeWa je 2-3 Ftra. 
Kangährifc in 

Havel & TTwrcLseen h Boot & Rad, 

loiq: www.tnii 10 ggfli.de 
Tp].: 0331 / 6707 ^ (AE!) 


Toskana, nah am Meer 


Ökohof im Olivenhain- 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute R [jeher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies, 





Herzlichen Glückwunsch, liebe 


Florence Hervel 

Zum runden Geburtstag sagen wir Dir Danke für all Deine 
Arbeit in der WFFB, DFI, der Soli-, Friedens- und Frauenarbeit, 
die Du seit den fünfziger Jahren leistest. In Bonn, Düsseldorf/ 
NRW, in Frankreich, der Schweiz. Deine Sprach-, Geschichts- 
und Länderkenntnisse hast Du, liebe Floro, genutzt, über den 
Antifa- und Frauenwiderstand, gegen Krieg und Faschismus 
zu schreiben, zu sprechen und vieles zu organisieren. Über die 
Grenzen bist Du gefragt und anerkannt. 

Danke Flo! 

Alles Gute für Dich, Deine Familie und Deine Arbeit wünschen 

Deine Genossinnen, Deine Freundinnen, alle, die Dich kennen. 


DKP Niedersachsen 


Historischer Materialismus 

Am 12./13. April 2014 führt die DKP Niedersachsen 
ein Wochenendseminar in der Nähe von Hannover durch. 

Zusammen mit dem Referenten Jörg Miehe wollen wir uns mit dem 
Thema „Historischer Materialimus“ befassen. 
Anmeldungen und Infos über bv@dkp-niedersachsen.de. 


UZ-PRESSEFEST 

VOLKSFEST DER DKP 
in Dortmund 


27.-29. Juni 2014 



Jetzt tPveööeJeAt- 
Siutton teilen! 


UZ-Aktion bei den 
Ostermärschen 

Freiverkaufs- und 
Probelesen-Exemplare der 
UZ-Ausgabe vom 18.4. 

Bitte rechtzeitig bestellen! 

UZ-Aktions-Preise: 


Stückzahl 

Preis 

15 -28 

15.-€ 

29 -70 

20.-€ 

71 -110 

25.-€ 

111 -140 

30.-€ 

141 -170 

35.-€ 

171 -200 

40.-€ 

201 - 250 

50.-€ 


Bestellungen bitte mit Versand¬ 
adresse und Rechnungsempfän¬ 
ger an: vertrieb@unsere-zeit.de, 
Tel.: 0201 177889-23/24 


Samstag, 19. April: 

Der Tag der Befreiung 
der Nordheide vom 
Faschismus 

14 Uhr Ostermarsch 
Nordheide - Buchholz 
Marktplatz 

Nie wieder Faschismus - 
Schluss mit den Kriegen! 

20 Uhr Konzert in Heideruh: 
Klaus der Geiger 

Sonntag, 20. April: 

11 Uhr Heideruher 
Friedensfest mit 
Tengu Daiko, Cuppatea, 
OneStepAhead-Projects, 

Olaf Ruhl und Workshops, 
u. a. mit Hans Artur Matiste 

Montag, 21. April: 

9 Uhr Fahrrad-Demonstration 
zum Hamburger Ostermarsch 



* Heideruh 


www.heideruh.de 
Tel 04181-8726 


Neuerscheinung bei JUMP UP 
Günter Gail mit Konstantin Vassiliev: 

SOLDATEN-LEBEN 

Lieder von Krieg und Frieden aus fünf Jahrhunderten 
EUR »JQO 

Gunter Gail legt &in ergreifendes Doku¬ 
ment au 500 Jahrw Krieg 41 Frieden in 
Europa vor mit Vertonungen u.a, van 
Erich Kästner und Mascha Kaliko. Sowie 
selten gehörten Traditionais. Ein "inuir 
nicht mjr aur 1QQ, Wiederkehr des ers¬ 
ten Weltkrieges. 



www.jump-up.de // info@jumpup.de 


SchallpFotfenwerscuid Matthias Henk PF 11 04 47, Z&2Ü7 Öre men 
Tel/Fa*: 0421/4988535 (AB) 


Wir gratulieren nachträglich ganz herzlich 
den folgenden Genossinnen und Genossen: 

am 22.2. wurde Rosi Dorn 79 

am 3.3. wurde Leonore Schmidt 73 

am 12 .3. wurde Reinhold Weißmann-Kieser 71 

am 28.3. wurde Helga de Peris Blaumeiser 73 

und am 30.3. wurde Herbert Dege 88 

Wir wünschen euch auch weiterhin alles Gute; 
viel Gesundheit und Kraft! 

DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Gruppe Mitte 
DKP Gruppe Linden 


Keinen verderben zu lassen, 
auch nicht sich selber, 
jeden mit Glück erfüllen, 
auch sich, das ist gut. (Brecht) 

Unsere Genossin Isolde Fritsch 
und unser Genosse Helmut SprÖer 
feiern im April ihren 85sten Geburtstag. 

Die Braunschweiger Genossinnen und Sympathisantlnnen 
gratulieren herzlich und wünschen viel Gesundheit! 



FREITAG 

11. APRIL 

19:30 UHR 


DÜSSELDORF 

GEMEINSAME 
POLITISCH! 


und 


bAfuh [MMJMlütadw PmM 


Es sprechen: 


KflfrfftK dir KP 1 Eil' CaPOfUmfllhM 


□R. HANS-PETER BRENNER GIORGOS MARINOS 

3 *i PUflbM ün j!k i 3 *t KfCE 


Veranstaltungen: 

Aula des MariB-Curie-Gymnasiums 

Gräulinger Straße 15 

4W25 Düsseldarf-Gerresheim 


In Frankfurt spricht am Samstag, 12. April, 18 Uhr, für die KKE Giorgos 
Marinos, für die DKP Lucas Zeise, DKP-Kandidat für die EU-Parlamentswahl. 

Ort: Türkisches Volkshaus, Werrastraße 25,60486 Frankfurt 

In Stuttgart spricht am Sonntag, 13. April, 18 Uhr, für die KKE Manolis 
Korakis, für die DKP Konni Lopau, Mitglied des PV. 

Ort: Restaurant Theater Friedenau, Rotenbergstr. 127,70190 Stuttgart. 
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Hier könnte Eure private 



Kleinanzeige stehen 

i 




Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

v J 


Beispiel 

43 mm breit x 58 mm hoch 


Sonderpreis 

40,- € + MWSt 

<_> 
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Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 
camatra@web.de 

v_> 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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unsere zeit 


Pressefesttagebuch 

Von Zeltplätzen und Werbeeinsätzen 



Samstag, 29.3.2014 

Eigene Mail-Adresse fürs Pressefest 
und Zeltplatz 

Die Mail-Adressen uz-pressefest@ 
dkp.de und pressefest-camping@dkp. 
de werden immer häufiger benutzt 
und erleichtern uns die Arbeit. Das 
hatte sich bewährt. Jetzt können wir 
die Nachrichten, die Anregungen, An¬ 
meldungen und so weiter schneller 
beantworten. Herzlichen Dank. Aber 
denkt dran, wir arbeiten nicht nur für 
das Pressefest, sondern haben noch 
viele andere Aufgaben und Arbeiten, 
deshalb können wir nicht alles sofort 
beantworten. 

Unsere Genossin Karin M. hat schon 
viele Anmeldung für den Wohnwa- 
gen/mobil-Stellplatz und einige für 
den Zeltplatz. Hier nochmal die Be¬ 
dingungen: 

Die Stellplatz-Gebühr für Wohnwa¬ 
gen/Wohnmobil beträgt bei einer Min¬ 
destbuchung für drei Tage 30,00 Euro, 
jeder weitere Tag 10,00 Euro. Strom¬ 



anschlüsse sind vorhanden, Abwasser 
kann entsorgt werden. 

Die Preise für Zelte sind: 

• Kategorie 1 (bis 3 Personen) 

14,00 Euro pro Zelt 

• Kategorie 2 (4 bis 6 Personen) 
20,00 Euro pro Zelt 

• Kategorie 3 (ab 7 Personen) 

27,00 Euro pro Zelt 

Der Zeltplatz liegt an der gleichen 
Stelle wie letztes Mal. WCs und Wasch¬ 
möglichkeit sind vorhanden. Wir ver¬ 
suchen gerade noch Duschmöglich¬ 
keiten in der Schwimmhalle zu orga¬ 
nisieren. 

Besonders freuen wir uns über solche 
Anmeldungen: 

P S. Wir freuen uns wahnsinnig als Lin¬ 
ke Gewerkschafter und Betriebsräte, 
gemeinsam mit den Genossinnen und 
Genossen der DKP zu feiern - wie die 
letzten zehn Mal! 

Mit sozialistischem Gruß 
Dirk 

In der Art haben wir einige erhalten. 
Es zeigt, dass unser Fest auch außer¬ 
halb unserer Partei ernst genommen 
wird. 

Schon jetzt möchten wir nochmal da¬ 
rauf hinweisen, dass der Zeltplatz 
nicht mit dem Pkw zu befahren ist 
und dass auf dem Parkplatz vor der 
Eislaufhalle keine Wohnmobile 
und Wohnwagen geparkt werden 
dürfen. 

Donnerstag, 3.4.2014 

Auch Dortmund ist eine Reise wert... 

Am Donnerstag war ich vom Kreis¬ 
vorstand Dortmund zu einer Beratung 


über die weitere Vorbereitung unseres 
Pressefestes eingeladen. 

Die Dortmunder Genossenlnnen freu¬ 
en sich auf unser Fest und haben sich 
viele neue Gedanken zum Programm in 
der „Perle vom Borsigplatz“ gemacht. 
(Dazu mehr in der nächsten UZ) 

Für die Werbung in Dortmund werden 
wir neue Wege gehen, wir gehen da¬ 
hin, wo die Menschen sind (in Parks, 
auf Veranstaltungen, in Fußgängerzo¬ 
nen) Das sind viele Termine, die die 
Dortmunder nicht alleine packen und 
für die sieUnterstützung brauchen. Die 
beiden Bezirke in NRW haben einen 
konkreten Terminplan erhalten. Wer 
möchte, kann ihn anfordern. Wichtige 
Termine: 

14. Juni ab 11.00 Uhr bis 15.00 Uhr zen¬ 
traler Einsatz Katharinentreppe 
21. Juni mobile Einsätze (Treffpunkt 
14.00, „Z“ Oesterholzstraße 27) 

Aber wer helfen will und kann, auch 
an anderen Terminen, kann sich auch 
melden, (uz-pressefest@dkp.de) 
Gesucht wird für die Zeit vor dem 
Pressefest noch ein transportabler Bol¬ 
lerwagen! 

Wer sonst noch in Dortmund helfen 
möchte, jederzeit. Bitte melden! 

Nach dem Besuch in Dortmund bin 
ich mir sicher, die Dortmunder Ge¬ 
nossinnen leisten wieder einen tollen 
Beitrag zum Fest, wir freuen uns da¬ 
rauf. 

Sonntag, 6.4.2014 

Auch mit DM kann man das Fest 
unterstützen! 

Fäustel freut sich schon darauf, mit 
seinem Stand das Fest zu bereichern. 
Zur Erinnerung: „Wir holten aus ei¬ 
nem Verschlag eine sehr schwere Tüte 


««SS 




heraus, voll mit 
alten Münzen 1 
aus DM-Zeiten, 
von 5 DM bis 
1-Pfenning-Mün¬ 
zen. „Die Mün¬ 
zen habe ich im 
Laufe der Zeit gesammelt, gefunden 
und geschenkt bekommen, es ist ei¬ 
ner meiner Beiträge zum Gelingen des 
Festes“. Nachdem wir das in der UZ 
veröffentlicht hatten, meldeten sich 
weitere Spender. Hans Martin hat sich 
angeboten, den Sack zu übernehmen 
und noch zehn Prozent draufzulegen. 
Dafür ein Dankeschön, wir müssen es 
jetzt nur noch zählen und verschicken. 
Weitere DM-Beträge sind natürlich 
willkommen. 

Dienstag, 9.4.2014 

Urlaub in Dortmund 

Die Bereitschaft beim Auf- und Ab¬ 
bau zu helfen ist groß. Wir müssen nur 
planen können. Daher nochmal unsere 
Bitte: Wer Urlaub nehmen kann, wer 
frei hat oder Langeweile, meldet euch 
bei uz-pressefest@dkp.de oder auch in 
Essen beim Parteivorstand. Wir kön¬ 
nen jeden gebrauchen, er muss nur hel¬ 
fen können. Er/sie muss auch nicht in 
der DKP sein - er/sie können aber auf 
dem Fest eintreten! 

Wir bieten: Schlafmöglichkeit oder 
Zeltplatz, gute Verpflegung, viel Ar¬ 
beit, Spaß an der Arbeit und nette 
„Kolonnenschieber“. Bisschen feiern 
auch, in diesem Sinne. 

Lasst uns gemeinsam dafür sorgen, 
dass unser Fest ein großer Erfolg 
wird. 

Ulrich Abczynski,Technischer Leiter 


termine@unsere-zeit.de 


Düsseldorf: „Nein zu den Fesseln der EU und 
der Monopole“, gemeinsame Veranstaltung 
von DKP und KKE mit Giorgos Marinos (Polit¬ 
büro des ZK der KKE) und Hans-Peter Brenner 
(Stellvertretender Parteivorsitzender der DKP). 
Marie-Curie-Gymnasium, Gräulinger Straße 
15,19.30 Uhr._ 

Suhl: „Gewerkschaften heute - Von der 
.Kriegsschule der Arbeiterklasse 1 zur Koopera¬ 
tion mit dem Klassengegner?“ Veranstaltung 
der RotFuchs Regionalgruppe Suhl mit Rainer 
Perschewski. Hotel „Thüringen“, 17.00 Uhr. 


SA ★ 12. APRIL 


Siegen: Bildungsveranstaltung der DKP Sie- 
gen/Olpe/Hochsauerlandkreis zur Politischen 
Ökonomie. VEB, Marienborner Straße 16, 
14.00 Uhr._ 

Frankfurt/Main: Veranstaltung von KKE und 
DKP zur EU-Wahl mit Giorgos Marinos (Polit¬ 
büro des ZK der KKE) und Lucas Zeise (Kandi¬ 
dat der DKP für das EU-Parlament). Türkisches 
Volkshaus, Werrastraße 25,18.00 Uhr. 

Gelsenkirchen: „Verboten - verfolgt - ver¬ 
gessen“ , Filmvorführung der WN/BdA zum 
KPD-Verbot. Flora, Florastraße 26,19.30 Uhr. 


MO ★ 14. APRIL 


Bamberg: Offener Gruppenabend der DKP 
Bamberg-Forchheim, Gaststätte „Zur Linde“, 
Gaustadter Hauptstraße 56,19.00 Uhr. 


Dl ★IS.APRIL 


Recklinghausen: „Nein zur EU der Banken 
und Konzerne“ .Veranstaltung der DKP zu den 
EU-Wahlen mit Nina Hager, Spitzenkandidatin 
der DKP Ladenlokal Kellerstraße 7,19.00 Uhr. 


Ml ★ 16. APRIL 


München: „Die Wiederkehr des Faschismus in 
der Ukraine und der deutsche Imperialismus“, 
Veranstaltung des Betriebsaktivs der DKP Mün¬ 
chen. KOMM-Treff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr: 


Brandstifter und Kriegstreiber 

Betr.: Schäubles Hitlerver gleich 

Der deutsche Finanzminister Schäuble 
vergleicht den russischen Präsidenten 
Putin mit Hitler und sein CSU-Kollege 
Posselt (MdEP) assistiert: „Putin ist ein 
größenwahnsinniger Tyrann“. 

Diese Stellungnahmen sind brandge¬ 
fährlich, denn die jüngsten Kriege, mit 
denen die „westliche Wertegemein¬ 
schaft“ andere Länder überzog, began¬ 
nen alle mit der Dämonisierung der je¬ 
weiligen Staatspräsidenten und endeten 
für die betroffenen Personen und Staa¬ 
ten in der Katastrophe. 

Saddam Hussein, Irak, wurde als Wie¬ 
dergänger Hitlers dämonisiert. Er en¬ 
dete unter dem Fallbeil des Henkers. 
Der Irak versinkt im Chaos. Muammar 
al-Gaddafi, Libyen, wurde in derselben 
Art dämonisiert. Er wurde auf bestia¬ 
lischste Weise massakriert. Das Land 


versinkt im Chaos. Seit drei Jahren hal¬ 
ten die NATO-gesponserten kriegeri¬ 
schen Auseinandersetzungen in Syrien 
an. Präsident Baschar al-Assad wurde 
ebenfalls dämonisiert und „zum Ab¬ 
schuss freigegeben“. Im Herbst 2013 
verhinderte Russland in letzter Minute 
vorläufig einen direkten militärischen 
Überfall durch NATO-Staaten. 

Wenn Politprofis wie Schäuble und Pos¬ 
selt nun eine ähnliche Kampagne gegen 
Putin und Russland anzetteln, so wissen 
sie, was sie tun. Sie agieren als Brand¬ 
stifter und Kriegstreiber. Hierzu passt, 
dass in einigen Medien die baltischen 
Nachbarländer Russlands bereits als 
„Frontstaaten“ (!) bezeichnet werden 
und die Bundesregierung schon zuge¬ 
sagt hat, sich (bei der Überwachung 
des Luftraums der baltischen Staaten) 
„außerplanmäßig“ mit Jagdflugzeugen 
und einem Minensuchboot zu beteili¬ 


gen. Wenn es eine zentrale geschichtli¬ 
che Lektion gibt, die sich aus den von 
Deutschland im letzten Jahrhundert 
angezettelten zwei Weltkriegen ziehen 
lässt, so diese: Wehret den Anfängen! 

Heinz-W. Hammer ; Essen 

Lobbyismus und die Folgen, 
Gewinner der Krise... Das alte 
Lied 

Betr.: TTIP 

Schon der US-Autor Noam Chomsky 
schreibt in Haben und Nichthaben, dass 
durch die „Megakonzerne“ die tyran¬ 
nische, totalitäre Struktur der globalen 
wie heimischen Wirtschaft radikal ver¬ 
stärkt wird. 

Diese Entwicklung des Angriffs auf die 
Demokratie und die Märkte soll nun 
über das geplante Freihandelsabkom¬ 
men innerhalb totalitärer Strukturen 
ablaufen: Beschneidung des Regulie¬ 


rungsapparates - Beschleunigung der 
Globalisierung der Wirtschaft - Markt¬ 
radikalismus unterstützt durch den Re¬ 
pressionsapparat. 

Hinter diesem TTIP-Abkommen ver¬ 
birgt sich ein Megadeal nichttarifäre 
Handelshemmnisse wie z.B. Lebensmit¬ 
telrecht, Industrie- und Sicherheitsstan¬ 
dards, Arbeitnehmerrechte, Arbeits¬ 
schutz, die Einführung gleicher Regeln 
für Regierungsaufträge u.a. dem ange¬ 
strebten neuen transatlantischen Bin¬ 
nenmarkt anzupassen. 

Als Beispiel lassen sich die Medien¬ 
zusammenschlüsse nennen, die einen 
kontinuierlichen Trend zu nicht re¬ 
chenschaftspflichtiger Macht in privater 
Hand darstellen. Vom Standpunkt der 
Medien aus ist das Nachrichtengeschäft 
nicht sonderlich profitabel, man kann in 
diesem Bereich nicht so viel Werbung 
unterbringen. 


(...) Die Erkenntnis, dass gerade die 
Kräfte der Hochfinanz gestern wie heu¬ 
te die Situation der Bevölkerung ent¬ 
scheidend bestimmen - ist den durch 
zunehmende Privatisierung und Markt¬ 
radikalismus Geschädigten nicht genü¬ 
gend bewusst. 

Die neokonservativen Parteien und 
Organisationen sind durchgängig ent¬ 
schiedene Anhänger einer marktradi¬ 
kalen Schleifung des Sozialstaats - und 
der Deregulierung der ArbeitsVerhält¬ 
nisse^...) 

Peter Kutza, Regen 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 



Alfredo Bauer: 

Kritische 
Geschichte 
der Juden 
(Buch, 450 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



UZ-Pressefest: 

Soli-Button für das 
Pressefest am 
27.-29. Juni 2014 
(Button) 

□ 
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Zeitung gegen den Krieg - ZgK 

Heft 37 - Ostermarsch 2014 

Pünktlich zum Ostermarsch erscheint die neue, die 37 . Ausgabe der 
Zeitung gegen den Krieg - ZgK. Der Gründungstermin der Zeitung ist ihr Pro¬ 
gramm: Vor 15 Jahren, im April 1999 , während des Kosovo-Kriegs, dem ersten 
großen Krieg von USA, Nato und BRD, erschien die erste Ausgabe der Zeitung 
gegen den Krieg. 

Stehen wir mit Krim- und Ukraine-Krise vor einem neuen Krieg? 

Obama, Steinmeier & von der Leyen nehmen einen solchen jedenfalls bewusst 
in Kauf! 

Inhalte der neuen Ausgabe 

• Die Große Koalition mit den Scharfmachern von der Leyen und Steinmeier 
entsenden die Bundeswehr an die neue Ostfront - ein Spiel mit dem Feuer 
der Kriegsgefahr 

• Bei der Ukraine geht es nicht nur um globale Strategie; es geht um Rohstof¬ 
fe: um Öl und Gas (Exxon! Chevron! ENI!) und um Agrokraftstoff-Projekte 
(Monsanto!) 

• Doch, doch: Faschisten mit Ministerposten in Kiew! 

• Von der Leyen mit Attraktivitätsoffensive für die Bundeswehr 

• Die Bundeswehr ist gefechtsbereit - und demonstriert dies vor Ort (u.a. in 
Kalkar und Uedem) und in neuen Manövern 

• Nun also doch Drohnen -für die Bundeswehr! 

• 15 Jahre Nato-Krieg gegen die Bundesrepublik Jugoslawien („Kosovo-Krieg“) 

• USA und Nato modernisieren die Atomwaffen in Büchel 

• 100 Jahre Erster Weltkrieg - 100 Jahre Lügen über die Ursachen des Völ- 
kermordens 

Autorinnen und Autoren: Rainer Braun//Uli Cremer//Xanthe Hall//Heike Hänsel//An- 
drej Hunko//Sabine Lösing//Clemens Ronnefeld//Ulrich Sander//PeterStrutynski//Monty 
Schädel//Fred Schmid//Jürgen Wagner//Lucas Wirl//Winfried Wolf 

12 Seiten Zeitungsformat//Bezugspreise wie immer supergünstig & konkret wie folgt: 
Bestellungen zwischen 1-50 Ex.: 30 Cent je Ex. 

Bestellungen von 51-499 Ex.: 25 Cent je Ex. 

Bestellungen ab 500 Ex.: 20 Cent je Ex. 

Jeweils zzgl. Porto + Verpackung./Bestellungen an: Zeitung-gegen-den-Krieg@gmx.de 
Oder Fax 030-22776179 oder Tel. 030-22 77 3179 (MdB-Büro H. Hänsel) 


chen+++aktenzeichen+++ 

aktenzeichen+++aktenzei- 

chen+++aktenzeichen+++ 

Jetzt den nächsten Krieg buchen! 

Liebe Geschäftskunden, 
wie Sie bestimmt wissen, wurde vor 
kurzem festgestellt, dass sich die Zahl 
der Kriege weltweit auf ihrem höchs¬ 
ten Stand seit Beginn der Unwetterauf¬ 
zeichnungen befindet. 

Unser Unternehmen arbeitet seit vie¬ 
len Jahrzehnten erfolgreich daran, dass 
Kriege stets mit hoher Qualität stattfin¬ 
den und nach neuesten wissenschaftli¬ 
chen Erkenntnisse geführt werden. Un¬ 
sere Kriege, die wir liefern, haben daher 
schon seit langem einen hervorragen¬ 
den Ruf, und dies liegt nicht zuletzt da¬ 
ran, dass sie in Deutschland produziert 
werden. 

Inzwischen legt unsere Firma auch 
mehr Wert auf den „ Krieg an sich “ und 
bietet Kunden wie Ihnen nicht nur die 
bekannte traditionelle Auswahl an Er¬ 
oberungskriegen oder Rachefeldzügen, 
sondern vieles mehr. Bei unseren ak¬ 
tuellen Sonderangeboten ist sogar erst¬ 
mals ein „Krieg ohne Grund“ dabei, 
also einfach ein Krieg, der den Gegner 
schon damit überrascht, dass er nicht 
weiß, warum er geführt wird. Daneben 
gibt es auch den „Krieg aus Langewei¬ 
le“, in der heutigen Zeit der anspruchs¬ 
vollen Unterhaltungskunst ein durch¬ 
aus abwechslungsreicher Event. 
Empfehlenswert und kompakt organi¬ 
sierbar von uns ist zum Beispiel auch 
der „Fastfood-Krieg“ der innerhalb 


von zwei Stunden und 38 Minuten zum 
Erfolg führen kann. 

Und nicht zu vergessen natürlich der 
„Nightliner Battle“ ein klassischer 
Nacht-Krieg, der - in Vollmondnächten 
drapiert und ausgeschmückt mit dem 
Feuer von Drohnen und Luft-Boden- 
Raketen - ein bizarres Muster auf jeden 
Kriegshimmel zaubert. 

Näheres zu unserer Arbeit finden Sie 
wie immer in unserer beiliegenden Prä¬ 
sentationsmappe. 

Unser Firmenvorstand hat übrigens 
vor wenigen Tagen auf Grund der Po¬ 
pularität des Krieges einen Antrag ge¬ 
stellt, den Krieg endlich zum Weltkul¬ 
turerbe zu erklären. Wir glauben zwar 
nicht, dass der Krieg sonst verloren 
geht, aber eine verdiente Anerkennung 
für seine historischen Verdienste seit 
Bestehen der Menschheit hat er durch¬ 
aus verdient. 

Wir warten auf Ihre Bestellungen. 
Hochachtungsvoll 
Börzelmeyer Sebastian 

Firma Erwin Krieg & Söhne 

++letzte meldung+++letzte mel- 
dung+++letzte meldung+++letzte 
meldung+++letzte meldung+++le 

Korrektur 

... und hier noch eine Richtigstellung: 
Irrtümlich wurde wieder einmal berich¬ 
tet, dass in Deutschland die Vermögen 
ungleich „verteilt“sind. Diese Meldung 
ist falsch, weil dadurch leicht der Ein¬ 
druck entsteht, dass eine amtliche Stelle 


in Deutschland die Vermögen irgend¬ 
wie „verteilt“. 

Stattdessen ist es natürlich schon immer 
so, dass die Vermögen schon immer von 
den Vermögenden angeeignet werden - 
und zwar zum Schaden der Nichtver¬ 
mögenden. 


++letzte meldung+++letzte mel- 
dung+++letzte meldung+++letzte 
meldung+++letzte meldung+++le 

Bedien ungsan l eitung 

... und zum Schluss unserer Einfüh¬ 
rung noch eine letzte Bitte zur Benut¬ 
zung Ihres neuen Handys: 

Neuesten Untersuchungen zufolge ha¬ 
ben Mitarbeiter des NSA zunehmend 
Schwierigkeiten, längere Texte zu er¬ 
fassen. - Wir bitten Sie deshalb in Ih¬ 
rem eigenen Überwachungsinteresse: 
Fassen Sie sich bitte kurz und sprechen 
Sie nur noch in SMS. 


Erste Entschuldigung 

Das erste Mal in der Geschichte hat sich 
ein Amerikaner entschuldigt, und zwar 
wegen der Abhöraffäre der NSA. - Al¬ 
lerdings entschuldigte er sich nicht für 
die Bespitzelung, sondern nur für die 
Empfindlichkeit der Deutschen. 
Insofern wäre die Entschuldigung ei¬ 
gentlich nicht nötig gewesen. - Wir sind 
nämlich inzwischen einiges gewöhnt 
von den USA/NSA. 

Werner Lutz 
(Deutscher Einheit (z)-Textdienst) 


„Sportverräter“ 

Oder: Der bundesdeutsche Ärger über die Erfolge der DDR-Sportlerinnen und -Sportler 



Erfolgreiche DDR-Sportlerin: Die Turnerin Karin Janz war zweifache Olympia¬ 
siegerin bei den Olympischen Spielen 1972 (Pferdsprung und Stufenbarren), 
Weltmeisterin 1970 (Stufenbarren), vierfache Europameisterin und 20 -fache 
DDR-Meisterin. Mit insgesamt 17 Medaillen ist sie die erfolgreichste Turnerin der 
deutschen Sportgeschichte und eine der weitbesten Turnerinnen. 


In Potsdam hat man eine Ausstellung 
eröffnet. Pardon: Nicht „man“ sondern 
der Präsident des Landtages. Der heißt 
Gunter Fritsch und wenn dieser nach 
der Verfassung ranghöchste Bürger 
des Bundeslandes eine Ausstellung er¬ 
öffnet, rechnet man nicht damit, dass 
deren Thema die mögliche Not der 
Maikäfer im Land Brandenburg wäre, 
sondern dass sie ernste Sorgen der Bür¬ 
ger tangiert. Deshalb konnte ich mein 
Staunen nur mühsam unterdrücken, als 
ich den Titel las „ZOV Sportverräter“. 
Hatte ich Gravierendes im Branden¬ 
burger Sport versäumt? Hatte jemand 
jemanden im Rostocker Fußballklub 
verraten, oder etwa bei dem so erfolg¬ 
reichen Frauen-Fußballaufgebot von 
Turbine Potsdam? 

Ich scheuchte Potsdamer Freunde te¬ 
lefonisch auf und die beschafften mir 
eine Hochglanzeinladung der Ausstel¬ 
lungs-Eröffnungsparty - der Termin 
war längst vorüber - und deren Text 
klärte mich dann erst mal auf und na¬ 
türlich sollen auch die UZ-Leserln- 
nen nicht unwissend bleiben. Deshalb 
hier der Wortlaut: „Ihr Auftrag war es, 
Goldmedaillen für den Sozialismus zu 
erringen. Mit ihrer Schnelligkeit, ihrer 
Geschicklichkeit oder ihrem Spiel soll¬ 
ten sie in der internationalen Sportare¬ 
na die Überlegenheit des SED-Staates 
demonstrieren. Ostdeutsche Spitzen¬ 
sportlerinnen und -Sportler waren im¬ 
mer auch ,Diplomaten im Trainingsan¬ 
zug 4 für die DDR. Nach dem Mauerbau 
nahm die propagandistische Vereinnah- 
mung des Sportes deutlich zu, gleich¬ 
zeitig wuchs auch der Druck auf die 
Athletinnen und Athleten, Höchstleis¬ 
tungen zu vollbringen. Wer sich jedoch 
von der DDR abwandte und sogar Re¬ 
publikflucht 4 beging, wurde über Nacht 
zu einem politisch verfolgten ,Verräter 4 . 
Die Stasi hat die Fluchten zahlreicher 
Vorzeigesportlerinnen und -Sportler in 
einem sogenannten ,Zentralen Ope¬ 
rativen Vorgang 4 (ZOV) erfasst. Die 
, Abtrünnigen 4 wurden auch im Westen 
ausspioniert und ,zersetzt 4 , ihre Ange¬ 
hörigen vom Ministerium für Staats¬ 
sicherheit und der SED bedroht und 
sozial isoliert. Die Ausstellung ,ZOV 
Sportverräter 4 präsentiert die Flucht¬ 
schicksale von 15 Sportlerpersönlich¬ 
keiten - Gesichter und Körper, festge¬ 
halten im Augenblick des Erinnerns.“ 
Auf der anderen Seite des Flyers stan¬ 
den die Redner des Tages, der Branden¬ 


burg wichtig genug erschienen war, um 
den Landtagspräsidenten zu mobilisie¬ 
ren. Nach dem hohen Herrn, hatte Ul¬ 
rike Poppe das Wort ergriffen, also die 
„Landesbeauftragte zur Aufarbeitung 
der Folgen der kommunistischen Dik¬ 
tatur“, die keine sportliche Vergangen¬ 
heit aufzuweisen hat, aber darum ging 
es - wie sich erwies - an diesem Tag 
auch gar nicht. Es folgte ein Vortrag 
„Republikflucht im DDR-Sport“ den 
Jutta Braun und Rene Wiese hielten. 
Frau Braun war 1967 in der Bundesre¬ 
publik zur Welt gekommen und hatte 
in München Osteuropäische Geschich¬ 
te und Sinologie studiert, und 1999 zur 
„Enteignungspolitik in der DDR“ pro¬ 
moviert. Danach wandte sie sich dem 
DDR-Sport zu und zwar oft zusam¬ 
men mit jenem Wiese (*1968), der an 
der Westberliner Freien Universität 
sein Wissen über die DDR erworben 
und mit 44 Jahren sein Wissen über die 
Kinder- und Jugendsportschulen der 
DDR der Öffentlichkeit als Promoti¬ 
on präsentiert hatte. Dann sollen Zeit¬ 
zeugen ein Gespräch geführt haben, 
nämlich der Ex-DDR-Nationalturner 
Wolfgang Thüne und ein Redakteur 
vom „Tagesspiegel“. Als Dritter wurde 
sogar ein Mitglied des Bundestages - 
Name: Eberhard Gienger - angekün¬ 


digt, der früher mal eine Turn-Medaille 
gewonnen hatte und auf dem Flyer als 
„Fluchthelfer“ deklariert worden war. 
Kurzum: Potsdam hatte es für an 
der Zeit befunden ausgerechnet am 
1. April Schauplatz dieses Treffens zu 
sein und daran zu erinnern, dass eini¬ 
ge Sportler die DDR verlassen hatten. 
Das wird übrigens nicht nur in Potsdam 
mitgeteilt, denn diese Ausstellung zieht 
von Stadt zu Stadt. 

Um Klartext zu reden: Ein Zufall war 
diese Eröffnung nicht, denn noch im¬ 
mer redet man nicht nur in Frankfurt 
an der Oder, sondern auch in Frankfurt 
am Main über die legendären Triumphe 
der DDR-Athleten. Es lohnt nicht, ein¬ 
mal mehr die Wahrheit über die „Ver¬ 
räter“ auszugraben und erscheint auch 
überflüssig: Gienger ließ sich im Fly¬ 
er als „Fluchthelfer“ ankündigen und 
den Journalisten wurde mitgeteilt, dass 
„Flüchtling“ und „Fluchthelfer“ die 
Operation bis zur „Wende“ geheimge¬ 
halten hatten. Warum denn wohl das? 
Weil man es selbst vor 1990 als unseri¬ 
ös empfunden hatte? Weil Gienger da¬ 
mals gar kein „Fluchthelfer“ hatte sein 
wollen? 

Schwamm drüber. Die an jenem Abend 
ebenfalls verbreitete Legende, Hon¬ 
ecker hätte die „Diplomaten im Trai¬ 


ningsanzug“ erfunden, wird bis in alle 
Ewigkeit erzählt und geglaubt werden. 
Die Wahrheit: Als ein berühmter DDR- 
Langstreckenläufer dank bundesdeut¬ 
scher Intervention kein Einreisevisa zu 
einem Sportfest in London erhielt, wur¬ 
de der Präsident des Internationalen 
Leichtathletikverbandes, das Mitglied 
des britischen Oberhauses, Lord Burgh- 
ley, aktiv, zwang das zuständige briti¬ 
sche Ministerium, ein Visum für ihn zu 
erteilen, arrangierte ein neues Sportfest 
und gratulierte ihm zu seinem Sieg mit 
den Worten: „Sie sind ein Diplomat im 
Trainingsanzug“. Dass diese Vokabel in 
der DDR zuweilen zitiert wurde, dürfte 
kaum jemanden verwundern. 

Kern des bundesdeutschen Unwillens - 
der letztlich auch zu dieser Potsdamer 
Ausstellung führte - aber war jenes 
ewig der DDR Hinterherrennenmüs- 
sen. Kostproben gefällig? 

W. Weyer im „Sportinformationsdienst 
Düsseldorf“ (28.10.1969): „So sehr wir 
uns bemühen wollen, in München hei¬ 
tere und fröhliche Spiele zu veranstal¬ 
ten - gemessen werden die Olympi¬ 
schen Spiele in der Öffentlichkeit in 
München nicht daran, ob viele Dis¬ 
kussionsgruppen tagen, Philharmoni¬ 
sche Orchester aus aller Welt Zusam¬ 
menkommen und Beat-Bands ihre 
Rhythmen zum Besten geben - ge¬ 


messen vom Volk wird, wieviel Gold-, 
Silber- und Bronzemedaillen gewinnt 
die Bundesrepublik im Vergleich zur 
DDR.“ 

„BZ“, Westberlin (14.10.1970): „Opas 
Olympia ist tot. Sport ist die herrlichs¬ 
te Nebensache der Welt! Dem Letz¬ 
ten eines Marathonlaufes mag dieses 
Sprichwort wie Balsam für seine wun¬ 
de Seele - genauer, für seine wunden 
Füße - erscheinen. Doch zwei Jahre 
vor Beginn der Olympischen Spiele in 
München muss einmal unmißverständ¬ 
lich klargestellt werden: Dass Sport die 
herrlichste Nebensache der Welt sei, ist 
nichts weiter als eine niedliche Phrase 
zur Bemäntelung von Niederlagen ... 
Ganz gewiß ist: Die Vorstellung, dass 
die DDR bei den Olympischen Spielen 
in München das meiste Gold absahnt, 
hat etwas Erschreckendes! Angesichts 
solcher Visionen wird die olympische 
Idee ... zur absolut lächerlichen und 
wertlosen Farce.“ 

„Christ und Welt“: „Der steinerne Gast 
aller Überlegungen über den Weg des 
Sports in der Bundesrepublik ist der 
DDR-Sport.“ „Handelsblatt“: „Der un¬ 
aufhaltsame Aufstieg der Damen und 
Herren, die Hammer und Zirkel zwi¬ 
schen Kinn und Nabel tragen, beunru¬ 
higt in der Bundesrepublik.“ 

Klaus Huhn 
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